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Zwanzger: Hohes Haus! Der Berichterstatter

über das Kapitel Bergwesen hat erwähnt, daß für

die Ausbildung der Jnspektionsbeamtcn ein sehr

geringer Bettag eingestellt sei. Der Minister für

Handel und Verkehr hat seinerzeit mitgeteilt, daß

es in Zukunft absolut notwendig ist, daß Bcrgwerks-

beantte für den Bcrginspektionsdicnst usw. aus¬

gebildet werden, wozu selbstverständlich große Mittel

erforderlich sind. Wir wissen ja, daß eine ganze

Reihe von Beamten ausgeschieden sind, die im

Montandienst eine wichtige Rolle gespielt haben und

die selbstverständlich durch andere ersetzt werden

müssen. Anderseits sind — soweit wir orientiert

sind — die Jnspektionsbeamten, die noch im Bundes¬

dienste stehen, meist ältere Beamte, die natürlich,

wenn sie ihre Dienstzeit hinter sich haben werden,

abgebaut, pensioniert werden. An ihre Stelle müssen

selbstverständlich andere kommen. Ich befürchte aher

sehr, daß, da für die Ausbildung solcher Beamten

ein so geringer Betrag eingestellt wurde, die Aus¬

scheidenden wahrscheinlich nicht voll werden ersetzt

werden, und die Folge davon wird sein, daß der

Jnspektionsdienst, der Sicherheitsdienst für die Grube

leiden wird.

Dagegen müssen wir Verwahrung einlegcn, die^

schon deshalb, weil auch jetzt die Jnspektionstätig-

keit, wenn wir auch in letzter Zeit eine kleine

Besserung feststellen können, nicht so ausgeübt wird, wie

es sein soll, wobei wir genau wissen, daß die dazu

erforderlichen Mittel eben nicht beigestellt werden.

Ich wiederhole also, es muß absolut dafür Vor¬

sorge getroffen werden, daß sich der Jnspektions¬

dienst in keinem Fall verschlechtert, sondern eher

verbessert.

Außerdem muß ich bemängeln — ich habe das

schon wiederholt sowohl im Plenum des Hauses als

auch im Finanzausschüsse getan —, daß über die

Jnspektionstätigkeit im Bergbau gar keine Berichte

erscheinen. Es ist zwar eine Jnspektionsabteilung in

der Montanverwaltung eingerichtet, die Rcvierberg-

ämter haben auch den Auftrag, die Betriebe von

Fall zu Fall zu inspizieren, aber über den Erfolg
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oder über die Wahrnehmungen, die sie bei diesen

Inspektionen gemacht haben, herrscht tiefes Süll¬

schweigen. Es weiß kein Mensch, wie die Jnspektions-

tätigkeit vor sich geht, es weiß kein Mensch, welche

Wahrnehmungen die Jnspektionsbeamten bei ihren

Inspektionen gemacht haben, und das betrachten wir

als einen kolossalen Mangel. In der alten Mon¬

archie sind diese Jnspektionsberichte tatsächlich er¬

schienen, wenn auch sehr verspätet, aber zumindest

wurde man darüber unterrichtet, welche Wahr¬

nehmungen man bei der Inspektion über Unfälle usw.

gemacht hat.

Allerdings wird man mir vielleicht antworten,

über die tödlichen Unfälle im Bergbau werden ja

alljährlich Berichte hcrausgegeben. Das ist richtig,

das will ich zugeben. Es ist auch sehr interessant,

hohes Haus, daß die statistischen Berichte über den

Bergbau, die Produktionsverhältnisse usw. von den

Bergwcrksbesitzcrn bezahlt werden. Zusammengestcllt

werden sic in der Montanabteilung, aber zahlen

müssen sie, soweit wir orientiert sind, die Bergwerks¬

besitzer, wahrscheinlich aus Ersparungsrücksichten,

bannt der Bund nicht belastet erscheint. Aber sonst

erhalten wir gar keine Berichte über die Jnspektions-

tätigkeit. Sie niüssen daher zugeben, daß, wenn man

nicht weiß, welche Tätigkeit die Jnspektionsbeamten

entfalten, wenn keine Berichte erscheinen, das Vertrauen

zu den Bergbehörden absolut nicht gehoben werden kann.

Man wird mir vielleicht antworten und der Herr

Minister hat cs ja schon einmal gesagt, man würde

die Berichte schon herausgeben, aber dazu fehlt uns

das Geld. Ich glaube, auf die paar Groschen, die

die Herausgabe dieser Jnspektionsberichte kosten

wird, komnit es nicht an, wenn man berücksichtigt,

daß anderseits durch die Bankenskandalc usw. eine

Unmenge von Geld verpulvert wurde.

Nun zu einer anderen Sache. Wir haben im

Finanzausschuß und auch im Plenum des Hauses

wiederholt die Änderung des Berggesetzes verlangt.

Der Herr Bundcsminister für Handel und Verkehr

hat schon zweimal — einmal im Plenum und

einmal im Finanzausschuß — zngesagt, daß das

Berggesetz geändert wird. Wenn ich auch zugebe,

daß einige Bestimmungen über die Arbeitszeit, Lohn¬

zahlung usw. geändert worden sind, so sind doch

jene Bestimmungen, die die Arbeiter betreffen, bis

heute keiner Änderung unterzogen worden, obwohl

wir das schwer empfinden. Ich möchte ganz be¬

sonders nochmals auf den § 203 des Berggesetzes

aufmerksam machen. Dieser § 203 wird von den

Bergwerksbesitzern und -beamten in brutaler Weise

mißbraucht. Es ist darin die Bestimmung enthalten:

Wenn ein Arbeiter seinen unmittelbaren Vorgesetzten

den Gehorsam verweigert oder ihm nicht die nöüge

Achtung cntgcgenbringt, kann er sofort fristlos ent¬

lassen werden. Diese Bestimmung wird in brutaler

Weise ausgelegt.

Ich möchte das nur durch ein Beispiel beweisen.

Es ist fcstgcstellt, daß am steirischen Erzbergwerk

Leute gebraucht werden. Da erlaubte sich nun ein

Arbeiter, der vollständig durchnäßt war — die Arbeit

am steirischen Erzberg wird ja obertags durch¬

geführt, die Leute müssen bei jeder Witterung die

Schicht verfahren —, nachdem er vorher mit dem

Ingenieur gesprochen und ihm gesagt hatte, er wolle

nach Hause gehen, weil er vollständig durchnäßt ist,

nach Hause zu gehen; daraufhin wurde er sofort

nach ß 203 des Berggesetzes entlassen. Abgesehen

von der Entlassung wurde dem Arbeiter aber, weil er

eben nach § 203 des Berggesetzes entlassen worden

war, auch noch die Arbeitslosenunterstützung durch

zwölf Wochen nicht gewährt. Auf so leichtfertige Weise

werden die Leute hinausgeworfcn und dann erlaubt

sich die Alpine zu sagen, sie braucht Leute. Neue

Arbeiter, die noch nicht akklimaüsiert sind, werden

dann von der Alpinen ausgenommen.

Ich möchte also wünschen, daß der Herr Minister

endlich sein Versprechen einlöst. Nicht nur gegen

Arbeiter geht man so vor, sondern auch gegen

Betriebsräte. Ich kann Ihnen da zwei Fälle an¬

führen. In dem einen Falle wurde die Zustimmung

zur Entlassung des Betriebsrates erteilt, weil an¬

geblich die Betriebsleitung beleidigt worden war.

Im zweiten Falle mußte das Einigungsamt die

Zustimmung zur Entlassung des Betriebsrates ver¬

weigern, weil der Beamte nicht beweisen konnte,

daß sich der Betriebsrat eine Beleidigung zuschulden

kommen ließ. Aber man wendet ganz willkürlich

den 8 203 an, um, wenn man nicht in der Lage

ist, die Worte eines Arbeiters so darzustellen, wie

es den Bemnten paßt, ihn zu entlassen.

Hohes Haus! Der österreichische Bergbau befindet

sich, wie Sie alle wissen, schon seit längerer Zeit

in einer latenten Krise. Die Bergwerksbesitzer klagen

darüber, daß die inländische Kohle keinen Absatz

findet. Man hat schon wiederholt über Stützungs¬

aktionen für den österreichischen Bergbau beraten

und hat verschiedene Enqueten und Konferenzen ab¬

gehalten. Bei der letzten dieser Zusammenkünfte, die

im Vorjahre stattfand, wurde beschlossen, daß die

Bergwerksbesitzer, der Verband der Bergarbeiter und

die Arbeiterkammern ein Elaborat über die Mög¬

lichkeiten, den Absatz der österreichischen Kohle zu

erhöhen, ausarbeiten. Man war schon so weit, daß

bereits einzelne Vorschläge vereinbart waren, die

nun in Gesetzesform nicdergelegt werden sollten. Bei

dieser Aussprache hat auch der Vertreter der Re¬

gierung erklärt, daß der Minister für Handel und

Verkehr dem Nationalrat einen diesbezüglichen

Gesetzentwurf unterbreiten werde. Das war im

April 1927. Seither haben die Bergwerksbesitzer

keinen Finger mehr gerührt, um zu zeigen, ob sie

bei dieser Stützungsaktion noch mittun oder nicht.

Aber wenn schon die Bergwerksbesitzcr versagt haben,
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so glaube ich doch, daß es Pflicht der Regierung

war, hier einzugreifen und Ordnung zu schaffen;

entweder es geschieht etwas oder es geschieht nichts.

Man wird antworten, die Regierung habe schon

wiederholt Aktionen für den österreichischen Kohlen¬

bergbau unternommen, aber in diesem Falle hat die

Regierung ihr Versprechen nicht eingelöst. Allerdings

lesen wir heute in den Zeitungen, daß sich der

Zentralvcrcin der Bergwcrksbesitzcr mit der Industrie

bespricht, um den Absatz der österreichischen Kohle

zu vergrößern. Ich bin neugierig, ob die Bergwerks¬

besitzer allein mit den Industriellen in dieser Be¬

ziehung fertig werden. Wie es heißt, verlangen die

Bergwcrksbesitzcr einen Mehrabsatz von 600.000

Tonnen. Es wäre sicherlich zu begrüßen, wenn dies

erreicht werden könnte, aber ich fürchte sehr, daß

sich die Verhandlungen wieder zerschlagen werden.

Ich möchte deshalb hier den Wunsch ausdrücken,

daß der Herr Minister energisch eingreift und

Remedur schafft, daniit die Krise im österreichischen

Kohlenbergbau wenigstens teilweise behoben wird.

Ich sage dies aus einem ganz bestimmten Grunde.

Wir haben jetzt infolge der Wirtschaftskrise nach den

letzten Erhebungen des Bundesministeriums für

soziale Verwaltung infolge des riesigen Abbaues

in den großen Revieren nicht weniger als 5000

pensionierte Bergarbeiter. Dazu kommt, daß nach

unseren Erhebungen von diesen 5000 pensionierten

Bergarbeitern über 1000 in Werkswohnungen unter¬

gebracht sind. Diese über 1000 Menschen leben in

der steten Gefahr, obdachlos zu werden. Es ist kein

Geheinmis, daß die Alpine Montangescllschaft schon

wiederholt, und zwar besonders in Fohnsdorf gegen

solche pensionierte Bergarbeiter mit gerichtlichen

Kündigungen vorgegangen ist. Wenn es bis jetzt

nicht zur Delogierung gekommen ist, so ist das nur

unserem Eingreifen zu verdanken.

Dazu kommt noch, daß die Alpine Montangesell¬

schaft jetzt auch noch die Graz-Köflacher erworben

hat. Ich stelle fest, daß im Wiefer Revier 255 pen¬

sionierte Bergarbeiter nntergebracht sind, und wenn

die Alpine dort einmal den Betrieb aufnehmen

wird, so wird sie sagen, sie braucht ihre Wohnungen

und die Leute müßten hinaus. Wohin sie dann aber

ziehen sollen, das weiß heute kein Mensch, weshalb

ich die Regierung ans diesen Umstand aufmerksam

mache. Nach meiner Auffassung kann es der Re¬

gierung auch nicht gleichgültig sein, was sich in den

Revieren abspielen würde, wenn es vielleicht zu

Massendelogierungen konnnen sollte, wenn die Berg¬

werksbesitzer den Standpunkt einnchmcn, es handle

sich um Dienstwohnungen, für die der Mieterschutz

nicht gelte, so daß man die Leute jeden Moment

hinausschmeißen kann. Ich will nicht drohen, aber

ich glaube, daß ein solches Vorgehen in den Re¬

vieren wahrscheinlich nicht gleichgültig hingenommen

werden würde, und lege der Regierung nahe, mit

den Bergwerksbesitzern darüber zu sprechen, damit

sie nicht so scharfe Maßnahnien treffen und die Leute

eventuell, wie man annimmt, hinauswerfen; denn

mit einer Pension von 50 8 kann niemand eine

Privatwohnung bezahlen. Darum muß Vorsorge

getroffen werden, daß eine solche Katastrophe nicht

eintritt. Man wird vielleicht sagen, die Gemeinden

hätten die Verpflichtung, Armenhäuser zu bauen und

in einem solchen Falle diese Leute dort unterzu¬

bringen. Da verweise ich nun darauf, daß die Gemeinde

Fohnsdorf ein Versorgungshaus bauen wollte, um

einen Teil der pensionierten Arbeiter dort unterzu¬

bringen. Was machte aber die Alpine? Sic erhob

gegen die Aufnahme eines Gemcindcdarlehcns Ein¬

spruch, so daß der Bau des Versorgungshanses ver¬

schleppt wurde. Aber wenn schon die Gemeinde

Fohnsdorf in der Lage wäre, durch Aufnahme eines

Darlehens ei» Versorgungshaus zu bauen, so sind

die übrigen in Betracht kommenden Gemeinden arme

Landgenieinden, die nicht in der Lage wären, ein

Darlehen aufzunehmen und ein Versorgungshans zu

bauen. Die Pensionisten würden also der Gefahr der

Obdachlosigkeit ansgesetzt sein, wenn die Bcrgwerks-

besitzcr den Standpunkt cinnehmen, daß cs sich um

Dienstwohnungen handle, die jederzeit gekündigt

werden können.

Der Herr Berichterstatter hat auch darauf ver¬

wiesen, daß die Tiroler Montanbetriebe mit einem

Betriebsdefizit abgeschlossen haben. Ich möchte da¬

rauf aufmerksam machen, daß, wenn das Betriebs¬

defizit bei den Bundesmontanbetrieben in Tirol in

einem solchen Maße vorhanden ist, die Schuld

daran liegt, daß die Regierung auf unsere jahrelang

erhobenen Mahnungen nicht schon früher Mittel

bcreitgestellt hat, um die Betriebe technisch besser

anszugestalten. In der letzten Zeit versucht man,

die Sache zu bessern, aber ich stelle ausdrücklich

fest — und der Herr Berichterstatter hat davon

nichts erwähnt —, daß das Braunkohlenbergwerk

in Häring im vorigen Jahre auch unter einer Brand¬

katastrophe gelitten hat. Wir haben diese Brand-

katastrophc in unserer Presse einer Kritik unterzogen,

was vonr Handelsniinisteriinn bitter empfunden

wurde, weil wir mit unserer Kritik angeblich nicht

ganz recht hatten. Das ist eine Behauptung, über

die ich momentan nicht reden will, weil die Tech¬

niker festgestcllt haben, daß die Brandursache nicht

durch Schlamperei, sondern durch einen Zufall

oder — wie sie sagten — durch die Umstände,

unter denen der Betrieb dort geführt werden muß,

hervorgerufen wurde. Ich möchte ausdrücklich scst-

stellen, daß speziell die Montanarbeiter seinerzeit

große Opfer gebracht haben und auch jetzt noch

bringen, weil man versucht, den Betrieb zu ver¬

bessern, und im Zusammenhänge daniit Arbeiter ent¬

läßt. Der Herr Berichterstatter hat auch darauf ver¬

wiesen, daß die Montan betriebe unter der großen
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Pcnsionslast viel zu leiden haben, und hat die Zahl

von 563 Pensionisten angegeben. Das kann stinimen,

ich will diese Ziffer nicht bestreiten, aber man muß

bedenken, unter welchen Voraussetzungen diese Ziffer

zustande gekommen ist. Alles, was seinerzeit in den

Betrieben des staatlichen BergbWes nicht nur in

Tirol allein, sondern auch in der ganzen Monarchie

pensioniert wurde, wurde dem Pensionsetat der

Montanbetriebe in Tirol zugcteilt. Das ist nach

unserer Auffassung falsch. Ich habe schon einmal

gesagt: Wenn man die ganze Last auf nicht ganz

400 Arbeiter schiebt, noch dazu eine Last, die die

Bundesmontanbctricbe in Tirol gar nichts angeht,

dann ist es klar, daß eine solche Belastung zu groß

ist. Ich habe seinerzeit im Finanzausschuß beantragt,

daß alle Pensionisten, die anderen Bundesbetricbcn

angehört haben, aus dieser Post auszuschalten sind

und dadurch die Last für die Montanbetriebc in

Tirol vermindert wird. Mein Antrag wurde auch

angenommen, aber geschehen ist nichts, und es ist

alles beini alten geblieben. Da alles das, was wir

angeregt haben, von der Regierung nicht gemacht

wurde, können wir selbstverständlich auch nicht für

den Bundesvoranschlag stimmen. (Beifall und Hände¬

klatschen).

Franz Bauer: Hohes Haus! Wiederholt schon

wurde von dieser Stelle aus über die Notwendig¬

keit des Bahnhofunibaues in Linz gesprochen, und

es wurde auch wiederholt auf die Gefahr aufmerksam

gemacht, die der derzeitige Zustand des Linzer

Bahnhofes mit sich bringt. Die Stadtgemeinde Linz

hat sich wiederholt mit der Frage des Bahnhofum-

baues beschäftigt und auch wiederholt Anträge dies¬

bezüglich an das Ministerium gerichtet. Daß es

bisher noch zu keinem größeren Unglück gekommen

ist, ist nur der Aufmerksamkeit des geschulten

Personals zu verdanken. Die Anlage, wie sie jetzt

besteht, bedeutet nicht nur eine Gefahr für die

Menschen, sondern auch eine große Hemmung für

die Abwicklung des Verkehrs. Der Herr Minister

für Handel und Verkehr sollte alles aufbieten, was

in seinen Kräften steht, um die Frage des Bahnhof-

nmbauesin Linz endlich einer Regelung zuzuführen.

Es sind wiederholt Projekte ausgearbeitet worden,

die aber teilweise unzulänglich waren. Wir haben

uns in der Gemeinde Linz — und ich spreche hier

auch als Vertreter der Stadtgenieinde Linz — aller¬

dings mit dem Gedanken vertraut gemacht, daß ein

halbes Projekt nicht angenommen werden kann,

sondern daß, wenn man schon an den Umbau des

Linzer Bahnhofes denkt, ein solches Projekt ausgc-

führt werden muß, das in allererster Linie auch den

Anforderungen der Zukunft entspricht. Bei dieser

Gelegenheit muß ich besonders darauf aufmerksam

machen, daß ein Hauptübclstand beim Linzer Bahn¬

hof bei den Straßenübersetzungen liegt. Alle Herren,

die nach Linz kommen, werden wissen, daß man

außerhalb der Stadt die Übersetzungen kreuzen muß.

Man hat sich früher niit dem Gedanken vertraut

geniacht, anläßlich des Umbaues des Bahnhofes

unter allen Umständen diesen Übelstand aus der

Welt zu schaffen und eine Unterfahrt herzustellen.

Nun findet man aber heute, daß die Unterfahrt

einen zu großen Betrag verschlingen würde, und

man ist deshalb an die Ausarbeitung eines Pro¬

jekts gegangen, das eine Überführung vorsieht. Wir

Vertreter der Stadtgemeinde Linz müssen aber ganz

entschieden den Plan ablehnen, statt der Unterfahrt

eine Überführung zu machen. Bei dieser Gelegenheit

möchte ich noch eine andere Sache kurz streifen.

Ich kann mich an eine Zeit erinnern, in der die

Stadtgemeinde Linz darangegangen ist, das Gebiet

jenseits der Donau in der Gegend der Steyregger

Brücke der Stadt Linz besser zugänglich zu machen. Die

Bundesbahnverwaltung hat bei der dortigen Brücke

seinerzeit die Eiscnkonstruktion zur Auswechslung

gebracht, und wir meinten, daß es jetzt möglich ge¬

wesen wäre, im Einvernehmen zwischen Bundesbahn-

Verwaltung und Gemeinde eine Regelung derart zu

treffen, daß die alte Brücke dem Fuhrwerksverkehr

übergeben und eine neue für den Bahnverkehr ge¬

baut wird. Technisch wäre es nwglich gewesen. Die

Vertreter der Landgemeinden erkürten sich bereit,

Beiträge zu leisten, aber da sich die Bundesbahn¬

direktion auf den Standpunkt gestellt hat, daß es

nur Sache der Bundesbahnverwaltung sei, die

Eisenkonstruktion auszuwechseln, während alles andere

die Stadtgenieinde Linz angehe, ist dieses für das

Hinterland von Linz so wichtige Projekt zu unserem

tiefen Bedauern nicht zur Durchführung gekommen.

Zum Schluffe möchte ich noch einmal an den

Herrn Bundesminister die Bitte richten, alles zu

unternehmen, damit der Bahnhof Linz umgebant

wird und die jetzigen unhaltbaren Zustände aus der

Welt geschafft werden. Es haben sich ja alle maß¬

gebenden Faktoren dafür ausgesprochen, daß diese

Anlage nicht mehr haltbar ist, und wenn man über¬

dies noch daran denkt,die Elektrifizierung durchzuführen,

kann selbstverständlich auch diese Elektrifizierung nicht

ohne den Umbau des Bahnhofes in Angriff ge-

nonllneu werden. (Lebhafter Beifall.)

Müllner: Hohes Haus! Die Arbeitslosigkeit ist

in den letzten Monaten in erschreckender Zunahme

begriffen. Mehr als 300.000 Arbeiter und Arbeite¬

rinnen stehen außerhalb jeder Beschäftigung, und

diese erschütternde Tatsache ist wohl ein Anlaß, daß

sich alle kompetenten Faktoren unseres Bundes mit

dieser Frage beschäftigen. Insbesondere muß diese

Erscheinung dem Herrn Handelsminister zu denken

geben, der sich wohl in normalen Zeiten damit be¬

gnügen kann, das Wirffchaftsbarometer zu regi¬

strieren, jedoch in einer Notstandszeit bestrebt sein

muß, durch Schaffung von Arbeitsgelegenheiten

der Zunahme der Arbeitslosigkeit zu begegnen. Es
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muß hier fcstgcstcllt werden, daß die Gemeinde Wien

und die von Sozialdemokraten verwalteten Städte

in den letzten Jahren nach Kräften bemüht waren,

der Arbeitslosigkeit durch Aufträge Einhalt zu ge¬

bieten, und es steht fest, daß immer dann, wenn die

günstigere Jahreszeit anbricht, gerade durch die

Tätigkeit der sozialdemokratischen Gemeinden die

Arbeitslosigkeit einen Rückgang erfährt. Wenn wir

demgegenüber das Verhalten des Bundes stellen,

dann müssen wir sagen, daß auf dem Gebiete der

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren

fast gar nichts geschehen ist. Und doch gibt es im

Bunde mancherlei zu machen. Vor allem sind unsere

Bundesstraßen in dem denkbar schlechtesten Zustand,

und es ist wohl ein müßiges Gerede von der

Hebung des Fremdenverkehrs, wenn man nicht gleich¬

zeitig bestrebt ist, unsere Bundesstraßen instand zu

setzen und dadurch den Fremden zu ermöglichen, das

Land zu besuchen. Wenn der Bundesminister für

Handel und Verkehr ein großzügiges Straßenbau-

Programm aufstellen würde, dann, bin ich überzeugt,

wäre es auch möglich, die erforderlichen Kredite zu

bekommen. Genau so wie man seinerzeit Kredite für

die Errichtung von Molkereien bekonimen hat, müßte

es auch möglich sein, für diese Jnvestitionszwccke

ausländische Darlehen zu bekommen.

Durch eine Verbesserung unserer Straßen lväre

es möglich, Tausenden von Arbeitslosen nützliche

Beschäftigung zu geben und sie der Untätigkeit zu

entreißen. Es ist aber auch feststehend, daß unsere

gesamten Bahnanlagen, von den Bahnhöfen ange-

fangcn bis zum Wagenpark, bis zum Oberbau und

bis zu den Brücken, äußerst reparaturbedürftig sind

und daß der Bund sich bemühen muß, auch hier

endlich einmal nach dem Rechten zu sehen. Wir

stehen aber auch ans dem Standpunkt, daß die

begonnene Elektrifizierung zum mindesten auf den

Hauptbahnlinien fortgeführt werden muß, haupt¬

sächlich aus dem Grunde, weil der elektrifizierte

Betrieb nicht nur rationeller ist und in keiner Be¬

ziehung teurer zu stehen kommt als die Dampf¬

führung, sondern weil sich auch eine ganze Reihe

von Vorteilen, die sich aus dem elektrischen Betriebe

ergeben, für den Fremdenverkehr in Österreich vor¬

teilhaft bemerkbar machen würden. Wenn es Tat¬

sache ist, daß die Elektrifizierung vertagt werden

soll, weil die Forderungen der Unternehmer der

Elektrizitätsindustrie in bezug auf die Erstellung

der Preise zu hohe sind, dann, glaube ich, müßte

es im Verhandlungswege gelingen, den Industriellen

begreiflich zu machen, daß an eine Elektrifizierung

nur dann gedacht werden kann, wenn die Preise

hiefür angeniessen sind.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch den Herrn

Bundesniinister bitten, daß sein Ministerium und er

selbst persönlich zur Frage des Antomobilwesens

eine andere Stellung einnimmt. Ich kann mich

erinnern, daß der Herr Bundesminifler für Handel

und Verkehr gelegentlich der Eröffnung der Bahn¬

linie Ruprechtshofen—Grcsten eine nicht sehr auto¬

mobilfreundliche Rede gehalten hat, und auch aus

der Tätigkeit des Ministeriums ist ersichtlich, daß

man dort bestrebt ist, den Automobilverkehr zu

hemmen, weil man von ihm eine besondere Kon¬

kurrenz der Bundesbahnen befürchtet. Es sei ohne

weiteres zugegeben, daß durch den Ausbau von

Automobillinien die Bundesbahn in ihren Ein¬

nahmen tangiert ist, aber ich bin der Meinung, daß

diese Tatsache kein Grund sein kann, einem Ver¬

kehrsmittel die natürliche Entwicklung zu nehmen,

und daß alle Maßnahmen nicht ausreichen werden,

dieser natürlichen Entwicklung Herr zu werden. Ich

glaube, die Bundesbahnen haben andere Möglich¬

keiten, den Betrieb rentabel zu gestalten, indem sie

den Fremdenverkehr forcieren und vor allem die

Fremdenpropaganda im Anslande in einem größeren

Ausmaße betreiben, als das bisher geschehen ist.

Der Automobilvcrkehr in unserem Lande ist besonders

dort notwendig, wo bahnarme Gebiete sind, wo

überhaupt keine Bahnlinien gebaut werden können,

und er stellt ein dringendes Bedürfnis als Ergän¬

zung für unseren Gesamtvcrkehr dar. Ich möchte

also den Herrn Bundesminister bitten, daß er seine

Stellung gegenüber den Krastwagcnlinicn der Gc-

nieinden einer Revision unterzieht, und möchte vor

allem ersuchen, daß endlich die Konzcssionsansnchen

der Gemeinden St. Pölten und Wiener Neustadt

für den Kraftwagenbetrieb bewilligt werden. Ich

möchte auch eindringlichst davor warnen, Maß¬

nahmen zu treffen, die geeignet sein könnten, den

Kraftwagenverkehr der größeren Städte durch gesetz¬

geberische Maßnahmen zu unterbinden.

Ich möchte mich in meinen weiteren Aus¬

führungen mit einer Frage beschäftigen, die in der

legten Zeit eine ziemliche Bedeutung erlangt hat.

Es handelt sich um den Bahnbau Kernhof—Neubcrg—

Mariazell. Es haben in dieser Angelegenheit bereits

mehrere Vorsprachen beim Herrn Bundeskanzler und

beim Herrn Bundesniinister für Handel und Verkehr

stattgesunden, und es ist notwendig, daß sich der

Nationalrat mit dieser wichtigen Bahn beschäftige.

Die Bahn Mürzzuschlag—Neuberg wurde in den

siebziger Jahren, die Bahn St. Pölten—Kernhof in

den neunziger Jahren gebaut. Beide Bahnen sind

Sackbahncn; sie sind ans militärische Anregungen

zurückzuführen und die Militärverwaltung der alten

Monarchie war cs, die einen Ausbau der Linie

Neuberg—Kernhof ernstlich in Aussicht genommen

hat. Es haben wiederholt Trassierungen stattgefunden,

es sind auch Projekte ansgcarbeitet worden, nur

konnten sie nicht zur Ausführung kommen, weil sie

unzweckmäßig und unmöglich gewewn sind. Die

Bahn wäre gebaut worden, doch hat sich damals

schon der starke Widerstand der Südbahngesellschaft
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bemerkbar gemacht, die eine Konkurrenz durch diese

Linie befürchtete. Diese Befürchtung scheint heute

nicht mehr zuzutreffen, denn die Südbahnlinie ist

überlastet und es wäre nur ein Vorteil für den

gesamten Frachten- und Personenverkehr, wenn eine

zweite Linie nach dem Süden führen würde.

Ich möchte darauf Hinweisen, daß die Bahn

St. Pölten—Kernhof—Neuberg—Mürzzuschlag in

ihrer Gesamtheit als internationale Verkehrslinie

deshalb von Bedeutung ist, weil sie auf dem Wege

von Hamburg nach Triest die kürzeste Nord-Süd-

Verbindung ist und gegenüber den heutigen Linien

eine Verkürzung um 67 Tarifkilometer bedeutet,

ja selbst gegenüber der Pyhrn-Bahn ist noch eine

Verkürzung von 12 Kilometern vorhanden.

Diese Bahnlinie hat aber nicht bloß Bedeutung

für den Personenverkehr, sondern ihre Bedeutung

liegt vor alleni darin, daß sie durch große indu¬

strielle Gebiete geht und für den Frachtenverkehr,

für die Beförderung von Kohle, Eisen, Holz und

Zucker aus der Tschechoslowakei und in dieselbe von

Wichtigkeit wäre. Die Eisenindustrie im Traisental,

die annähernd 3000 Arbeiter beschäftigt, ist auf den

Rohstoffbezug aus Leoben und Donawitz angewiesen.

Er vollzieht sich heute auf dem Umweg über den

Semmering via Leobersdorf oder Wien, eine be¬

deutende Erweiterung der Strecke, so daß hier wohl

mit Recht behauptet werden kann, daß durch die

höheren Tarifkosten der Industrie im Traisental

eine höhere Frachtrate erwächst, die sich natürlich

nachteilig in der Konkurrenzfähigkeit dieser Industrie

ausdrücken nmß.

Ich möchte darauf verweisen, daß namentlich die

nördlichen Gebiete von Obersteiermark einen überaus

großen Holzreichtum aufweisen, daß aber dieser

Holzreichtum für die Volkswirtschaft infolge der

ungünstigen Bringungsmöglichkeiten ganz außer Frage

kommt. Da die Bahnpunkte 15 Kilometer von den

Forsten entfernt sind, verfaulen dort alljährlich viele

Tausende von Festnietern Holz, zweifellos ein effek¬

tiver Verlust für unsere Volkswirtschaft. Dieser

Verlust könnte in dem Augenblick beseitigt werden,

wo diese Bahn gebaut werden würde.

Ich möchte noch darauf verweisen, daß dieses

Gebiet der Nordsteierruark zu den schönsten des

Landes gehört und zweifellos in Zukunft für den

Fremdenverkehr eine Rolle spielen wird. Vor allem

ist in Verbindung mit dieser Bahnlinie ein anderes

wichtiges Vcrkehrsprojckt zu lösen, und das iväre

die Angliedcrung Mariazells an das Mutterland.

Dieser aufstrebende Fremdenort, der schon im

Jahre 1926 350.000 Fremde beherbergte, eine

ununterbrochene Fremdensaison hat, entbehrt bis

heute noch der Verbindung niit Graz, mit der Haupt¬

stadt des Landes, und mit dem Mutterlande über¬

haupt. Er ist von jeder Bahnverbindung mit dem

Lande abgeschlossen. Wer nach Graz will, muß

einen beschwerlichen Fußweg von acht Stunden über

die Berge machen, damit er die nächsten Bahnpunkte

erreichen kann. Wer die Reise von Graz nach Maria¬

zell per Bahn antritt, muß einen Umweg über

Wien und St. Pölten machen, um von hier nach

Mariazell zu fahren. Es entspricht diese Bahnstrecke

ungefähr der Entfernung Graz—Triest, der Reisende

braucht acht Stunden, bis er von Graz nach Maria¬

zell gelangen kann. Das ist ein unerträglicher Zu¬

stand, und die Bundesregierung wird nicht umhin

können, der Frage der Erbauung dieser Bahn näher¬

zutreten. Mariazell braucht eine Verbindung mit

dem Muttcrlande und sie kann am zweckmäßigsten

nur durch diese Linie bewerkstelligt werden. Die

Linie wäre als eine Hauptbahn zweiten Ranges

gedacht, der Ausbau der Strecke würde 46 Kilo¬

meter betragen, das Generalprojekt liegt bereits

fertig vor, und es wird jetzt vom Bund nur mehr

ein Betrag von 200.000 8 zur Ausarbeitung des

Detailprojekts gefordert. Ich möchte an die Bundes¬

regierung die Bitte richten, daß sie diesen Betrag

für die Herstellung des Dctailprojekts flüssigmacht

und damit ermöglicht, daß diese Bahn endlich einmal

geschaffen wird.

In diesem Zusammenhänge möchte ich noch ganz

kurz auf eine andere Frage verweisen. Es wird in

wenigen Monaten der Donau—Main-Kanal fertig¬

gestellt werden. Dadurch wird eine direkte Verbindung

zwischen der Nordsee und dem Schwarzen Meer

hergcstcllt. Die Donau, die bisher als Binnen¬

verkehrsweg keine besondere Bedeutung hatte, ist

nun berufen, in Zukunft ein Wasserweg von inter¬

nationaler wirtschaftlicher Bedeutung zu werden.

Angesichts dieser Tatsache müssen wir uns auch die

Frage vorlegcn, ob die Donau in ihrem österreichischen

Teile in der Lage ist, die Frachtgüter aufzunchmen,

die aus Deutschland nach Süden gehen, und ob die

Einrichtungen, die wir besitzen, geeignet sein können,

die Hebung des Frachtcnverkehrs auf der Donau zu

fördern. Ich bin der Meinung, daß es notwendig

sein wird, so wie in den Binnengewässern Deutsch¬

lands in einer Entfernung von je 60 Kilometern Hafen

anzulegen, damit die entsprechenden Umschlagplätze

für die Waren geschaffen werden. Wir haben heute

zwischen Linz und Wien keinen einzigen Hafen. Es

liegt bereits ein fertig ausgearbeitetes Projekt eines

Kremser Hafens vor, wir haben auch wiederholt

verlangt, daß in Wien der Freihafen gebaut wird

und sind der Meinung, daß auch diese beiden Dinge

von hoher volkswirtschaftlicher Bedeutung sind, so

daß die Bundesregierung alle Veranlassung hätte,

diesen Fragen näherzutrcten.

Ich bitte die Bundesregierung, daß sie das Ver¬

langen nach Beistellung eines Kredites von 200.000 8

für die Ausarbeitung des Detailprojektes der Kern¬

hofer Bahn bewilligt und damit Vorsorge getroffen

wird, daß diese dringend notwendige Bahnlinie, die
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wirtschaftlich und verkehrstechnisch von der größten
Bedeutung für Österreich ist, endlich einmal fertig-

gestellt wird. (Lebhafter Beifall.)

Laser: Hohes Haus! Ich bin mir vollständig

darüber klar, daß das Vorbringen von lokalen

Wünschen nicht die Aufmerksamkeit des Hauses fesseln

kann, nichtsdestoweniger bin ich als einer der Ver¬

treter des Waldviertels genötigt, auch eine Reihe

solcher lokaler Wünsche und Forderungen vorzu¬

bringen. Zum Teil sind ja solche Wünsche und

Forderungen schon in Form von Anträgen im Finanz¬

ausschuß verhandelt worden, so unter anderni ein

sozialdemokratischer Antrag, welcher die Errichtung

einer Wcbschule im Waldviertcl zum Ziele hat.

Dieser Antrag verdankt der Industriellen Bezirks-

kommission Gmünd seine Entstehung. Sein Zweck

ist klar. Wir haben im Waldviertel ein Tcxtilzentrum,

aber cs mangelt dieser Textilindustrie vielfach an

qualifizierten Arbeitskräften. Die Waldvicrtler Textil¬

industrie hat einen schweren Stand gegenüber der

ausländischen Textilindustrie. Sie wird den Kon-

kurrcnzkanipf nur bestehen können, wenn sie das,

was ihr fehlt, nachholt. Auch für die Textilindustrie

ist eine gute fachliche Ausbildung der Arbeiterschaft

keine gleichgültige Sache. Wir haben daher beantragt,

das Handelsministerium möge die Errichtung einer

Fachwebschule im oberen Waldviertcl in die Wege

leiten. Leider wurde dieser Antrag abgelehnt und

dafür eine Entschließung angenommen, die sich nur

in ganz allgemeinen Worten für die Förderung des

Fachschulwesens ausspricht und auch von einer För¬

derung der Hausweberei spricht. Ich möchte darauf

Hinweisen, daß es sich nicht so sehr, zumindest nicht

ausschließlich um die Hausweberei handelt, sondern

wirklich um die Förderung der gefaulten Textil¬

industrie, denn ich will hoffen, daß, so wie in dem

Altöstcrreich in den böhmischen, in den Subeten-

gebietcn, die Hausweberei auf den Aussterbeetat

gekommen ist, auch für das Waldviertel bald die

Zeit kommt, wo der letzte Hausweber verschwunden

sein wird. Denn die Existenz dieser Hausweber ist

eine wahre Hungerexistenz. Wenn wir die Textil¬

industrie fördern, wird es möglich sein, die noch in

der Hausindustrie beschäftigten Textilarbeiter und

-arbeiterinnen in Fabriksbetriebe überzuführen, die

jedenfalls bessere Fortkommensmöglichkeitcn bieten

als die Hausindustrie. Ich würde das hohe Haus

bitten, daß es dem sozialdemokratischen Antrag zu-

stimnit, welcher konkret die Errichtung einer Fach¬

webschule im oberen Waldviertel fordert.

Eine zweite, mehr lokale Angelegenheit ist die

Frage der Errichtung eines Amtsgebäudes für das

Kreisgericht und die sonstigen Ämter der Regierung

in der Kreishauptstadt Krems. Es handelt sich hier nicht

um eine Angelegenheit, die von der Gemeinde aus

betrieben wird, sondern cs ist eine uralte Klage,

die seit Jahren erhoben wird, die Klage über die

Unterbringung des Kreisgerichtcs, des Schwurge¬

richtes usw. in unzulänglichen Gebäuden. Schon im

Jahre 1905 wurden Verhandlungen eingeleitet, die

durch t 1 Jahre fortgezogcn wurden, aber zu keinem

Ergebnis führten. Im Jahre 1916 wurden sie dann

abgebrochen mit dem Hinweis, daß die Kriegszeit

für die Durchführung derartiger Banken nicht ge¬

eignet sei. Seit dem Jahre 1919 sind wieder Ver¬

handlungen im Gange. Und heute schreiben wir

1928, und noch immer weiß nian nicht, ob es

endlich einmal zur Errichtung dieses Amtsgebäudes

kommen wird. Ich kann nicht umhin, auf einen

Umstand besonders hinzuweisen. Im Laufe der Ver¬

handlungen hat das Finanzministerium durch seine

Unterhändler an die Gemeinde Krems ganz unglaub¬

liche Forderungen finanzieller Natur gestellt. Nicht

genug damit, daß sich die Geineinde bereit erklären

mußte, den Grund und Boden unentgeltlich beizu¬

stellen, verlangt man von der Stadtgemeinde Krems,

einer Stadt mit 13.000 Einwohnern, die nur eine

geringe Industrie hat, also von einer armen Stadt¬

gemeinde, finanzielle Leistungen, die weit über das

Maß ihrer Leistungsfähigkeit gehen. Trotzdem und

weil die Gemeinde Ursache hatte anzunehmen, daß,

wenn sie nicht bis an die äußerste Grenze geht, der

Bari vielleicht in Frage gestellt werden könnte —

es wurde sogar das Gerücht kolportiert, daß man

möglicherweise das Kreisgericht von Krems nach

einem anderen Orte des Waldviertels verlegen

werde —, itm sich also dieser Eventualität nicht aus¬

zusetzen, hat die Gemeinde Krenis beschlossen, 4 Mil¬

liarden, also ungefähr den zehnten Teil der mut¬

maßlichen Baukosten, außer der Beistellung von

Grund und Boden aus Gemeindemiticln, flüssigzu-

machen. Im Voranschlag ist ja davon die Rede;

allerdings, wenn ich erfahre, daß nur 100.000 8

ausgcworfen werden sollen und auch hinter diesen

noch ein Fragezeichen steht, so muß ich schon sagen,

daß die Erwartungen, die man an das Entgegen¬

kommen der Regierung geknüpft hat, schwer getäuscht

worden sind. Wenn sich die Gemeinde bereit erklärt,

im Jahre 1928 200.000 8 flüssigzumachen, so

hätte man doch erwarten können, daß die Regierung

zuniindest den entsprechenden Anteil ebenfalls ins

Budget einstellt, so daß mit dem Bau noch heuer

begonnen werden kann.

Es wurde von vielen Rednern ans die steigende

Arbeitslosigkeit hingewiesen. Ich kann nicht umhin,

hier hervorzuheben, daß das Waldviertcl die relativ

größte Arbeitslosigkeit aufzuweisen hat. Die sozialen

Verhältnisse im Waldviertel sind sehr traurig. Das

Waldviertel ist das klassische Gebiet, in dem das

Proletariat erzeugt wird, aber weder in der Industrie

noch sonst irgendwo kann das überschüssige Prole¬

tariat Unterkunft finden, und so sammelt sich eine

ungeheure Masse subsistenzloser Menschen im Wald¬

viertel au, die sehnsüchtig auf Arbeitsgelegenheiten
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warten. Wenn ich Ihnen berichte, das; wir im Ge¬

biete Kreius bis vor ganz kurzer Zeit nahezu

2000 Arbeitslose hatten und daß wir im Bereiche

der Industriellen Bezirkskonimission Gmünd an die

4000 Arbeitslose haben, so sind das keineswegs

erschöpfende Ziffern, denn das Verhältnis der bezugs¬

berechtigten Arbeitslosen zur Gesamtzahl der Arbeits¬

losen ist nirgends so gering wie im Waldviertel.

Es würden also für die Durchführung dieser Arbeit

Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, die auf Arbeit

warten. Ich bitte die Regierung, daß sie den repu¬

blikanischen Amtsschimmel in einen etwas rascheren

Trab setze. Der monarchistische Amtsschimmel hat

vom Jahre 1905 bis zum Jahre 1916 gebraucht,

und es ist doch zu keinem Resultat gekommen. Vom

Jabre 1919 bis zum Jahre 1928 laufen nun

wieder Unterhandlungen, und man ist noch an kein

Ziel gelangt. Ich glaube, die Dinge sind genug

durchberatcn, Projekte und Pläne sind fertig, es

wären nur noch die Verhandlungen mit der Ge¬

meinde Krenis zu einein gedeihlichen Ende zu führen.

Ich niöchte aber bitten, daß mit den Pressionen auf¬

gehört wird. Ich glaube, es ist der Regierung nicht

würdig, die soziale Notlage der Bevölkerung auszu-

nntzen, um von einer Gemeinde finanzielle Leistungen

zu fordern, die sie nicht leisten kann. Eine solche

Stadt zu zwingen, daß sie eine Schuld von 4 Mil¬

liarden aufnimmt, kann man nicht gut rechtfertigen,

weil dann der Gemeinde alle Wege abgeschnitten

werden, um die wichtigen Aufgaben erfüllen zu

können, die sie doch erfüllen muß.

Eine andere Angelegenheit, auch von ehrwürdigem

Alter, ist der Bahnbau Krems—Gföhl. Ein halbes

Jahrhundert schon ist es her, als zum erstenmal die

Trasse begangen wurde. Zu wiederholten Anträgen

sowohl im Lande Niederösterreich als auch in der

alten Monarchie hat das geführt, baufertige Pro¬

jekte waren schon ausgearbeitet, da kam der Krieg,

und wieder war von der Verwirklichung dieses

Planes keine Rede. Aber das Bedürfnis, das Wald¬

viertel zu erschließen, besteht weiter. Jeder, der das

Waldviertcl kennt, wird sagen, cs ist das verkchrs-

ärmste Gebiet unseres Bundesstaates. Es hat nur

einige wenige Bahnen, und die sind zumeist Sack¬

bahnen; plötzlich hört die Strecke irgendwo auf, man

muß aussteigen und weiß eigentlich nicht, warum

nian nicht weiterfahren kann und fragt sich, ob das

das Ende der Welt sei. Wir haben solche Sack-

bahncn nach Litschau und Heidenreichftein mit einem

Zugsverkehr, der ganz unzulänglich ist, mit Verkehrs¬

verhältnissen, denen zufolge man nur an gewissen

Tagen fahren kann. Der naive Reisende denkt, mit

einer Bahn kann man jeden Tag mit einer gewissen

Regelmäßigkeit fahren, er macht da aber üble Er¬

fahrungen, denn wenn er nicht den Fahrplan genau

studiert hat, kann es ihm passieren, daß er auf der

Strecke aussteigen muß, weil der Schaffner sagt:

Heute fahren wir nicht nach Litschau, sondern nach

Heidenreichstein, Sie haben sich getäuscht. Sie hätten

den Fahrplan besser studieren müssen, morgen, wenn

Sie wieder kommen, sind wir wieder in der Lage, Sie

an das gewünschte Fahrziel zu bringen! Es sind

das ganz unglaubliche Zustände. Eine andere Sack¬

bahn endet in Martinsberg. Auch dem Herrn Bundes¬

kanzler Dr. Seipel sind diese Verhältnisse bekannt,

denn er war selbst in Pöggstall und hat in einer

Versammlung die Notwendigkeit der Weiterführung

der Bahn zugegeben und seine Unterstützung zugesagt.

Es wäre höchst wünschenswert, daß wir uns endlich

einmal aufraffcn könnten, eine Lokalbahnvorlage

auszuarbeiten und zur Durchführung zu bringen,

und wir muffen im Namen des Waldviertels fordern,

daß die Bahnen, die seit Jahrzehnten projektiert

und der Bevölkerung wiederholt feierlich versprochen

worden sind, in diese Lokalbahnvorlage ausgenommen
werden.

Von den Straßen ist schon sehr viel geredet

worden, und es ist sicherlich nicht übertrieben, wenn

ich sage, die Straßen des Waldviertels spotten jeder

Beschreibung, das sind keine Straßen mehr, ein

Acker ist eche ideale Fläche gegenüber den Straßen

in: Waldviertel. Daher kann sich dort kein Fremden¬

verkehr entwickeln, kein Automobilverkehr entfalten.

Trotzdem haben wir ungeheuer viele Unfälle,

sogar tödliche Unfälle, weil die Straßen für den

Autoverkehr überhaupt nicht eingerichtet sind. Hier

könnte man unter Heranziehung der produktiven

Arbeitsloscnsürsorge sofort vielen hunderten Arbeits¬

losen Beschäftigung verschaffen und der gesamten

Volkswirtschaft des Waldviertels einen großen Dienst

erweisen. Alle Straßen, nanieutlich diejenigen, die

in das Donautal münden, sind total unsahrbar, und

es ist für jedes Fuhrwerk gefährlich und für die

Automobile sogar lebensgefährlich, solche Straßen

benutzen zu müssen. Anläßlich meiner wiederholten
Vorsprachen bei den kompetenten Ämtern der Post-

verwaltnng habe ich ebenfalls immer auf diese

schrecklichen Zustände hingewiesen. Die Bezirksstraßen-

ansschüffe sind ohnmächtig, denn die laufenden Mittel,

die ihnen zur Verfügung stehen, reichen nicht einmal

auf das bißchen Schotter, der notwendig wäre, um

nur die größten Löcher zuznschütten. Das Land

Niederösterreich erklärt auch, es habe keine Mittel.

Aber es müßte ein Weg gefunden werden, um diese

Straßen in einen fahrbaren Zustand zu bringen.

Auch die Sicherung der verkehrsreichen Straßen

gegen die Eisenbahn läßt viel zu wünschen übrig.

In Krenis ist im Sommer des Vorjahres ein großes

Unglück passiert: ein Eisenbahnzug stieß mit einem

Lastauto zusammen, es gab einen Toten und

mehrere Verwundete, weil die Straße mitten zwischen

den zwei Städten Stein und Krems in gar keiner

Weise gegen solche Zusammenstöße gesichert ist. Das

Nächstliegende wäre die Errichtung eines Bahn-
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schrankens. Es waren schon in früheren Jahren

wiederholt Kommissionen draußen, aber nicht, um

darüber Erhebungen zu pflegen, ob ein Bahn¬

schranken notwendig sei, sondern um zu erheben, ob

nian nicht den einen schon vorhandenen Bahnschranken

auch noch entfernen könnte. Die Bahnverwaltnng

steht auf dem Standpunkte: die Leute sollen auf¬

passen; den Automobilen soll man verbieten, daß

sie die Eisenbahnzüge zusamnienführen! Als ich mit

einem Vertreter der Firnia, der das Auto gehört

hat, über das Schicksal der Verunglückten sprach,

nieinte er: Nun, die Leute sind außer Lebensgefahr,

und soweit sie Schaden genonimen haben, wird der

Schaden ihnen vergütet werden. Ans die Frage: Von

wem denn? erhielt ich die Antwort: Selbstverständlich

von der Bundesbahnverwaltung! Darauf sagte ich:

Herr, da kennen Sic die Bundesbahnverwaltung

sehr schlecht; Sie können von Glück reden, wenn

Sie nicht noch einen Prozeß bekommen, weil Sie

mit Ihrem Auto die Bundesbahn niedergeführt

haben! Das hat der Herr für einen schlechten Witz

gehalten, aber tatsächlich hat die Bundesbahnver¬

waltung die Firma geklagt. (Dr. Grailer: Dafür

ist doch das Haftpflichtgesetz da!) Ich berichte nur

darüber, daß die Bundesbahnverwaltung die Fabrik

auf Ersatz aller Schäden geklagt hat, die der Bnndes-

bahnverwaltnng aus Anlaß des Zusammenstoßes

zugefügt worden sind. Das ist dort eine Menschen-

und Autofalle; seither sind schon wieder mehrere

solcher Unfälle passiert; wieder waren Kommissionen

draußen. Mit dem Gelde, das die Kommissionen

kosten, hätte man schon längst den Bahnschranken

errichten können. Man hat sich aber darauf beschränkt,

eine Laterne hinzustellen. Aber das nutzt ja nichts.

Wer die Situation dort kennt, muß sagen, daß dort

immer wieder Unfälle passieren müssen. Alle Be¬

mühungen, da Wandel zu schaffen, scheitern. Die

Bundesbahnverwaltung erklärt, daß damals, als die

Bahn gebaut wurde, kein Verkehr auf der Straße

war. Daß sich der Verkehr jetzt verdichtet hat, sei

nicht Schuld der Bundesbahnverwaltung, sondern

Schuld der Gemeindevertretungen, und die Gemeinde¬

vertretungen sollen daher jetzt die Straßensicherung

durchführen. Und weil sich die Gemeinden mit dem

Bund und der Bund mit den Gemeinden nicht einigen

können und es in ganz Österreich keine Instanz gibt,

die die Entscheidung treffen würde, daß der Schranken

errichtet werden muß, bleibt diese Autofalle weiter

bestehen.

Nun zum Schluffe noch einen lokalen Wunsch —

er betrifft die Schaffung von Wohnbauten für öffent¬

liche Angestellte. Es wird wohl jetzt ein Wohnhaus

für die Jnstizwachebeamtcn gebaut, aber die Zahl der

Wohnungen ist ganz unzureichend. Es werden 11

Wohnungen geschaffen, die Zahl der Wohnungs¬

bedürftigen ist aber zumindest dreimal so groß. Ich

habe hier eine ganze Liste vor mir, die zu verlesen

zu lange Zeit in Anspruch nehmen würde. Aus

dieser Liste kann man ersehen, daß mehr als 50 Justiz-

wachangcstellte sehr unzulänglich und sehr gesundheits¬

schädlich untergebracht sind. Eine ganze Reihe von

Wachcbcamten haben überhaupt noch keine Wohnung,

apdere Wachebeamte wohnen viele Kilometer vom

Dicnstort entfernt, ein Umstand, der bei Alarmierungen

zu großen Schwierigkeiten führt. Es können ja auch

Alarmierungen notwendig werden, und wir haben

schon einmal eine große Meuterei der Insassen des

Gesangcnhanses gehabt. Der Wunsch der Justizwach¬

angestellten, der auch bereits den zuständigen

Ministerien zur Kenntnis gebracht wurde, geht dahin,

daß zu dem bereits in Bau befindlichen Hanse noch

ein Zuban für weitere 20 bis 30 Wohnungen

gemacht werde. Ich bitte das Justizministerium und

insbesondere das Finanzministerium, den verhältnis¬

mäßig geringen Betrag, der dazu erforderlich ist, auch

noch flüssigzumachen, damit zumindest die dringendsten

Fälle berücksichtigt werden können.

Das wäre so einiges ans meinem Wunschzettel

als Vertreter des Waldviertels. Ich will hoffen, daß

die zuständigen Ministerien diesen berechtigten

Wünschen Rechnung tragen werden. (Beifall und

Händeklatschen.)

Probst: Hohes Hans! Der Herr Abg. Kneußl

hat über die Tätigkeit des Ministeriums für Handel

und Verkehr auf dein Gebiete des Straßenwcsens

eine Lobrede gehalten. Ich würde mich außerordent¬

lich freuen, wenn ich in der angenehmen Lage wäre,

in bezug auf das Burgenland auch dasselbe zu

sagen. Obwohl der Herr Minister Schürff in seinen

Reden im Burgenlande sich immer bemüht, darzu-

legcn, daß er für die Sorgen des Bnrgcnlandcs

das nötige Verständnis hat, ist ans den: Gebiete

des Straßenwesens sehr wenig geschehen. Es ist mir

unerklärlich, ob es auf den Widerstand des Finanz¬

ministeriums zurückzusühren ist, daß trotz wieder¬

holter Vorsprachen für das Burgcnland nichts

gemacht wurde. Im Voranschlag für das Jahr

1927 war eine Summe von 17,957.000 S für

das Straßen wesen eingesetzt, im Jahre 1928 ist

hiefür eine Summe von 31,500.000 8 vorgesehen.

Tie gesamte Dotation für die Bundesstraßen wurde

daher um 13^/s Millionen Schilling erhöht. Diese

namhaste Erhöhung ist darauf zurückzusühren, daß

man nun allen Ernstes an den Ausbau der Bundes¬

straßen schreiten will, um diese den modernen Ver¬

kehrsverhältnissen anzupassen. Für die Ausbauaktion

der Straßen ist ein Betrag von 11 Millionen

Schilling vorgesehen, der nach dem Bedarf aus die

einzelnen Länder ausgetcilt werden soll. Man sollte

nun annchmen, daß bei dieser Aktion jene Länder in

erster Linie berücksichtigt werden, wo die Straßenver¬

hältnisse am schlechtesten sind, und das ist gerade im

Burgenlande der Fall. Wir waren daher der Meinung,

daß der Herr Bundesminister Schürff, der, wie ich
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bereits gesagt habe, das größte Interesse für das

Burgenland in seinen Reden geäußert hat, dem

Burgenland eine Ausnahmestellung insvfern ein¬

räumen wird, daß es von diesen 11 Millionen

Schilling einen größeren Betrag bekommen wird.

Dem ist aber nicht so. Ich habe ans einer verläß¬

lichen Quelle erfahren, daß das Bundcsministcriuni

für Handel und Verkehr diese Zuschüsse folgender¬

maßen verteilen will: für Steiermark 2 Millionen

Schilling, für Oberösterreich und Tirol je 1*6 Mil¬

lionen Schilling, Kärnten 1 Million Schilling, Vor¬

arlberg 0'5 Millionen Schilling. Für das Burgenland

ist vorderhand von diesen 11 Millionen Schilling gar

nichts eingesetzt. Ich zweifle nicht daran, daß es auch

in Vorarlberg notwendig sein wird, die Straßen

auszubauen; da aber die Bevölkerung des Bnrgcn-

landes, die auch mit ihren Stenergeldern diese

Straßen zu erhalten hat, auch noch für andere

Dinge aufzukominen hat, so müßte es dem Herrn

Minister Schürff einlcuchten, daß er unter allen

Umständen das, was er in unendlichen Reden dem

Burgenlande versprochen hat, ihn: endlich einmal

auch geben sollte. Wenn wir uns die Straßenzüge

in den einzelnen Ländern ansehen, so werden wir

sehen, daß die Straßenzüge im Burgenland geradezu

stiefmütterlich behandelt werden. Das Bnrgcnland

hat 900 Kilonieter Straßenzüge. Von diesen

900 Kilometer Straßcnzügen sind 149 Kilometer

vom Bunde zu erhalten. Wenn lvir uns die rest¬

lichen Straßenzüge, die in ganz verwahrlostem Zu¬

stande von den ungarischen Behörden übergeben

wurden, ansehen, da muß jeder, der die Situation

objektiv beurteilt, sagen, daß das Burgenland selbst

außerstande ist, mit den geringen Stenergeldern

der zahlungsschwachen Bevölkerung, die ja ohnedies

auch sonst ans das äußerste in Anspruch genommen

lvird, den Bedürfnissen des Straßenbaues Rechnung

zu tragen. Bekanntlich hat das Bnrgcnland auch

sehr schlechte Eisenbahnverbindikngen, so daß die

Bewohner des Bnrgenlandes gezwungen sind, im

Verkehr mit ihren Nachbarbezirken und Nachbar¬

gemeinden diese ans dem Straßenwege zu erreichen,

und das ist auch nicht möglich, weil sich die Straßen

in einem unfahrbaren Zustand befinden. Ich muß

daher den Herrn Minister Schürff herzlichst bitten,

in Zukunst dem Burgcnlande größeres Verständnis

entgegenzubringen. Wir sind bestimmt bescheiden, und

die bnrgenländische Bevölkerung ist nicht unwillig,

zu zahlen, soweit ihre Zahlungsfähigkeit reicht, aber

schließlich kann man nicht das kleine ansgebeutete

Land mehr belasten, als es ertragen kann.

Ähnliche Zustände herrschen auch auf dem Gebiete

der Eisenbahnen. Die Eisenbahnen im Bnrgenlande

haben eine Gesamtlänge von 340 Kilometer. Davon

befinden sich 30 Kilometer im Eigentum des Bundes,

die übrigen sind in ausländischem Händen, das heißt

im Besitze von elf Aktiengesellschaften, von denen

acht ihren ordentlichen Sitz und ihre Bureaus in

Ungarn, in Budapest, haben. Die übrigen drei haben

ihren Sitz in Österreich. Wenn wir nun auf diesem

Gebiete genauer Umschau halten, dann finden wir,

daß auch hier eine kleine Vernachlässigung des

Burgenlandes von seiten der Bundesregierung zu

bemerken ist. Warum man noch nicht daran ge¬

schritten ist, diese Eisenbahnen in den Besitz des

Bundes zu überführen, ist unerklärlich, um so mehr,

als wir in Österreich eine große Zahl von Arbeits¬

losen haben und ans diesen burgenländischen Eisen¬

bahnlinien noch immer das ungarische Personal den

Dienst versieht, das Fahrpersonal, die Lokomotiv-

nnd Bedienungsmannschaft ungarisch ist, somit über

hundert ungarische Staatsangehörige ans bnrgen-

ländischem Boden versorgt werden. (Dr. Grailer:

Den Betrieb führt doch die Bundesbahnverwaltung,

und die Personalangelegenheiten werden mit dem

Personal geregelt!) Aber wenn diese Eisenbahnen

vom Bunde übernommen würden, dann fiele dieses

Personal weg, und es könnte österreichisches Per¬

sonal eingestellt werden. Es wurde auch schon am

20. Februar 1923 an den Herrn Minister Schürff

eine derartige Frage gerichtet, und er ist ihr aus¬

gewichen . . . (Zwischenrufe.) Wenn mir der Herr

Abg. Grailer diesen Zwischenruf gemacht hat, dann

möchte ich ihm sagen, er möge einmal mit der

Bahn die Strecke Odenburg—Pamhagcn—Nensiedl

ain See fahren, und er wird sehen, daß die öster¬

reichischen Bundesbürger, wenn sie auf österreichischem

Gebiete reisen, vom ungarischen Personal ans die

schroffste Art behandelt werden. Die ungarischen

Kondukteure wollen nicht deutsch sprechen, die öster¬

reichische Bevölkerung soll vielleicht Ungarisch lernen,

damit sie sich mit den Beamten verständigen kann.

(Dr. Grailer: Da bin ich ganz Ihrer Meinung!

Man soll auch keine ungarischen Aufrufe an das

Personal schicken!) Auch das geschieht, Herr Abg.

Grailer. Sie sehen, diese Wünsche sind wohl be¬

rechtigt, und das Bnndesministerium sollte endlich

daranschrciten, diese Übelständc zu beseitigen.

Solche zeigen sich nicht nur bei den Personen¬

zügen, sondern auch im Frachtenverkehr. Von Neusiedl

nach Pamhagcn — das ist die Raaber Bahn —

verkehren viermal in der Woche Lastzüge. Wenn

zum Beispiel die dortigen Landwirte am Montag

die für Wien bestimmte Fracht ausgeben würden,

dann käme diese Fracht erst Donnerstag nach Parn-

dorf und erst Freitag nach Wien. Von den um¬

liegenden Gemeinden werden nun täglich 50.000 Liter

Milch geliefert. Die Leute sind also gezwungen,

obwohl durch ihre Ortschaft die Bahn geht, die

Milch per Achse nach Neusiedl, beziehungsweise nach

Parndorf zu führen. Wiederholte Vorsprachen bei

der dortigen Eisenbahndirektion haben nichts genutzt,

ihren Wünschen wurde nicht Rechnung getragen, und

ein Automobilverkehr ist dort schwer möglich, weil

38. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 57

www.parlament.gv.at



38. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, III. G. P. — 29. Februar 1928. 1183

die Straßen unfahrbar sind. So kommt es vor,

daß k>0 Prozent der dort aufgebrachten Milch sauer

ist, wenn sie in Wien ankommt, so daß die Leute

einen enormen wirtschaftlichen Schaden erleiden.

Die Leute können es nicht verstehen, wie es möglich

ist, daß durch ihre Gemeinde die Eisenbahn geht

und daß sie dennoch wirtschaftlich leiden müssen,

weil das Ministerium offenbar nicht die nötige

Courage hat. (Dr. Grailer: Das ist Sache von

Verhandlungen der Generaldirektion !) Diese Ver¬

handlungen sollten doch innerhalb der 6'/- Jahre,

seitdem wir dem österreichischen Staat angehören,

einmal zu Ende geführt sein. Daß man 6'/- Jahre

über ein so krasses Hindernis verhandelt und damit

noch nicht zu Ende kommt, ist niir unverständlich.

Nicht viel besser ist cs aus den: Gebiete des

Pvstwesens. Wohl hat sich die Postverwaltung in

der letzten Zeit bemüht, im Burgenlande Autobus¬

linien einzurichtcn und die Verbindungen bequenier

zu machen. Wir müssen aber an das Bundes¬

ministerium für Handel und Verkehr die Bitte

richten, endlich im Burgenlande die nötigen Pvst-

gebäude zu errichten, die sich vielfach in vernach¬

lässigtem Zustande befinden. Die betreffenden Ge¬

meinden sind bereit, für die Errichtung der Post-

gcbäude ihr Scherflcin beizutragen, sie wollen nur

langfristige Darlehen oder einen Zuschuß für den

Bau oder Umbau der Postgebäude. Aber auch das

dauert lange Zeit, und man kommt nie zu einer

Endverhandlung. Ähnlich verhält es sich auf dem

Gebiete des Telephonnetzes. Nehmen wir die Landes¬

hauptstadt Eiscnstadt. Die Orte ringsherum, wie

Klein- und Groß-Höflcin, Mühldorf usw., bemühen

sich schon seit Jahren, endlich eine Telephonverbindung

mit der Hauptstadt zu bekommen. Zn Fuß ist es

drei Viertelstunden, drei Kilometer, in die Hauptstadt.

Die Leute haben sich mit der Bezirkshauptmannschaft

bereit erklärt, die Kosten selbst aufzubringcn. Weshalb

die Postdirektion bis heute nichts getan hat, ist mir

unerklärlich. Ich muß bitten, daß auch auf diesem

Gebiete rascher zugegriffen werde.

Die Postdirektion versucht im Burgenlande ge¬

wisse Sanicrungsmaßnahmcn gerade ans Gebieten

zu ergreifen, wo sie nicht recht angebracht sind. Ich

greise da einen Akt heraus, der die Gemeinde Alhau

betrifft. Es ist dies eine Gemeinde mit 280 Haus¬

nummern. Sie wurde plötzlich von der Postverwaltung

in zwei Teile geteilt. Der eine Teil mit 100 Häusern

bekommt die Post täglich zugestcllt, der andere Teil,

der 180 Häuser hat, wo sich auch das Gemeindeamt

befindet und wo seit der Landnahme die Post

täglich zugestcllt worden war, bekommt die Post

nunmehr nur dreimal in der Woche zugestellt. Was

das für das Gemeindeamt bedeutet, brauche ich nicht

weiter zu erläutern. Die Gemeinde wartet täglich

aus die Post, ebenso die Bevölkerung. Sie hat sich

wiederholt an die Postdirektion gewendet, aber auch

auf dieseni Gebiete wurde keine Abhilfe geschaffen.

Ich muß daher bitten, daß der Herr Bundesminister

für Handel und Verkehr allen diesen wohlbegründcten

Beschwerden der burgenländischen Bevölkerung Rech¬

nung trage und Abhilfe schaffe.

Ich habe auch eine andere Bitte an den Herrn

Minister Schürff, die dahin geht, daß er der Er¬

langung von Gewerbescheinen durch Invalide die

nötige Berücksichtigung zuteil werden lasse. Dieser

Wunsch hätte wohl in das Kapitel „Soziale Ver¬

waltung" gehört, ich möchte ihn aber auch an den

Herrn Minister Schürff richten. Es ist bekannt, daß

während der ungarischen Ära die Schwerkriegs¬

beschädigten, die Invaliden, die Schule in Preßburg,

beziehungsweise in Budapest absolviert haben, daß

sie dort irgendeinen Beruf gelernt haben und nun¬

mehr auf Grund der Bescheinigung über die Absol¬

vierung der Schule irgendein Gewerbe versehen.

Von seiten der österreichischen Behörden wurden

aber diese Umschulungsbescheinigungen nicht anerkannt.

So kommt es, daß diese Leute, die während der

ungarischen Zeit drei, vier und fünf Jahre in dem

bereits erlernten Beruf gearbeitet haben, plötzlich mit

Strafe belegt werden, weil sie diesen Beruf aus¬

üben. Wenn sie um eine Dispens beim Ministerium

ansuchen, werden sie glatt abgewicsen, weil das mit

der österreichischen Gewerbeordnung nicht ttberein-

stimnit. Diese Strafe trifft natürlich die Ärmsten

der Armen, und aus diesem Grunde möchte ich

bitten, daß das Ministerium mit diesen armen

Menschen rücksichtsvoller umgeht, den Leuten, die sich

in verzweifelter Situation befinden, hilft und auch

alle übrigen Übelstände, die im Burgcnlande noch

in: größten Ausmaße zu verzeichnen sind, beseitigt

und dem Burgcnlande überhaupt mehr Verständnis

entgegenbringt. (Beifall.)

Weiser: Hohes Haus! Ich erlaube mir zum

Kapitel „Handel und Verkehr" über eine Sache zu

sprechen, die das Parlament schon oft beschäftigt

hat, und zwar über die Erbauung des Linzer

Personenbahnhofs. Im Jahre 1921 habe ich schon

einen diesbezüglichen Antrag eingebracht, der damals

einstimmig angenommen wurde. Leider ist infolge

der Jnflationsperiode der Bau nicht zustande ge¬

kommen. Jetzt sind aber wieder norinale Verhält¬

nisse, und diese Frage ist daher wieder in den Vorder¬

grund gerückt.

Ich erlaube mir nun, nähere Daten über den

Linzer Personenbahnhof kurz zu geben, um damit

zu beweisen, daß es höchste Zeit ist, daß dieser Bahn¬

hof endlich fertiggestellt wird. Der jetzige Personen¬

bahnhof wurde im Jahre 1862 erbaut und hat

ungefähr 30 Jahre den damaligen Verkehrsverhält¬

nissen genügt. Aber schon nach 30 Jahren sind

Stimmen von Fachleuten und dort beschäftigten

Beamten laut geworden, daß der Bahnhof ver¬

größert werden soll, und seit der Zeit sind infolge
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der Zunahme des Güterverkehrs und des Fremden¬

verkehrs die Zustände natürlich immer schlechter

geworden. Es ist schon, ich glaube, 30- oder 40mal

hier im Hause darüber verhandelt worden, es sind

Anträge gestellt worden, leider ist aber der Personen¬

bahnhof bisher nicht erbaut worden. Mau hat wohl

im Jahre 1912 beschlossen, nun den Linzer Bahn¬

hof zu erbauen, und tatsächlich ist in diesem Jahre

auch der Grundstein für den Bahnhofumbau gelegt

worden. Es ist dann auch der Raugierbahnhof er¬

baut und im Kriege fertiggestellt worden, und in

.der Nachkriegszeit wurde der eigentliche Güterbahn¬

hof in Angriff genommen und gleichfalls fertig-

gestellt. Es handelt sich also heute nur mehr uni

die Erbauung des Personenbahnhofs.

Welches sind nun die Mängel, die beim Linzer

Personenbahnhof *bcsouders hervortreten? Es stehen

in Linz für den Personenverkehr sechs Geleise zur

Verfügung, eines davon ist ständig mit Reserve¬

waggons verstellt, so zwar, daß es nicht benutzt

werden kann. Die Zwischenräume zwischen den Geleisen

sind meist durch Gepäck- und Postwagen verstellt,

außerdem findet hier der Lokomotivwcchsel, es finden

die Vcrschubsahrtcn, es findet der Post- und Gepäck¬

dienst statt, und dazu niuß nian bedenken, daß sich

zwischen den Geleisen oft 1000 bis 2000 Reisende

bewegen, um zu verstehen, daß hier oft ein un¬

beschreibliches Durcheinander herrscht. Die Züge

kommen, namentlich zu Mittag, aber auch zu anderen

Tageszeiten bündelweise, oft sechs, acht Züge zugleich,

an. Bei besonderen Gelegenheiten, und namentlich

während des Sommerverkehrs, sind die Züge oft in

zwei, drei Garnituren geteilt, und so entsteht ein

solches Durcheinander, daß sich auch die Fachleute

nicht auskennen. Im Jahre 1927 haben den Linzer

Personenbahnhof 50.700 Züge passiert, das sind

täglich durchschnittlich 140 Züge. Es ist ein

Reisendenvcrkehr von täglich 4000 bis 10.000 Per¬

sonen zu verzeichnen. Ich kann nur konstatieren

— und mit mir konstatieren es natürlich viele andere,

besonders die Fachleute —, daß die Situation dort

unheimlich ist.

Auf den Eisenbahnen bestehen selbstverständlich

Vorschriften zur sicheren Abwicklung des Verkehrs.

Würden diese Vorschriften eingehalten, wie es eigent¬

lich Pflicht der Beamten und Angestellten wäre,

dann wäre der Verkehr sehr oft unterbrochen. Es

gibt auf dem Linzer Bahnhof oft ungeheure Auf¬

regung. Das Wichtigste aber, das wir berück¬

sichtigen müssen, ist die Lebensgefahr, in der sich

die Reisenden und auch das Personal infolge der

Verhältnisse auf diesem Bahnhof befinde». Hohes

Haus! Ich habe schon in früheren Anträgen auf

diese Gefahr hingewiesen und möchle neuerdings an

alle maßgebenden Faktoren die Warnung richten.

Es ist, wie gesagt, oft unheimlich, was sich dort

abspiclt, und wir sollten mit der Erbauung dieses

Bahnhofes nicht warten, bis vielleicht einmal ein

großes Unglück passiert. Menschenleben müssen uns

heilig sein, und wenn es halbwegs möglich ist, muß

dieser Bahnhof feriiggestellt werden.

Das Gepäck und das Expreßgut macht täglich

300 bis 500 Stück in einem Gewichte von 2 bis

8 Tonnen ans. Eine Gepäckabgabe besteht nicht,

sondern am Ende des Bahnhofes ist eine baufällige

Baracke, in der die Gepäckstücke aufbewahrt werden.

Die Räume sind überall klein und unzulänglich, und

es kommt zwischen dem Personal und den Reisenden

sehr oft zu Zank und Streit. Der Fahrkartenschalter-

raum, in dem sich vier Schalter befinden, ist klein,

ein mittelmäßiges Zimmer könnte man sagen; dazu

kommt man durch eine ganz normale Tür. Es ent¬

steht, besonders in der Mittagszeit oder wenn

mehrere Züge am Bahnhof ankommen oder abfahren,

ein furchtbares Gedränge, und es kommt natürlich

immer wieder zu Konflikten zwischen den Reisenden

untereinander oder zwischen den Reisenden und dem

Personal. Es ist in dem Vorrauni keine Bedürfnis¬

anstalt, überhaupt ist für Bequemlichkeit nirgends

vorgesorgt. Der Bahnsteig ist schmal und kurz und

gewöhnlich mit Gepäckwagen sowie durch einige

Trafikhütten usw. verstellt. Die Züge werden natur¬

gemäß immer länger, die Maschinen leistungsfähiger,

und der Bahnsteig ist nicht fähig, die Züge aufzu¬

nehmen. Es kommt sehr oft vor, daß Reisende

— vielleicht ist cs Ihnen, meine Herren, auch schon

öfter passiert, wenn Sie mit einem Schnellzug nach

Linz gefahren sind und sich vielleicht ini letzten

Wagen befunden haben — einige hundert Schritte

gehen müssen, bis sie überhaupt den Bahnsteig

erreichten. Ein Post- und Tclcgraphenamt gibt es

eigentlich im Bahnhofsgebäude nicht. Ein Neubau

ist derzeit unmöglich, erklärt die Postverwaltung,

aus dem'einfachen Grunde, weil man nicht weiß,

wo tnan ein entsprechendes Gebäude hinstellen soll.

Das Post- und Telegraphcuaint befindet sich am

Wcstende des Bahnhofs, in einem ganz kleinen,

unscheinbaren Raum. Es besteht gar keine Bequem¬

lichkeit. Wenn fremde Reisende kommen, so brauchen

sie tatsächlich einen Führer, damit sie dorthin kommen,

wohin sie wollen. Alles schimpft und räsoniert.

Man muß sagen, es ist gewiß auch eine Schande,

wenn Ausländer, die Österreich besuchen, auf dem

Bahnhof etwas zu tun haben, aussteigen und all

die Unzukömmlichkeiten sehen. Die Hauptsache ist

natürlich für uns alle die Sicherheit. Sic muß

gewahrt bleiben für das Personal und für die

Reisenden. Das gesamte Personal leistet Unmensch¬

liches, und nur der Aufopferung der Beamtenschaft

und des Personals ist es zu danken, daß bisher

größere Unglücksfälle vermieden wurden.

Tie Stadlgcmeinde Linz hat amh ein ganz be¬

stimmtes Interesse an der Erbauung dieses Bahn¬

hofes. Meine Herren, Sie werden selbst aus Er-
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fahruug wissen, wenn man den Linzer Bahnhof

verläßt und in die Stadt gehen will, muß nian

— besonders der Fremde — suchen, wo sich Linz

befindet. Man muß eine ziemliche Strecke zurück-

legcn, bis man zu den ersten Häusern kommt. Der

Platz ist unverbaut, alte Magazine stehen dort, kurz

und gut, es ist ein Anblick, der natürlich viele

Fremde abschrcckt. Die Gemeinde Linz ist eine Landes¬

hauptstadt und legt auch einen gewissen Wert darauf,

daß ein anständiger moderner Bahnhof gebaut wird.

Linz ist eine aufblühende Industriestadt und hat ein

gewisses Anrecht darauf, insbesondere in der Bahn¬

hossrage unterstützt zu werden. Der Fremdenverkehr

wird durch die Gemeinde Linz soweit als möglich

gefördert, es werden alle möglichen Versuche gemacht,

die Fremden in das Land zu ziehen und ihnen den

Aufenthalt angenehm zu machen. Linz selbst ist eine

Stadt, die nach jeder Richtung hin schöne Ausflüge

bietet und von Fremden auch gern besucht wird.

Mein Kollege Bauer hat schon daraus hingcwicsen,

daß ein Hauptübelstand die Überfahrt über die

Wiener Reichsslraße ist. Seinerzeit lvar geplant, den

Bahnhof so anznlegen, daß eine Anschüttung von

ungefähr 4 Meter gemacht wird, um eine Unter¬

fahrt der Wiener Reichsstraße inöglich zu machen.

Davon ist man, ich glaube wegen der hohen Kosten,

abgekommen. Der Gemeinderat von Linz hat sich

aber einstimmig dafür ausgesprochen, daß ein Projekt

gemacht werden müsse, das auch die Wiener Reichs¬

straße, wenn es nur halbwegs möglich ist, berück¬

sichtigt. Für die Stadt selbst bedeutet die Bahn

ein Unglück insofern, als sie die Stadt in zwei

Hälften teilt. Zu jeder Tageszeit ist auf der Wiener

Reichsstraße eine Verkehrsstockung. An diesem Punkte

kommen fast täglich zehntausendc Menschen, die in

die Stadt hinein- oder von der Stadt hinausgehen,

eine Menge von Fuhrwerken und Automobilen sind

lange Zeit hindurch dort aufgehalten, oft ist der

ganze Verkehr unterbrochen. Es besteht allerdings

ein kleiner Übergang für Fußgänger, der aber so

unpraktisch ist, daß er wenig benutzt wird. Die

Gemeinde hat durch Grundüberlassuugen bei der

Errichtung des Rangicrbahnhofes und des Frachten¬

bahnhofes große Opfer gebracht, und ich glaube,

sie kamt mit Recht die Erfüllung ihres Wunsches

verlangen, daß endlich der Personenbahnhof gebaut

wird. Ich erlaube mir deshalb nach diesen kurzen

Ausführungen eine Resolution einzubringen, tvclche

lautet (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

Die Bundesregierung wird aufgefordert, Veran¬

lassung zu treffen, damit im Interesse der Sicherheit

des Reiseverkehrs und der Sicherheit des diensttuenden

Personals der seit Jahrzehnten fällige Umbau des

Linzer Personenbahnhofes endlich in Angriff ge¬

nommen tind mit tunlichster Beschleunigung durch¬

geführt werde."

Hohes Haus! Gestatten Sie, daß ich noch mit

einigen Worten über eine wichtige Frage spreche,

nämlich über den Ausbau der Mühlkreisbahn. Die

Geineinden im oberen Mühlviertel, und zwar die

Gemeinden Ulrichsbcrg, Kläffer, Schwarzenberg und

Julbach, sind schon seit Jahrzehnten bemüht, den

Ausbau dieser Bahn durchzuführcn. Sie haben selbst

alle Vorbereitungen für die Durchführung dieses

Baues getroffen. Es handelt sich um eine ganz

kurze Strecke, und zwar um die Fortsetzung der

Mühlkreisbahn, die heute eine Sackbahn ist, bis zum

Anschluß an das bayrische Netz in der Länge von

>9 Kilometer. Alle Vorarbeiten sind fertig, es ist

eine einfache Bahnlinie; durch diese Bahn könnte

auch der Fremdenverkehr zur Entwicklung gebracht,

die Naturschätze dieser Gegend, und zwar Lehui,

Torf, Granit und Syenit, könnten gehoben und die

großen Waldbestände zur Ausnutzung gebracht und

der Volkswirtschaft dienstbar gemacht werden. Ins¬

besondere für die Touristik bedeutet der Ausbau

dieser Bahn einen großen Vorteil. Ich möchte deshalb

das Ministerium für Handel und Verkehr bitten,

diese Frage weiter zu studieren und die Leute zu

unterstützen, damit endlich ihr sehnlichster Wunsch in

Erfüllung geht. Durch den Ausbau der Mühlkreis-

bahu würde eine Verbindung mit Bayern, eventuell

auch mit der Tschechoslowakei hergestellt werden,

was nicht nur von lokalem Interesse, sondern

im Interesse der gesamten Volkswirtschaft wäre.

(Beifall.)

Der gehörig gezeichnete Entschließungsantrag

Weiser wird zur Verhandlung gestellt.

Damit ist die Aussprache über den VI, Abschnitt

beendet.

Es wird in die Verhandlung des VII. Abschnittes:

Kapitel 25, „Heereswesen", Kapitel 27, Titel 4,

„Pulver und Sprengstoffe", eingegaugen.

Spezialberichterstatter Dr. Jerzabek: Hohes

Haus! Der Aufwand für das Kapitel 25, „Heeres¬

wesen", des Bundesvoranschlages für 1928 erscheint

in dem Berichte des Finanz- und Bndgetansschnsses,

der dem hohen Hanse vvrgelcgt worden ist, mit

einem Betrage von rund 88 6 Millionen Schilling

angegeben, hat aber nachträglich, wie ini Berichte

des Herrn Gencralberichtcrstatters ausgewiesen werden

wird, eine Erhöhung um rund 4,465.000 8 erfahren,

wovon 2,385.000 8 auf die persönlichen Erforder¬

nisse, deren Steigerung auf Grund des neuen Gehalts¬

gesetzes notwendig geworden ist, und 2,080.000 8

ans die Erhöhung der Post „Investitionen" ent¬

fallen. Der Mehraufwand für die letzterwähnte

Post setzt sich zusammen aus einem Betrage von

780.000 8 für die Errichtung einer Großschmiede

auf der Simmeringer Heide und ans einem weiteren

Betrage von 1,300.000 8 für. die Ausgestaltung

der Blnmauer Werke. Die Einstellung dieser beiden
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Beträge in das Budget ist auf Grund von Forde¬

rungen der interalliierten Militärkommissiou erfolgt.

Im Finanz- und Budgetausschuß wurde das

Kapitel „Heereswcscn" in fünftägiger Beratung ver¬

handelt und eine lebhafte Debatte'.darüber abgeführt.

Im Laufe derselben brachten die Abg. Janecek

Pölzer und Sever einen Entschließungsantrag, betr.

eine Pensions- und Dienstordnung der Heeres¬

arbeiter, ein, 'der vom Ausschüsse zugestimmt wurde.

Im Namen des Ausschusses stelle ich den Antrag,

deni Kapitel 25 die verfassungsmäßige Genehniigung

zu erteilen sowie die dem Berichte beigedruckte Ent¬

schließung anzunchmen.

Spezialberichterstatter Dr. Weidenhoffer: Hohes

Haus! Auch heute kann ich darauf verweisen, daß

die verehrten Damen und Herren den schriftlichen

Bericht über das Kapitel 27, Titel 4, in Händen

haben, weshalb ich von der Nennung all der Ziffern,

die dabei Vorkommen, absehcn und mich auf folgendes

beschränken kann: Die Monopolpreise sind in Öster¬

reich für die Sprengmittel niedriger als in den

Nachfolgestaaten; in Deutschland sind sie allerdings

noch beträchtlich niedriger. Da nun die Sprcng-

Ulittcl für den Bedarf der Bergwerke und Stciu-

brüche einen unentbehrlichen Bedarfsgegenstand bilden,

wäre es sehr zu begrüßen, wenn die Monopolpreise

für diesen Bedarf noch ermäßigt werden könnten.

Die in den Ministerien angestellten Erhebungen

ergaben, daß die Ausgaben für Sprengmittel bei

der Braun- und Steinkohle 3 Prozent voui Werte

der geförderten Kohle, beim Eisenerz 6°8 Prozent

vom Werte des geförderten Erzes und bei den

anderen Erzmineralien sogar 15 Prozent ausmachen.

Da bei der Erzeugung selbst nur sehr bescheidene

Gewinne erzielt werden, so ließe sich eine Ermäßigung

des Preises nur zu Lasten der Monopolznschläge

durchführen.

Im Ausschüsse wurde daher ein Resolutions¬

antrag angenommen, der folgendermaßen lautet

(liest) :

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, die

Tunlichkeit einer Herabsetzung der Monopolpreise

für Sprengmittel, soweit sie im österreichischen

Bergbau Verwendung finden, zu prüfen."

Der Finanz- und Budgetausschnß stellt somit den

Antrag (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

Den Ansätzen des Bundcsvoranschlagcs für 1928,

Kapitel 27, Titel 4, „Pulver und Sprengstoffe",

wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt."

Ebenso bitte ich, die verlesene Entschließung anzu¬

nehmen.

Die Verhandlung wird unterbrochen und zur

Abstimmung über die erledigten Budgetkapitcl ge¬

schritten, und zwar zunächst über die Kapitel des

V. Abschnittes.

Bei Kapitel 19 werden zunächst die Minderheits¬

anträge I, II, III und IV abgelchnt. Kapitel 19

wird hierauf nach dem Ausschußantrag ange¬

nommen.

Die vom Ausschüsse vorgeschlagenen Entschließungen

Nr. 1 bis 14 werden angenommen.

Präsident: Außerdem liegt noch eine Minder¬

heitsentschließung der Herren Abg.Schneeberger. Gen.

aus dem Ausschuß vor (liest):

„Der Bundesministcr für Land- und Forstwirt¬

schaft wird aufgefordert, die uotwcudigen Vor¬

kehrungen zur Errichttmg einer Zentralstelle mit

einem paritätischen Beirat für die Vermittlung land¬

wirtschaftlicher Arbeiter zu treffen."

Sever: Ich bitte, die Worte „mit einem pari¬

tätischen Beirat" getrennt zur Abstimmung zu bringen.

Präsident: Ich werde diesem Wunsche Rechnung

tragen. Ich bitte diejenigen Franen und Herren,

welche die Resolution des Herrn Abg. Schneeberger

mit vorläufiger Hinwcglassung der Worte „mit einem

paritätischen Beirat" annehmen wollen, sich von den

Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minder¬

heit, der Antrag abgelchnt. (Sever: Der Antrag

ist einstimmig mit Hinweglassung dieser Worte

im Ausschuß angenommen worden!) Ich kann jetzt

natürlich keine Mißverständnisse mehr aufklären,

wenn in der Auffassung der Parteien eine Änderung

eingetreten ist. (Zwischenrufe.) Die Abstimmung

über den Zusatz „mit einem paritätischen Beirat"

entfällt natürlich, da >vir ja über die Resolution

als Ganzes abgcstimmt haben und sie abgelchnt

wurde.

Bezüglich der beiden Anträge Plasscr (S. 1127)

wird der Antrag des Berichterstatters, diese Anträge

dem Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft zuzu¬

weisen, angenommen.

Der Entschließungsantrag Müller (S. 1117)

wird abgelehnt, der Entschließungsautrag Lutten¬

berger (S. 1148) angenommen.

Kapitel 28, Titel 3, wird nach dem Ausschnß-

antrag angenommen.

Die vom Ausschuß vorgcschlagcnen fünf Ent¬

schließungen werden gleichfalls angenommen. Die

Mindcrheitsanträge I und II (Entschließungen

Zelenka) sowie der Entschlicßungsantrag Witzany

(S. 1138) werden abgelchnt.

Damit ist Abschnitt V erledigt.

Es wird zur Abstimmung über die Kapitel des

VI. Abschnittes geschritten.

Kapitel 20 und 21 werden nach den Anträgen

des Ausschusses in getrennter Abstimmung ange¬

nommen.

Die zu Kapitel 21 vom Ausschuß vorgeschlagenen

sechs Entschließungen werden angenommen, die

Miuderheitsentschliehung Schiegl wird abgelehnt.
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Die Kapitel 22 und 23 werden nach den Aus¬

schußanträgen in getrennter Abstimmung ange¬

nommen. Die zu Kapitel 23 vom Ausschuß vor-

geschlagcne Entschließung wird angenommen.

Kapitel 24 wird nach dem Ausschnßantrag an¬

genommen, desgleichen die vom Ausschuß vorgc-

schlagenen drei Entschließungen.

Kapitel 28, Titel 1, wird nach dem Ausschuß¬

antrag angenommen.

Die vom Ausschuß vvrgeschlagenc Entschließung

wird angenommen, die Minderheitsentschließung

Tomschik abgelehnt.

Die Entschließung Burgstaller (S. 1172) wird

angenommen.

Die Kapitel 28, Titel 4, und Kapitel 28, Titel 5,

werden nach den Ausschußanträgen in getrennter Ab¬

stimmung angenommen.

Kapitel 29 wird nach dem Ausschußantrag an¬

genommen, desgleichen die zwei vom Ausschuß

vorgeschlagcncn Entschließungen.

Die Entschließungsanträge Dr. Aigner (S. 1170)

und Weiser (S 1185) werden in gemeinsamer Ab¬

stimmung einstimmig angenommen.

Damit ist,Abschnitt VI erledigt.

Es wird die Aussprache über den VII. Abschnitt

wieder fortgesetzt.

Dr. Deutsch: Hohes Haus! Die Debatte, die

über das Heereswesen in jedem Jahr abgeführt wird,

hat seit Jahren Gelegenheit gegeben, die Mißstände

tut Heereswesen ausführlich zu erörtern. Wir konnten

jeweils an der Hand von sehr viel Material zeigen,

wie es nunniehr in der Wehrmacht der Republik

aussieht. Auch diesmal >var es im Finanz- und

Budgetausschuß so, daß au der Hand eines reichen

Materials dargestellt wurde, daß in der Wehrmacht

Mißstände eingerissen sind, die, wie wir glauben,

nicht nur die Aufmerksamkeit einer Partei, sondern

sämtlicher Parteien des hohen Hauses erwecken müssen.

Es wurde mitunter gegen diese Art der Darstellung

der Einwand erhoben, daß wir doch immer nur

Einzelfälle vortragen und daß es natürlich in einem

verhältnismäßig großen Körper leicht Vorkommen

kann, daß Mißstände im einzelnen eintreten, daß

es aber falsch wäre, von den Mißständen, die

im einzelnen eintreten, auf den Gesamtorganismus

schließen zu wollen. Natürlich kann man einen solchen

Einwand geltend machen. Aber ich habe demgegen¬

über folgendes zu sagen: Fürs erste ist auch ein

Einzelfall, wenn er ein typischer Fall ist, geeignet,

ein Bild vom Gesamtorganismus zu geben; fürs

zweite können wir darauf Hinweisen, daß wir nicht

nur einen Einzelfall oder einen zweiten oder einen

dritten Einzelfall zum Vortrag gebracht haben. Wir

können wohl darauf Hinweisen, daß wir jeweils eine

Fülle von Material vorgelegt haben, das, wenn cs

nur ernsthaft geprüft wird, jeden unvoreingenommenen

Beobachter hätte erkennen lassen, daß unsere An¬

schuldigungen durchaus berechtigt sind.

Es ist nicht meine Absicht, aus der Fülle des

Materials, das mir vorlicgt, viele Einzelheiten

heranszngreifen und zu besprechen. Es ist auch nicht

meine Absicht, ans all das, was schon im Finanz¬

ausschuß besprochen wurde, zurückzukommen und an

der Hand des Materials, das dort Vorgelegen ist,

zu zeigen, wie cs in der Wehrmacht ansschaut. Aber

ich kann nicht umhin, doch an einigen Fällen, die

mir typischen Charakter zn haben scheinen, zu zeige»,

was da im Heereswesen vorgeht. Im Ausschuß selbst

habe ich einen Fall besprochen, der allerdings von

einem großen Teil der bürgerlichen Zeitungen tot¬

geschwiegen worden ist, das ist der Fall des Maschinen¬

gewehrdiebstahls Kvgoy in Klagenfnrt. Ich will kurz

den Fall darstellen. Im Februar 1924 ist in Klagcn-

furt ein großer Diebstahl vorgekominen. Aus dem

Waffenmagazin der Heeresverwaltnngsstelle in Klagen-

furl sind 17 Maschinengewehre und 12 Maschinen¬

gewehrgestelle gestohlen worden. Der Dieb wurde

verhaftet, der Prozeß ging eine Zcitlang hin und

her, schließlich ist der Mann im Februar 1926,

also nach zwei Jahren, zn sechs Monaten Arrest

verurteilt worden. Die Verurteilung zn sechs Monaten

Arrest hätte automatisch bewirken müssen, daß er aus der

Wehrmacht entlassen wird. Aber man hat sich da

Zeit gelassen, und im Juni des Jahres 1926 wurde

Ivvhl vom Ministerium ein Erlaß nach Klagenfnrt

gesendet, der die Entlassung dieses Mannes anssprach,

aber zugleich traf dort ein zweiter Erlaß des gleichen

Ministeriums ein, der dcni Manne die Weiter¬

verpflichtung bewilligte. Es kamen also vom Mini¬

sterium statt eines Erlasses zwei Erlässe nach Klagen¬

fnrt, und die dortigen Offiziere waren in Verlegen¬

heit, was sie tun sollten. Sie haben gedacht, daß

sie sich im Zweifclsfalle für den Verbrecher entscheiden

müssen, und haben den Mann, der nach dem einen

Erlaß ans der Wehrmacht entlassen wurde, nach

dem zweiten Erlaß einige Wochen später wieder

eingestellt. Ja, dieser Mann erhielt sogar eine gewisse

Vertrauensstellung, er wurde Bataillonsordonnanz,

und das Bataillonskommando gab ihm die Beschreibung

„hervorragend geeignet". Nun ist cs schon ein

grotesker Fall, daß jemand, der des Diebstahls über¬

führt ist, und zwar des Diebstahls an Gegenstände»,

die seiner Truppe gehört haben, der also ein Ver¬

brechen begangen hat, das für einen Soldaten wohl

das schimpflichste Verbrechen ist, das er begehen

kann, daß ein solcher Mann, trotzdem er dieses

Verbrechens überführt und rechtskräftig verurteilt

wurde, in der Wehrmacht bleibt. Der Mann blieb

in der Wehrmacht, mußte seine Strafe nicht absitzen

und erreichte sogar in der Wehrmacht eine gewisse

Vertrauensstellung. Wie war das möglich? Fürs

erste steht man ja einem Rätsel gegenüber, daß cs

in einem sogenannte Rechtsstaate möglich sein soll,
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daß ein des Diebstahls Überführter und rechtsgültig

Verurteilter nicht nur die Strafe nicht abzusitzen

braucht, sondern überdies in der Wehrmacht belassen

wird.

Vielleicht wird des Rätsels Lösung darin liegen,

daß sich ganz zweifellos politische Kreise für den

Mann interessiert haben und für ihn eingetreten

sind. Es wurde später für diesen Mann ein Be¬

gnadigungsgesuch eingereicht, und die erste und zwciie

Instanz haben sich tatsächlich für die Begnadigung

dieses Diebes ausgesprochen, der Oberste Gerichtshof

hat allerdings erklärt, daß der Mann der Begnadigung

nicht würdig sei, und hat die Begnadigungsbitte

abgelehnt. Trotzdem der Oberste Gerichtshof die

Begnadigungsbitte abgelehnt hat, hat der Justiz¬

minister dem Bundespräsidenten diesen Mann zur

Begnadigung vorgeschlagcn, und am 23. Jänner 1928

wurde er tatsächlich begnadigt. Freilich, er wurde

begnadigt, aber der Sektionschef Polzcr, der in

dieser Angelegenheit vom Finanzausschuß am 9. Fe¬

bruar d. I. befragt wurde, erklärte, die Gnadenbitte

um Nachsicht der Rechtsfolgen wurde abgewicscn

Das heißt also, man hat diesen Dieb, der rechts¬

gültig verurteilt wurde, lange Zeit in der Wehr¬

macht belassen und schließlich auch zur Begnadigung

dem Bundespräsidcnten vorgeschlagen, hat es auch

durchgesetzt, daß tatsächlich die Begnadigung ausge¬

sprochen wurde, aber es wurde die Gnadenbittc um

Nachsicht der Rechtsfolgen abgewiesen, das heißt,

nunmehr hätte der Mann, _ der wahrlich schon all¬

zulange die Wehrmacht Österreichs verschandelte,

endlich aus der Wehrmacht verschwinden sollen. Die

Vertreter des Heeresministeriums, die ini Finanz¬

ausschuß erschienen waren, und der Minister selbst

haben im Finanzausschuß erklärt, daß es ganz selbst¬

verständlich ist, daß nunmehr, nachdem der Bundes-

präsidcnt die Gnadenbittc um Nachsicht der Rechts¬

folgen abgewiesen hat, dieser merkwürdige Soldat

aus der Wehrmacht entlassen werde. Ich habe mich

nun telegraphisch nach Klagenfurt gewandt und an¬

gefragt, ob endlich dem Rechte Genüge geschehen

ist. Nun habe ich ein Telegramm erhalten, aus

dem hcrvorgeht, daß dieser Maschinengewehrdieb

Kogoy noch immer in der Wehrmacht dient, daß

also der Mann nicht entlassen wurde, trotzdem im

Finanzausschuß der Minister selbst erklärt hat, daß

unverzüglich die Entlassung dieses Mannes, dieses

Diebes, erfolgen werde. Ich bin infolgedessen ver¬

pflichtet, hier im hohen Hause nochmals die Frage

an den Herrn Minister zu richten, wieso so etwas

möglich ist. Ich verlange nochmals die restlose Auf¬

klärung dieses Falles.

Ich verlange diese Aufklärung, trotzdem, wie ich

schon erwähnte, die bürgerlichen Zeitungen diesen

ungeheuerlichen Fall totgeschwiegen haben. Es ist ja

bezeichnend, daß zum Beispiel die „Reichspost", die

sonst so redselig ist, wenn es sich um Angelegen¬

heiten des Heeres handelt und diese Angelegenheiten

vom Minister im Parlament oder sonst irgendwo

besprochen werden, sich nicht getraut hat, in der

ganzen Zeit den Namen Kogoy auch nur ein ein¬

ziges Mal zu erwähnen. Dieser Fall, der ein Skaudal-

fall sondergleichen ist, existiert für das Zentral-

organ der christlichsozialcn Partei überhaupt nicht.

Wir verlangen aber Aufklärung darüber. Ist es

schon ein ungeheurer Skandal gewesen, daß ein

Mann, der des Diebstahls überführt und rechts¬

gültig verurteilt wurde, die Strafe nicht abzusitzen

brauchte, war es schon ein ungeheurer Rechtsskandal,

daß der Alaun in der Wehrmacht bleiben konnte,

obwohl fcmft jeder hinausgeworfen wird, dem die

geringste Verfehlung zur Last fällt, ist es schon ein

Skandal, wie sich bei diesem Falle die Ungleichheit

und der Mißbrauch des Gesetzes sich entwickeln

konnte, so ist es gar nicht inehr verständlich, daß

nun, nachdem diese Bombe geplatzt Ivar, nachdem

im Finanzausschuß tagelang darüber gesprochen

wurde und Vertreter des Justizministeriums erscheinen

mußten, um den Fall darzulegen, nachdem die Ver¬

treter des Heeresministeriums stundenlang über diese

Angelegenheit Rechenschaft legen mußten und mau

selbstverständlich die Erklärung erhielt, daß endlich

einmal dem Skandal ein Ende gemacht und der

Mann ans der Wehrmacht entlassen ivcrden muß,

der Mann trotzdem noch immer weiter in der Wehr¬

macht dient. Wir erleben, daß trotz der eindeutigen

Sachlage der Minister nicht in der Lage, nicht

imstande ist, nicht die Kraft hat, diesen Mann zu

entfernen. Da kann man sich nicht mehr ausreden,

daß politische Kräfte eine Rolle spielen. Es muß doch

möglich sein, einen Verbrecher aus. der Wehrmacht

zu entfernen. Wenn der Minister nicht imstande ist,

Leute, die des Diebstahls überführt worden sind,

aus der Wehrmacht zu entfernen, dann weiß ich

wirklich nicht, wohin die Rechtszustände in diesem
Staate kommen.

Ich habe diesen ungeheuerlichen Fall deshalb noch

einmal zur Sprache gebracht, weil er nach meiner

Ansicht typisch dafür ist, wie das Gefühl für

Recht oder Unrecht in diesem Ressort vollständig

geschwunden ist, daß hier Zustände eingerissen sind,

die sich kein Balkanstaat gefallen ließe. Ich bin

überzeugt, daß in jedem anderen Staate die Bevöl¬

kerung aufschreien würde gegen die Zumutung, daß

sich in der Wehrmacht des Staates abgcstraste Diebe

befinden, daß es in keinem anderen Staate möglich

ist, daß selbst, wenn diese Diebe überführt und ver¬

urteilt sind, sie nicht aus der Wehrmacht entfernt

werden und daß, selbst wenn der Minister im Par¬

lament erklärt, der Dieb wird endlich entlassen, er

nicht die Kraft oder den Willen hat, den Dieb

wirklich aus der Wehrmacht hinauszubringen. Ich

muß sagen, daß dies ein Fall ist, der dringend der

eindeutigsten und restlosen Aufklärung bedarf. Ich

38. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)16 von 57

www.parlament.gv.at



38. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, lll. G. P. — 23. Februar 1928. 1189

bin neugierig, >vas wir heute wieder vom Herrn

Minister zu hören bekommen werden, um diesen

Skandal, der ein Skandal sondergleichen ist, neuer¬

dings zu vertuschen.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch daraus

verweisen, daß das überhaupt die Art ist, wie solche

Dinge vom Minister Bangoin behandelt werden,

und ich möchte gleich hinzufügen, daß das mit der

Grund ist, warum bei uns eine so gereizte Stimmung

gegen den Minister Bangoin herrscht, weil es eben

nicht möglich ist, ihn dahin zu bringen, die Dinge

objektiv zu betrachten, wie es bei einem Minister

selbstverständlich sein sollte, weil wir ihn nicht dazu

bringen können, wenn wir Fälle schwerwiegender

Natur hier zur Sprache bringen, sich mit uns zu

bemühen, der Wahrheit ans den Grund zu' gehen;

er versucht immer, über solche Dinge, die ihm unan¬

genehm sind, einfach hinwegzugleiten.

Ich will noch eine zweite Angelegenheit hier zur

Sprache bringen, die dieselbe Methode des Herrn

Ministers zeigt. Wir haben im Finanzausschuß über

die Affäre eines Zugsführers namens Reisenbichler

gesprochen. Dieser Zugsführcr Rcisenbichler, der

zugleich Obmann des Wehrbundes ist, hat sich gegen

einen Vorgesetzten Offizier in einer solchen Weise

benommen, daß dieser Offizier, ein Oberstleutnant

namens Balliff, der kein Sozialdemokrat ist, gegen

ihn die Anzeige wegen Subordinationsverletzung

erstattet hat. Ich bin überzeugt, wenn ein Militär-

verbändlcr das gemacht hätte, was dieser Reisen-

bichler gemacht hat, so wäre er wegen Meuterei

unter Anklage gestellt worden. Der Zugsführer

Reiscnbichler hat sich vor den Soldaten gegen den

Offizier offen aufgclehnt, er hat ihn in der rüdesten

Form zur Rede gestellt, und schließlich hat sich der

Offizier gegen den Wehrbundobmann nicht anders

helfen können, als indem er die Anzeige erstattete.

Was ist weiter geschehen? Der Fall ist, um mich

vorsichtig auszudrücken, sehr oberflächlich untersucht

worden. Man hat von allem Anfang an das Be¬

streben gezeigt, den Wehrbnndobmann gegenüber dem

Offizier zu decken. Infolgedessen hat der Fall eine

Austragung erfahren, die ganz eigentümlich ist.

Dieser Zugsführcr wurde znni Wachtmeister befördert,

und was den Oberstleutnant anbelangt, so hat man

den Versuch, gemacht, ihn zu einem andern Regiment,

und zwar zu einem Regiment, das glicht in Wien

liegt, zu transferieren, wobei jeder Mensch weiß,

daß das für einen Offizier eine schwere Benach¬

teiligung ist, wenn er von Wien nach St. Pölten

oder Krems transferiert wird; das bedeutet für ihn

eine schwere materielle Einbuße, und auch sein

Familienleben erleidet dadurch Schaden.

Ich habe int Ausschuß den Herrn Minister um Auf¬

klärung dieses Falles gebeten. Daraus hat mir der Herr

Minister erwidert, daß diese Subordinationsver-

letznng des Zngsführcrs Rcisenbichler nicht so arg

sei, wie ich es dargestellt habe, daß es wohl Unzu¬

kömmlichkeiten gegeben habe, daß sie aber im Rahnien

des Regiments untersucht wurden. Darüber will

ich mit ihm jetzt nicht streiten, denn der Fall ist

dainals, wie er sagte, in der Kaserne ausgetragen

worden. Was aber den Oberstleutnant Balliff anbe¬

langt, so-sagte mir der Minister auf meine Dar¬

legung, daß der Offizier, der es sich nicht gefallen

ließ, von einem Zugsführer so behandelt zu werden,

dafür bestraft worden sei, indem man ihn zu einem

Infanterieregiment versetzt habe, das in Krems und

St. Pölten liegt, wortwörtlich: „Das ist nicht richtig!

Man hat daran gar nicht gedacht." Das hat er wort¬

wörtlich gesagt. Ich habe dem Herrn Minister gleich

dort gesagt: „Herr Minister, ich kann mir nicht

vorstellen, daß es so sei, wie Sie sagen. Ich weiß,

daß in der Landesregierung von Niederösterreich

über diesen Fall des Oberstleutnants Balliff sogar

verhandelt wurde. Der Herr Minister blieb dabei,

es sei nicht richtig, Oberstleutnant Balliff sei nie

versetzt und nie zur Versetzung beantragt worden,

man habe an so etwas überhaupt nicht gedacht.

Angesichts dieser Darstellung des Herrn Ministers

bin ich nun genötigt, eine Zuschrift au die Landes¬

regierung Niederösterreich vorzulegen. Es ist dies

die Zuschrift des Bnndesministeriums für Heercs-

wesen, Abteilung 3, Zahl 48.364 vom Jahre 1927.

Die Zuschrift lautet wortwörtlich (liest): „DasBundes-

ministcrium für Heereswesen ersucht im Sinne des

Wehrgesetzes, 8 13, Absatz 5, um die Zustimmung

für die Einteilung des Oberstleutnants Friedrich

Balliff des Infanterieregiments Nr. 3, geboren 1886,

heimatberechtigt in Wien, zum Jnfanteriereginient

Nr. 6 in Krems. Die Einteilung ist zwecks Standes¬

ausgleichs erforderlich." Unterschrift des Bundes¬

ministers Bangoin eigenhändig. Nun frage ich: Ist

eine solche Behandlung einer parlamentarischen

Körperschaft möglich? Im Finanzausschuß wird der

Minister zur Rede gestellt und erklärt: Das ist

einfach nicht wahr, wir haben nie daran gedacht,

den Oberstleutnant Balliff zu einem anderen Re¬

giment zu versetzen. Während er das ini Finanz¬

ausschuß am 7. Februar erklärt hat, ist von ihm

selbst am 4. November 1927 eine Zuschrift an das

Land Niederösterreich gegangen, die eben die Ver¬

setzung dieses Oberstleutnants Balliff verlangt hat,

die der Minister im Ausschuß glattweg geleugnet

hat. Es ist also ganz offenbar, daß der Minister

im Finanzausschuß nicht die Wahrheit gesagt hat,

und ich frage den Herrn Minister hier im offenen

Hause: Was ist wahr? Ist wahr, was er im

Finanzausschüsse gesagt hat, oder ist das wahr, was

die Akten, die ich vor mir liegen habe, bezeugen?

Ich kann noch mit Details dienen, ich kann erzählen,

daß, als dieser Fall bei der n. ö. Landesregierung

zur Sprache gekommen ist, er wahrscheinlich dort

auch erledigt worden wäre, wenn nicht der Herr

100
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Landesrat Schneidmadl damals sich hätte die Sache

näher ansehen wollen, daher den Akt verlangt hat,

und deshalb die ganze. Sache zurückgestellt worden

ist. Ich stelle also solgendes unter Beweis: Ich

stelle unter Beweis, daß ein Offizier, der tadellos

beschrieben war, der niemals einen Anstand hatte, der

kein Sozialdemokrat war, der im Gegenteil mit unserer

Partei oft sehr heftige Konflikte auszufechten hatte,

das Malheur hatte, mit einem Untergebenen, mit einem

Zugssührer, in einen Gegensatz rein dienstlicher Art

zu geraten, und im Laufe dieses Gegensatzes gegen

den Zugsführer eine Anzeige erstattet hl?t. Man hat

nun versucht, den Offizier zu bewegen, die Anzeige

znrückzuziehen, was er aber nicht getan hat, >veil

er gesagt hat, das ist eine rein dienstliche Ange¬

legenheit, die mit Politik gar nichts zu tun hat.

Die Folge davon war, daß man diesen Zugssührer,

weil er Wehrbundobmann ivar, zum Wachtmeister

beförderte, aber den Offizier, der Oberstleutnant ist,

vom Regiment in Wien wegzutransferieren versuchte,

und zwar strafweise in die Provinz hinaus. Das

ist der Tatbestand, diesen Tatbestand habe ich vor¬

getragen, und diesen Tatbestand hätte der Herr

Minister im Ausschüsse rechtfertigen sollen. Darauf

erwiderte der Herr Minister, und er konnte nicht

leugnen, daß der Wehrbundobmann inzwischen be¬

fördert worden ist, aber er hat entschieden geleugnet,

daß man den Oberstleutnant Balliff habe von Wien

wegtransferieren wollen. Er hat gesagt, daß man

an so etwas nie gedacht habe. Obwohl also der

Herr Minister im Ausschüsse gesagt hat, daß man

an so etwas nie gedacht habe, kann ich nun an der

Hand eines amtlichen Dokumentes hier beweisen,

daß, vom Minister selbst unterschrieben, ein solches

Gesuch an die Landesregierung von Niederöster¬

reich hinausgegangen ist. Wenn man solche

Dinge erlebt, so muß man schon sagen, man braucht

sich über nichts mehr zu wundern, denn wenn das

in dem Hause hier möglich ist, daß ein Minister im

Ausschüsse glatt die Unwahrheit sagt und in

offener Parlamentssitzung der Unwahrheit geziehen

werden muß, so sind das doch Zustände, die die Achtung

vor dem Parlament erschüttern, denn solche Dinge

dürfen im Parlament nicht Vorkommen. Sv darf

sich ein Minister nicht benehmen. Der Herr Minister

darf uns nicht Auskünfte geben, die leichtfertig sind, er

darf sich nicht vielleicht gar dem Verdachte aussetzen,

daß er bewußt die Unwahrheit gesagt hat. Das eine wie

das andere ist gleich unmöglich und blamabel, und wir

verlangen in diesem Falle eine Aufklärung vom Herrn

Minister. Freilich — ich muß es wieder sagen —, es

waren die beiden Fälle, die ich dargestellt habe,

nicht die einzigen, die wir zur Sprache bringen

mußten und die immer wieder dasselbe Bild gezeigt

haben, daß der Herr Minister versucht, über die

schwersten Ungerechtigkeiten nur mit einigen Redens¬

arten wegzugleiten, versucht, die ungeheuerlichsten

Dinge, die geschehen sind, zu bemänteln und über¬

haupt nicht bei der Wahrheit zu bleiben, wenn er

uns antwortet. Da ist zum Beispiel nicht von uns,

sondern von den Deutschnationalen eine Sache an¬

hängig gemacht worden, und zwar haben sich die

Deutschnationalen schon vor langer Zeit dagegen

anfgelehnt, daß auch ihre Parteiangehörigen will-

kürlich versetzt und bestraft werden, indem sie zu

schlechteren Dienstleistungen kommandiert werden nsw.

Da hat zum Beispiel beim Infanterieregiment Nr. 5

der Fall eines Mannes, namens Klimunda, eine

gewisse Rolle gespielt. Dieser Klimunda hat die

Kühnheit gehabt, fiir die deutsche Soldatengewerk¬

schaft zu kandidieren. Darauf wurde er unmittel¬

bar vor der Wahl zum Tragtierführer einer

Maschinengewehrkompagnie gemacht. Er, der in der

alten Monarchie Fähnrich war, Ivnrde zu einer

Dienstleistung kommandiert, die — ich brauche das

nicht näher auszuführcu — viele Unbequemlich-

keitcn im Gefolge hat. Das haben Deutschnationale

kritisiert und gesagt, daß die Kommandierung dieses

Mannes einige Tage vor den Bertrauensmänner-

wahlen ein Akt der Parteiwillkür ist, daß man den

früheren Fähnrich dadurch treffen wollte, daß man

ihn zmn Pferdewärter machte. Darauf hat der Herr

Minister im Ausschuß erklärt, das sei nicht wahr,

nian habe den Betreffenden niemals zum Pferde¬

wärter gemacht. Meine Herren, er ist wirklich nicht

„Pferdewärter" geworden, wenn man dieses Wort

wortwörtlich nimmt, sondern er wurde „Tragtier-

sichrer". Aber jeder, der die Dinge kennt, weiß

natürlich, daß es genau dasselbe ist, ob man ihn

„Tragtierführer" nennt, ob das so in seiner dienst¬

lichen Zuteilung steht, oder ob nian ihn „Pfcrde-

wärter" nennt. Jeder weiß, daß das ganz das

gleiche ist. Aber der Herr Minister hat sich ans

das Wort „Pferdewärter" gestürzt und hat es so

dargestellt, als wenn man ihm weiß Gott wie un¬

recht getan hätte, denn der Mann sei nicht Pferde¬

wärter, sondern Tragtierführer gewesen. Das ivar

ein Fall, den die Deutschnationalen zur Sprache

gebracht und meines Erachtens mit Recht kritisiert

haben, weil die Verhältnisse ganz zweifellos heute

schon so sind, daß nicht nur die Sozialdemokraten,

sondern auch deutschnationale Parteiangehörige vom

Minister in der unerhörtesten Weise sekkiert und

drangsaliert werden. Aber auch hier zeigt sich wieder

dasselbe Bestreben: Der Minister versucht nicht,

einem Falle auf den Grund zu gehen, mit uns die

Wahrheit zu suchen, mit uns die Dinge objektiv

festzustellen und mit uns nach cineni Ausweg zu

forschen, sondern er bemüht sich immer nur, über

die schreiendsten Ungerechtigkeiten, die wir vor¬

tragen, hinwegzuglciten, womöglich einen Witz zu

machen, irgendein Wort herauszusnchen, das einer

von uns gebraucht hat, um sich daran zu hängen

und auf diese Weise den ganzen Tatbestand zu
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verschleiern. Nebenbei bemerkt haben wir im Aus¬

schuß das Schauspiel erlebt, daß diese Methoden

nicht einmal nur uns, sondern auch den Deutsch-

nationalen zu dumm geworden sind und daß ein

Herr aus dem Kreise der Deutschnationalen, der

sonst jedes Jahr hier aufgetreten ist und eine Rede

sür den Minister Vaugoin gehalten hat, nämlich

der Oberst Klimann, im Ausschuß anfgestanden ist

und ganz deutlich pointiert gesagt hat, daß die Ver¬

hältnisse in der Wehrmacht heute schon so geworden

sind, daß man wirklich ernsthaft prüfen muß, ob

sie so bleiben können oder nicht. Der Oberst

Kliniann hat selbstverständlich eine sehr vorsichtige

Rede gehalten; er hat begreiflicherweise nicht so

reden können, wie wenn er ein Angehöriger der

Oppositionspartei gewesen wäre. Aber auch er

mußte auf eine^Reihe von Mißständen Hinweisen;

er mußte zum Beispiel darauf Hinweisen, daß diese

kleine Armee eine zu große Zahl von Generalen

hat. Er hat mit Recht gesagt, daß wir uns ja

lächerlich machen, wenn"dieser kleine Körper eine so

große Anzahl von Generalen hat. Er hat auch

darauf hingewiesen, daß es bei der Besetzung dieser

Geueralposten so ist, daß die zum höheren Dienste

Vvrbestimmteu gegenüber den Offizieren des Truppen¬

dienstes bevorzugt werden. Die Kritik, die Oberst

Kliniann im Ausschuß geübt hat, hat iin Ausschuß

die größte Beachtung gefunden, und zwar bei allen

Parteien, weil man darin doch einen Versuch

gesehen hat, über die Dinge, über die wir seit

Jahr und Tag hier im Hause und im Ausschuß

reden, endlich einmal zu einer sachlichen Aus¬

einandersetzung zu kommen. Ich weiß aber auch, und

es kann mir nicht unklar oder verborgen bleiben,

daß der Kollege Klimann durch diese Rede wahr¬

scheinlich manche Unannehmlichkeiten gehabt haben

dürfte; denn es war ja offenbar zu sehen, wie der

Herr Minister Vaugoin sich darüber geärgert hat,

daß nun jemand aus den Regierungsparteien es

gewagt hat, gegen die Wirtschaft, die er im Heeres¬

wesen eingeführt hat, aufzutreten.

Ich habe schon angcdeutet, daß wir sehr schwer

mit dein Minister ernsthaft über die Probleme

reden können. Wenn wir zum Beispiel bei der

Budgetdebatte über das Heereswesen darlegen, daß

dieses Heer ohnedies an Zahl sehr gering ist, daß

es technisch zum Teil niangelhaft ausgerüstet sein

muß, weil der Friedensvertrag uns ja eine größere

Ausrüstung nicht zubilligt, daß aber anderseits

gerade diese Tatsachen uns dazu bestimmen müßten,

ernsthaft darüber nachziidcnken, wie wir mit dem

kleinen Instrument, das wir haben, den größt¬

möglichen Effekt erzielen können, das heißt, wie wir

imstande sind, dieses kleine Instrument so zu ge¬

stalten, daß es wirklich die im Gesetz vorge¬

schriebenen Aufgaben erfüllen kann, dann sind wir

der Meinung, daß man dieses Instrument möglichst

sorgsam behandeln muß und daß man versuchen

muß — das habe ich oft genug gesagt —, es nicht

so zu behandeln, daß alles, was dort vorgeht, zum

Gegenstände des Streites der Parteien wird. Wir

selbst haben gesagt: Wenn Sie mit uns sachlich

über den Aufbau und Ausbau des Heereswesens

reden wollen und darüber, wie wir die Unzu¬

kömmlichkeiten vermeiden können und zu besseren Zu¬

ständen in der Wehrmacht kommen, so sind wir ohne

weiteres bereit, daran mitznwirkcn. Aber alle diese

Möglichkeiten sind immer wieder vom Minister selbst

verschüttet worden, und zwar aus folgenden Gründen:

weil er glaubt, es seiner Partei schuldig zu sein,

aus dieser Wehrmacht eine Wehrmacht zu machen,

die parteimäßig für sie verläßlich erscheint, weil er

glaubt, daß es.seine Aufgabe ist, diese Wehrmacht

so^zu gestalten, daß sie eine Parteiarmee der Christ¬

lichsozialen wird. Seit Jahr und Tag ist es sein

Bestreben, dort nicht nach sachlichen Gesichtspunkten

zu verwalten, dort nicht etwa die Dinge nach Recht

und Gesetz zu beurteilen, sondern er beurteilt sie in

der unsachlichsten Weise, er beurteilt sie in der

politischesten Weise, die möglich ist, nur vom Ge¬

sichtspunkte seiner Parteipolitik aus, und er scheut

nicht davor zurück, daß in der Wehrmacht Recht

und Gesetz gebrochen wird. Er läßt es zu, daß

Disziplinarverhältnisse herrschen wie sonst nirgends,

nur zu dem Zivccke, um diese Wehrmacht zu einem

Parteiinstrnment Ihrer Partei zu machen. Natürlich

hat man das anfänglich begleitet mit den Phrasen

von der unpolitischen Wehrmacht, aber es war so,

daß man diese Phrase von der unpolitischen Wehr¬

macht nur gebraucht hat, um sie erst recht politisch

zu niachen. So war sein einziges Bestreben immer

darauf gerichtet, diese Wehrmacht so zu gestalten,

daß sie für seine Partei, für die Partei, die jetzt,

in diesem Augenblick, an der Regierung beteiligt ist,

eine verläßliche Stütze sei. Dazu konmrt noch ein

weiteres, was ich auch hier sagen muß. Der Herr

Minister hat eine Art, sich immer persönlich in den

Vordergrund zu schieben, die zum Teil bei uns

Mißbehagen, zum Teil, wie ich gestehen muß, auch

eine gewisse Heiterkeit erwecken muß. Gestatten Sie,

daß ich für diese Art seines Benehmens ein Beispiel

gebe — ich führe es nur deshalb an, um Ihnen

zu zeigen, warum die persönlichen Schwierigkeiten

vorhanden sind und warum wir nicht auch in

diesein Ressort, wie auf anderen Gebieten, zu einer

Auseinandersetzung kommen, die der großen

Parteien des Hauses auch würdig wäre. Schauen

Sie, es gibt gewiß auch auf diesem Gebiete wie

auf anderen Gebieten Gegensätze zwischen uns, aber

die Gegensätze werden gewöhnlich in einer viel vvr-

sichtigeren^Weise ansgetragen, bloß im Ressort des..

Heereswesens haben wir mit einem Minister zu

kämpfen, niit dem man schwer sachlich diskutieren

kann, weil seine Einstellung zu den Dingen, wie ich
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vorhin gezeigt habe, rein politischer Art ist, und

zum andern Teil, weil er persönlich oft versucht,

sich in einer Weise in den Mittelpunkt zu rücken,

die bei uns, wie ich sagte, zum Teil Mißbehagen,

zum Teil Heiterkeit erwecken muß. Nur ein kleines

Beispiel: Da habe ich in der „Reichspost" am

24. Jänner gelesen, daß vor dem Heeresministerium

eine Ablösung der Wache war und daß eine Musik¬

kapelle hingekommen ist und dort vaterländische Ton¬

stücke zum Vortrag gebracht hat. (Heitzinger: Es

war sehr schön!) Gut, es war sehr schön. — Das

anwesende Volk ist in Beifall ausgebrochen, dann ist

der Herr Minister auf dem Balkon erschienen und

wurde von der Menge sttirmisch begrüßt. (Zwischen-

ruf Heitzinger.) Machen Sic nicht zuviel Zwischen¬

rufe, es könnte Sie sonst reuen! — Ich habe mich

darüber einigermaßen gewundert, denn ich kenne die

Wiener und weiß, was sie früher von dem „Burg-

murrer" gehalten haben. Es sind wohl immer einige

Leute mitgegangen, aber daß es eine Sache des

Volkes gewesen wäre, das war schon früher nicht

der Fall; jetzt aber finde ich das geradezu lächerlich.

Wir haben eine so große Zahl von Arbeitslosen

und haben eine so schwere Wirschaftskrise und so

viele andere Sorgen, daß das Aufziehen mit klin¬

gendem Spiel vor dem Heeresministeriuni den meisten

Menschen in Wien doch wirklich als eine Komödie

erscheint und daß sie dariiber gewiß nicht sehr erbaut

sein können.

Ich habe mir gesagt, es muß merkwürdig sein,

daß die Wiener, die sich doch sonst zienilich kühl

verhalten, ausgerechnet am 23. Jänner dorthin gehen

und sich das anschauen. Ich habe schließlich folgenden

Tatbestand erhoben — er ist bezeichnend genug für

den Minister. Wie war es? Der Kapellmeister Mader,

der dort als Kapellmeister bei der Musik fungiert

hat, hat am Tage vorher die Frontkämpferorgani¬

sation verständigt, daß er am 23. Jänner den Front¬

kämpfermarsch zum Vortrag bringen wolle und hat

infolgedessen die Frontkämpfer aufgefordert, sie mögen

sich zahlreich einfinden, damit man, wenn vielleicht

andere, welche den Marsch kennen, sich dagegen auf¬

lehnen, eine genügende Claque bei der Hand habe.

Die Frontkämpfer sind tatsächlich am 23. Jänner

dort in großer Zahl erschienen, um dabei zu sein,

wenn der Frontkämpfermarsch von der Militärkapelle

gespielt wird. Der Kapellmeister Mader hat das

also geniacht, und wie der Frontkämpfernlarsch

gespielt wurde, haben die versammelten Frontkämpfer

zu applaudieren angcfangen. Der Herr Minister hat

nun in seinem kindlichen Gemüt den Applaus auf

der Straße auf sich bezogen und ist auf dem Balkon

erschienen und hat sich bedankt, es hat aber niemand

gewußt, was der Herr Minister auf deni Balkon

dort will, denn den Herrn Vaugoin hat niemand

geladen, sondern man hat die Frontkämpfer haranguiert,

zu erscheinen. Die haben ihrem Marsch applaudiert,

haben Beifall geklatscht, und diesen Beifall hat der

Herr Minister auf sich bezogen. Der Herr Minister

war aber obendrein sehr darauf bedacht, daß eine

solche Ovation, wenn cs auch eine falsche Ovation

ist, nicht im verborgenen blühe, sondern auch der

Öffentlichkeit bekannt wird, und so hat seine Ad-

jutantur diese Tatsache, daß ihm applaudiert worden

sei und er auf dem Balkon erschienen und von den

Wienern begrüßt worden sein soll, sofort der „Reichs¬

post" und anderen Zeitungen mitgeteilt.

Sie müssen mir zugestehen, daß, so heiter diese

Dinge sind, sie doch auch einen ernsten Beigeschmack

haben. Herr Minister Vaugoin hat überhaupt Pech

mit der Musik und mit den Musikanten. Zuerst hat

ihm ein Heeresaugehöriger, Zanetti ans Graz, einen

Marsch gewidmet, der sich dann als Fälschnng heraus¬

stellte. Darauf hat sich der Minister rächen und ihn

aus der Wehrmacht entfernen wollen. Das ist ihm

auch nicht gelungen, weil Zanetti beim Verwaltungs¬

gerichtshof recht behalten und der Staat noch eine

erkleckliche Summe verloren hat. Es ist also eine

Affäre, die dem Herrn Minister Vaugoin keine Lor¬

beeren gebracht hat, und hier hat er wieder Pech,

wie er das Spielen des Frontkämpfernlarsch es ans

sich bezieht, sehr erfreut und dankbereit auf dem

Balkon erscheint, während ihm das doch gar nicht

galt, was gewiß schließlich die Heiterkeit der ange¬

sammelten Menschen erweckte — gar so viele waren

allerdings nicht dort —, als sie den Jrrtuni wahr-

nahnien. (Zwischenruf.) Aber selbst dieses merk¬

würdige Vorkommnis genügte ihln, um in den Zei¬

tungen für sich Reklame zu machen.

Es wäre, wie gesagt, sehr verlockend, solcher Dinge

mehr zu erzählen. Ich habe sie diesmal hier nur

vorgctragen, um Ihnen nochmals zu sagen und

vielleicht zu erklären, warum wir mit dem Herrn

Minister Vaugoin in ein so schlechtes Verhältnis

gekommen sind und mit ihm so schwer arbeiten

können. Sie dürfen nicht glauben, daß cs unser

Partciinteresse ist, daß hier ein Minister säße, der

uns gegenüber vielleicht entgegenkommend erschiene.

Da würden Sie sehr irren, wenn Sie glaubten,

daß wir der Meinung sind, daß ein Minister, der

von den Christlichsozialen eingesetzt ist, uns besonders

entgegenkommcn müßte. Das meinen mir nicht. Wir

wollen nichts, als daß auf diesem Gebiet ein nor¬

males Verhältnis herrscht, wie es zwischen Oppo¬

sition und Mehrheit auch auf anderen Gebieten als

ziemlich selbstverständlich gilt, das heißt, wir wollen,

daß auf dem Gebiete des Heereswesens vor allem

Recht Recht bleibe, daß die Gesetze der Republik,

die wir geschaffen haben, auch auf diesem Gebiete

gelten. Wir wollen, daß das Recht des Staates vor

dem Kaserntore nicht haltmache, daß das Heer

nicht ein Gebiet werde, das außerhalb des Rechtes

steht, auf dem jede Rechtlosigkeit, jede Willkür

möglich ist.
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Ferner haben wir immer erklärt, wir wünschen

nicht, daß der Soldat, wenn er im Dienste ist, sich

politisch betätigt, und wir selbst waren es ja, die

in das Heeresgesetz die Bestimmung hineinbrachten,

daß im Dienste jede politische Betätigung zu unter¬

bleiben hat. Was wir aber nicht wünschen, ist, daß

unter dem Deckmantel des Unpolitischen, unter dem

Vorwände, daß man die Wehrmacht entpolitisieren

wolle, in Wirklichkeit eine Politik in der Wehrmacht

getrieben wird, die die gefährlichste ist, die man sich

vorstellen kann. Das ist der heutige Zustand.

Schließlich wünschen wir, daß ein Minister an

der Spitze des Ressorts steht, mit dem man sachlich

und fachlich verhandeln kann wie mit anderen

Ministern, und daß der Minister nicht immer den

Parteimann hervorkehren soll, sondern daran denkt,

daß er Minister ist, und zwar Minister eines Staates,

in deni ein großer Teil der Bevölkerung, 43 Pro¬

zent dcr Bevölkerung, sozialdemokratisch sind, und

daß es ein Unding ist, zu glauben, daß man diesen

großen Teil der Bevölkerung rechtlos machen und

in der Wehrniacht die Leute auf eine Weise be¬

handeln kann, die gegen das Gefühl eines so großen

Teiles der Bevölkerung verstößt.

Der Herr Minister pflegt alle seine Reden über

die Wehrmacht immer damit zu begleiten, daß er

darauf hinweist, wie viel bei Elementarkatastrophcn

von der Wehrmacht geleistet tvird, daß sie in dieser

Beziehung doch so viel gutes geschaffen habe und

daß man dafür die Leute belohnen müsse, indem

man ihnen öffentlich den Tank des ganzen Hauses

ausspricht. Wir haben immer erklärt, daß wir es

freudig begrüßen, wenn die Wehrmacht dazu ver¬

wendet wird, bei Elcmcntarkatastrophen Hilfe zu

bringen. Als wir selbst das Heereswesen leiteten,

haben wir das gleiche getan, und wir halten es

für selbstverständlich, daß dieser Teil der Arbeit,

der im Gesetze vorgeschrieben ist, mit Sorgfalt und

Eifer geleistet wird. Aber bei der Arbeit bei Ele¬

mentarkatastrophcn sind cs vor allem die Pioniere,

die eingesetzt werden und eingesetzt werden müssen.

Und nun möchte ich Ihnen folgendes sagen: Der

Herr Minister lobt immer die Mannschaft, er lobt

die Offiziere und Unteroffiziere, die an solchen Ar¬

beiten teilgenommen haben. Ganz mit Recht. Tenn

man muß vor allem sagen, daß bei uns die

Pioniertruppen, so schwach sie sind, hervorragendes

geleistet haben, daß sie manches Unheil verhütet

und manches Unglück, das bereits geschehen war,

verkleinert haben. Ich kann aber doch nicht unter¬

lassen, hier darauf zu verweise», was vielleicht de»

bäuerlichen Abgeordnete» nicht bekannt ist, in deren

Bereich sich diese Arbeiten meistens vollziehen,

nätnlich daß 90 Prozent gerade dieser Pioniere im

Militärverband, also freigewerkschaftlich, organisiert sind.

Wenn also der Herr Minister in so hohen Tönen

die Arbeiten lobt, die draußen gemacht werden, und

zwar mit Recht lobt, so lobt er damit, und zwar

mit Recht, die Arbeit von Sozialdemokraten in der

Wehrmacht. Das möchte ich doch den bäuerlichen

Abgeordneten einmal sagen, die, wenn sie draußen

die Pioniere an der Arbeit sehen, etwa der Meinung

sind, das seien Leute, die Ihnen geistig und politisch

nahestehen. Wir halten es nur für ganz selbstver¬

ständlich, daß Sozialdemokraten, wenn sie Soldaten

sind, niit dem größten Eifer, mit dem größtmög¬

lichen Maß an Intelligenz und Pflichterfüllung die

Arbeiten leisten, die die Bevölkerung erwartet, wenn

eine Elementarkatastrophe sie bedroht. Aber ich

wollte das nur einmal sagen, damit Sie nicht

glauben, wenn da von einer Konsolidierung der

Wehrniacht die Rede ist und aufgezählt wird, wie¬

viel Arbeitsstunden geleistet wurden, daß das Ar¬

beitsstunden sind, die von Gegnern dcr Sozial¬

demokraten geleistet werden, sondern im Gegenteil,

das sind Sozialdemokraten, die, ohne mit dcr

Wimper zu zucken, selbstverständlich inehr als es

der Dienst erfordert, aus Menschlichkeitsgefühl sofort

zu Hilfe eilen, wenn auf- dem Lande draußen etwas

geschieht. Darum nlöchte ich also diese Redensarten

des Herrn Ministers, die sich in allgemeinen Lobes¬

erhebungen zu ergehe» pflegen, auf jenes Gebiet

lenken, auf das sie im Interesse der Wahrheit ge¬

lenkt werden sollten. Es ist leider in der Wehr¬

macht jetzt so, daß man die Wehrbündler, die-man

in manchen Truppenkörpern hat, sehr gut zu den

Spielereien verwenden kann, die der Herr Minister

so liebt; wo es sich aber um ernste Arbeit handelt,

muß man eben Militärverbändler heranziehen, wobei

ich nicht sagen will, daß man sie heranzieht, weil

sie Militärverbändler sind, sondern deshalb, weil sie

eben in der Pioniertruppe die übergroße Anzahl

bilden —- dort gibt es fast keine anderen —, weil

sie geschult sind, weil sie arbeiten gelernt haben und

pflichteifrig sind.

Ich schließe mich also dem Lob, das der Wehr¬

macht gespendet wird, wenn sic bei Elementarkata¬

strophen arbeitet, um so lieber an, als ich weiß,

daß diejenigen, die den größten Teil dieser Arbeit

zu tragen haben, meine Parteigenossen in der Wehr¬

macht sind und wir unsere Parteigenossen immer

anfeuern, in dieser Arbeit auszuharren und dcr

bäuerlichen Bevölkerung, wenn ihr ein Unheil droht,

das größtmögliche Maß von Unterstützung ange¬

deihen zu lassen.

Ich habe diese meine Ausführungen in der dies¬

maligen Budgetdebatte auf eine verhältnisniäßig

kurze Zeitspanne reduziert. Ich habe nicht die Ab¬

sicht gehabt, zu diesem Gegenstand eine lange Rede

zu halten, ich wollte nur einige Beispiele aus dem

Leben der Wehrmacht und aus der Tätigkeit, die

der Herr Minister in dieser Wehrmacht ausübt,

bringen. Ich kann nur wiederholen, was ich schon

so oft gesagt habe, daß ich eine große Gefahr für
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den Staat darin erblicke, daß die Wehrmacht in

einer Weise geführt wird, die sich außerhalb jedes

Rechtes befindet, die sich in bloßen Willkürlichkeiten

ergeht und eben deshalb zu einer schweren^Gefähr-

dung der Ordnung, der Ruhe und Sicherheit des

Staatswesens wird, zu einer großen Gefährdung

gerade jener Güter, die zu verteidigen die Wehr¬

macht berufen ist.

Darum kann ich nur immer wieder sagen, daß

die bäuerlichen und bürgerlichen Abgeordneten hier

in diesem Hause es sich doch einmal ernsthaft über¬

legen sollten, ob der derzeitige Zustand aufrechtzn-

erhalten ist, ob nicht eine Änderung möglich ist,

die dem Staatsganzen dient, die aber auch den

bäuerlichen und bürgerlichen Kreisen dieses Staates

dient. So wie heute die Wehrmacht ausschaut, dient

sie niemand, ich glaube nicht einmal der Partei der

Christlichsozialcn. (Luttenberger: Das braucht sie

nicht! Dem Staate muß sie dienen!) Schauen Sie,

Sie waren nicht hier, wie ich gesprochen habe. Sie

kommen bei der Tür herein und machen einen

Zwischenruf, ohne den Zusammenhang zu kennen.

Wenn Sie hier gesessen wären, hätten Sie keinen

solchen Zwischenruf machen können, weil Sie den

Zusammenhang wüßten. Das geht nicht, daß Sie

bei der Tür hereinkommen und Zwischenrufe

machen ... (Luttenberger: Das soll öfters Vor¬

kommen!) Ich weiß das nicht, bloß bei Ihnen

scheint das öfters vorzukommen. Ich möchte noch¬

mals sagen, daß ich diese Art der Behandlung der

Wehrfrage für ein Unglück für den Staat und für

alle Klassen, die in diesem Staate lebe», halte.

Darunr werde ich imnier wieder an Sie appellieren

und nicht müde werden, den Ruf ertönen zu lassen,

daß in dem Heereswesen sachlich gearbeitet wird,

daß das Heereswescn aus dem Streit der Parteien

herausgenommen werde imd daß man versuchen

soll, unser Heereswescn zu einem Instrument zu

machen, das dem Staate, der Republik dient und

nicht einer einzelnen politischen Partei. (Beifall. —

Während vorstehender Rede hat Präsident

Dr. Waber den Vorsitz übernommen.)

Rösch: Hohes Haus! Das Kapitel „Heereswesen"

gibt auch mir Gelegenheit, die Verhältnisse, die in

unserer Wehrmacht bestehen, in entsprechender Weise

anseinanderzusetzen. Es haben sich innerhalb der

Wehrmacht Verhältnisse herausgcbildet, die unter

allen Umständen von dieser hohen Stelle aus ohne

jeden Rückhalt beleuchtet werden müssen. Schon

mein Vorredner, Kollege Deutsch, hat im allge¬

meinen die Verhältnisse, die sich in der Wehrmacht

eingeschlichen haben, charakterisiert. Ich will mich

als Vertreter einer der größten Garnisonsorte aus¬

schließlich mit den Auswüchsen, die sich in dieseni

Garnisonsorte entwickelt haben, beschäftigen. Dieser

Garnisonsort ist Stockerau.

Man sollte glauben, daß die Beträge, die im

Budget eingesetzt sind, dazu verwendet werden, um

die Wehrmacht in militärischer Hinsicht vollständig

auszubilden, sie zu schulen^und sic für ihren Sol¬

datenberuf heranzubilden. ' Wenn man aber die

Dinge aus persönlicher Wahrnehnnmg zu beurteilen

in der Lage ist, dann j kommt man zur Überzeugung,

daß es eine ganze Reihe von Offizieren gibt —

nicht alle, ich will nicht generalisieren, das wäre

ein großes Stück Unrecht —, aber daß es eine

ganz erkleckliche Zahl von Offizieren gibt, die ihre

Aufgabe nicht darin erblicken, die ihnen unterstellte

Wehrmacht in dem Sinne auszubilden, wie es ihre

Pflicht wäre, sondern die ihre Hauptaufgabe darin

erblicken, in den Kasernen Agitation für den Wehr¬

bund zu betreiben. Es hat fast den Anschein, als

ob sich diese Offiziere auf den Standpunkt stellen

würden, daß sie die von der Heeresverwaltung be¬

zahlten Agitatoren des Wehrbundes sind. Wenn man

die Behandlung in den Kasernen unter die Lupe

nimmt, dann findet man eine vollständige Rcchts-

ungleichhcit in der Wehrmacht. Man findet zum

Beispiel, daß ^ die Mitglieder des Militärverbandes

wegen jeder Geringfügigkeit, und wenn sie noch so

wenig in die Wagschalc fällt, bestraft und verfolgt

werden. Auf der anderen Seite können sich die

Angehörigen des Wehrbundes alles mögliche in dem

sicheren Bewußtsein erlauben, daß ihnen nichts

geschieht, daß.sie von allen Seiten und von allen

Instanzen geschützt werden.

Hohes Haus! Wir haben in der Stadt Stockerau

zwei Kasernen, eine Jnfantcriekascrnc, wo das Rnd-

fahrbataillon Nr. 3,^ und die Kavällcriekaserne, wo

Kavallerie und Artillerie untergebracht ist. Ich werde

mich vorerst mit dieser Kavalleriekascrne beschäftigen

und da will ich Ihnen ebenfalls wie mein Kollege

Abg. Deutsch, der im allgemeinen gesprochen hat,

Fälle vor Augen führen, die sich in diesen Kasernen

zugetragen, haben, die selbstverständlich.wahr sind,

die dokumentarisch nachgcwicsen werden können und

wo cs keinen Beistrich wegzunehmen gibt. Ich bin

in der angenehmen Lage, jeden einzelnen Fall, den

ich anführe, unter allen Umständen aktenmäßig be¬

weisen zu können.

Da ist im Vorjahr ein Jungmann eingerückt, der

im Rufe eines Sozialdemokraten stand. Dieser

Jungmann hieß Schrom und trat selbstverständlich

dem Militürverbande bei. Der Jungmann wird in

ein Zimmer, in welchem nur Wehrbündler sich be¬

finden, gesteckt, und als er eines Abends nach Hause

kommt, bekommt er die „Decke", jenes berüchtigte

Prügelinstrunient, das man in der alten Armee so

gern angewendet hat. Man wirft ihm die Decke

über den Kopf, und die Wehrbündler, welche in

diesem Zimmer sich befinden, prügeln diesen jungen

Mann in einer jämmerlichen Art und Weise. Der

Mann geht am anderen Tage zum Militärarzt und
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läßt sich untersuchen. Der Militärarzt konstatiert,

daß ihm nichts fehlt, daß er gesund ist und Dienst

machen könne. Der Mann macht seinen Dienst, hält

cs aber im Dienst nicht aus, und sein Vater kommt

abends zu mir in meine Kanzlei, erzählt mir die

Sache, und ich beauftrage ihn, mit seinem Sohn

zum Primarius unseres Krankenhauses zu gehen,

damit dieser ihn untersuche. Der Primarius unter¬

sucht ihn, konstatiert eine schwere Verletzung und

erklärt, er niüssc nach Wien auf die Klinik, um sich

dort genau untersuchen zu lassen. Der Mann fährt

mit seinen! Vater auf die Klinik, wird dort unter¬

sucht, und cs wird tatsächlich konstatiert, daß diesem

Burschen bei der Verprügelung durch die Wehr-

bündler das Trommelfell zertrümmert wurde.

Selbstverständlich sollte man glaube», daß sich,

wenn irgend jemandem eine solche Verletzung zuge¬

fügt wird, doch die Militärbehörde und in aller¬

erster Linie das Kommando mit dieser Sache be¬

schäftigen wird. Aber eigentümlicherweise hat es das

Kommando nicht für notwendig befunden, sich mit

dieser angeblichen Lappalie zu beschäftigen. Ja, auch

der Zimnierkommandant, welcher sein Schlafnachbar

ist, erklärte, den Lärm wohl gehört, im Finstern

aber nichts gesehen zu haben. Es nmßtc erst die

Polizeibehörde der Stadt Stockerau eingreifen, mn

doch wenigstens einigermaßen Licht in dieses Dunkel

zu bringen. Dem Eingreifen der Polizeibehörde der

Stadt hat das Kommando die größten Schwierig¬

keiten bereitet, solche Schwierigkeiten, daß eben die

Polizei außerstande war, irgend jemanden dingfest

zu machen. Der Mann wurde naturgemäß vom

Militär als nunmehriger Krüppel entlassen.

Der Fall ist selbstverständlich auch dem Herrn

Minister bekannt. Der Mann bekommt für diese

Verletzung, die ihm beim Militär zugcstoßen ist,

keine Entschädigung und ist heute noch arbeitslos.

So geht cs in diesen Kasernen zu. Wenn hingegen

ein Mitglied des Militärverbandes sich eine der¬

artige Rohheit gegenüber einem Wehrbündler hätte

zuschulden kommen lassen, so hätte ihm, ich kann

Sie dessen versichern, ganz gewiß das Kreisgericht

Korneuburg geblüht.

Eine zweite Angelegenheit. Mein Kollege Abg.

Deutsch hat früher von der Musik gesprochen und

gesagt, daß der Herr Minister in bezug ans die

Musik Pech haben dürfte. Auch ich möchte Ihnen

etwas von der Musik sagen, was auch so cigen-

tümlich anmutet und wieder den klaren Beweis

dafür erbringt, wie man eben Wehrmänner behandelt,

die sich nicht in den Wehrbund pressen lassen, viel¬

mehr einen aufrechten Charakter besitzen und sich

ihre Gesinnung unter keinen Umständen abkaufen

lassen. Da ist zum Beispiel in der Radfahrerkascrne

eine Maschinengewehrabteilung, die aus lauter Militär-

verbändlern besteht. Die Leute dieser Abteilung haben

den Entschluß gefaßt, sich Musikinstrumente zu kaufen

und Musik zu lernen, eine Sache, von der man

voraussetzen sollte, daß sie von allen Menschen und

auch von deni Komniando lebhaft begrüßt werden

dürfte. Es ist doch wesentlich besser, die Leute

lernen ein Musikinstrument, als daß sie sich irgend¬

wo in ein Gasthaus setzen und deni Alkohol fröhnen.

Diese Leute haben sich also mit schwerer Mühe die

Instrumente gekauft und fleißig gelernt, und heute

haben sie eine wunderschöne Kapelle beisammen, die
sich auch schon wiederholt in der Öffentlichkeit gezeigt

hat. Es ist selbstverständlich, daß sich diese Wehr-

männer, wenn die Arbeiterschaft irgendeine Festivität

veranstaltet, mit ihrer Musik in ihrer freien Zeit

daran beteiligen. Das kann nian doch niemandem

verwehren. Diese Wehrniänner haben sich auch eine

separate Montur angeschafft. Eines schönen Tages

ist diese Musikkapelle, jedoch ohne zu spielen, mit

dieser Montur aus der Kaserne marschiert, um sich

an eineni Fest der übrigen Arbeiterschaft zu be¬

teiligen. Die Folge davon war, daß alle diese Leute,

die sich bei der Musik befanden und die mit dieser

Montur, die gar keine Uniform ist, aus der Kaserne

gingen, in Disziplinaruntcrsnchnng gezogen wurden.

Wie sieht nun diese Uniform aus? Das Komniando

hat behauptet, daß diese Wehrmänner in der Schutz-
lmnduniform ausmarschiert seien. Die Uniform dieser

Musikabteilung unterscheidet sich ganz gewaltig von

der Uniform des Republikanischen Schutzbundes.

Ganz abgesehen davon, daß die Bluse dieser Musik¬

abteilung eine andere Farbe aufweist, weist auch die

Kappe anstatt der stahlgrünen eine blaue Farbe

auf. Anstatt der Rosette, in der die Schutzbündler

das Parteiabzeichen tragen, hatten diese Leute eine

Lyra. Von dieser Kleidung behauptete das Kommando,

sie sei die Uniform des Republikanischen Schutz¬

bundes, und diese Soldaten wurden, weil sie in

einer verbotenen Kleidung aus der Kaserne gegangen

sind, vor die Disziplinarkommission gestellt. Die

Sache war so ungeheuerlich, daß selbst die Diszi¬

plinarkommission diese Angelegenheit mit dem

Bemerken zurückwies, daß es ganz unmöglich sei,

deswegen irgend jemanden disziplinär zu belangen.

Man sollte nun glauben, daß in demselben Augen- .

blick, in deni die Disziplinarkonnnission keinen Grund

zum Einschreiten findet, die Angelegenheit auch für

das Kommando erledigt ist. Aber weit gefehlt, das

Kommando will wahrscheinlich dort, wo es sich nicht

um Wehrbündler, sondern um Mitglieder des Militär¬

verbandes handelt, zeigen, daß es der Herr im Hause

ist und daß man auch dann gegen seinen Willen

nichts ungestraft machen darf, wenn die Disziplinar-

kommission in dieser Sache nicht eingeschritten ist.

Das Regimentskommando hat alle diese Leute zu

einer Ordnungsstrafe von mehreren Schilling ver¬

urteilt, und die Bernfnng gegen diese Bestrafung,

die zum Ortskommandanten ging, wurde von ihm,

der ein cnragierter Vertreter des Wehrbnndes ist,
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natürlich abgewiesen. So sind die Leute nun doch

und nur deshalb bestraft worden, weil sie in ihrer

freien Zeit ein Musikinstrument spielen gelernt haben,

um sich mit ihrer Musik an proletarischen Festen

in einer Kleidung zu beteiligen, die dem Orts¬

kommandanten nicht genehm war.

Ein anderer Fall. Da ist in der Batterie Nr. 3

ein Wehrmann namens Lang. Dieser Wehrmann

wurde in der Habtachtstellung vom Oberleutnant

Kästner beschimpft. Der Wehrmann meldete sich zunr

Rapport, um wegen dieser Beschimpfung Beschwerde

zu führen. Den Rapport hielt derselbe Oberleutnant

Kästner, der den Lang beschimpft hatte; er lehnte

selbstverständlich mit brüsken Worten diese Beschwerde

ab und beschimpfte den Mann aufs neue. Daraufhin

meldete sich Lang zum Regimentsrapport, bei dem

seiner Beschwerde auch wirklich stattgegeben wurde.

Ungefähr 8 oder 14 Tage darauf wurde Lang in

die Kanzlei gerufen, wo ihm derselbe Herr Kästner

ein Protokoll zum Unterfertigen gab, in dem an¬

geblich die Erledigung seiner Beschwerde gestanden

sein soll. Es war selbstverständlich das gute Recht

des Wehrmannes, wenn er ein Protokoll unter¬

schreiben soll, es vorher lesen zu dürfen. Als er

dies nun tun wollte, wurde es ihm verweigert und

ihm erst auf sein energisches Verlangen, das Protokoll

lesen zu dürfen, weil er es früher nicht unterfertige,

gestattet, in dasselbe Einblick zu nehmen. Er hat

das Protokoll gelesen und gesehen, das; dasselbe

nicht wahrheitsgemäß verfaßt sei und daraufhin die

Unterschrift verweigert. Er hat auch gesehen, daß

es sich nicht um die Erledigung seiner ^Beschwerde

handelt, sondern um ein Protokoll, das dieser Kästner

über die Beschimpfungen, die er selbst diesem Mann

angetan hat, zusammengestellt hat und welches eben

nicht den Tatsachen entsprach. Deshalb verweigerte

er die Unterschrift. Am nächsten Tag wurde der

Mann wieder in die Kanzlei gerufen, und es wurde

ihm dort abernials ein Protokoll vorgelegt. Er

wollte dieses Protokoll lesen und durste auch tat¬

sächlich die erste Seite lesen; als er aber nm-

blättern wollte, wurde ihm das Protokoll mit dem

Bemerken aus der Hand genommen, daß das, was

rückwärts steht, ihm nichts angehe und er daher

auch nicht lesen dürfe. Daraufhin hat er selbst¬

verständlich die Unterschrift wieder verweigert. Es

kam noch ein Hauptmann hinzu, der erklärte, er

müsse unterschreiben. Der Mann war so aufgeklärt,

dem Hauptmann zu sagen: „Herr Hauptmann, ich

unterschreibe nur dann, wenn Sie vorerst den Vermerk

anbringen: ,Auf Befehl des Herrn .Hauptmanns

unterschrieben'." Das verweigerte wieder der Herr

Hauptmann, und deshalb hat naturgemäß der Wehr¬

mann dieses Protokoll nicht unterschrieben. Nun

frage ich das hohe Hans: Ist das eine glatte Er¬

pressung oder nicht? Muß sich das ein Wehrmann

nur deshalb gefallen lassen, weil er nicht Mitglied

des Wehrbundes, sondern Mitglied des Militär¬

verbandes ist? Damit aber, daß er die Unterschrift

verweigert hatte, waren die Drangsalierungen dieses

Mannes noch lange nicht beendigt. Man hat ihn

beim Kreisgericht Korneuburg wegen Verweigerung

der Ausführung eines Befehls zur Anzeige gebracht,

und es fand auch die Verhandlung beim Schöffen¬

gericht statt. Zur Schande des Kommandanten will

ich es sagen, daß der Mann glatt freigesprochen

wurde, da selbst das Kreisgericht Korneuburg zu

der Überzeugung gekommen ist, daß der Mann nur

sein gutes Recht ausgeübt hat und daß niemand

das Recht besitzt, irgendeinen anderen zu einer Sache

zu zwingen, zu der er gesetzlich nicht verpflichtet ist.

So sehen also die Dinge in den Kasernen aus.

Eine andere Sache: In der Radfahrerkaserne

wurde ein Sportplatz geschaffen. Für die Kosten

dieses Sportplatzes wurden der Mannschaft von ihrer

Löhnung gewisse Beträge in Abzug gebracht, und

die Mannschaft selbst mußte auf diesem Sportplatz

arbeiten. Es ist ein herrlicher Sportplatz, der sich

sicherlich sehen lassen kann. Nun sollte man glauben,

daß die Wehrmänner, wenn sie schon ihr Geld dafür

hergeben und auch für diesen Platz arbeiten niüssen,

dann dort auch Sport betreiben dürfen. Aber weit

gefehlt! Es hat sich ein Militärsportklub gegründet,

und die Mitglieder dieses Militärsportklubs sind

Angehörige des Militärverbandes. Als sie nun das

Ansuchen an das Kommando richteten, daß der

Militärsportklub auf diesem Platze spielen darf, hat

das Kommando das verboten. Das Verbot wurde

damit begründet, daß der Militärsportklub ein

politischer Verein sei und politische Vereine auf

diesem Platz nicht spielen dürfen. Die Leute mußten

sich zufriedengeben, aber wie erstaunt waren^sie, als

sic später die Wahrnehmung machen mußten, daß

beispielsweise der bürgerliche christlichdeutsche Turn¬

verein ohne weiteres diesen Sportplatz zur Ver¬

fügung bekommen hat, ohne daß er geldlich etwas

dazu beigetragen oder irgendwie an der Entstehung

dieses Platzes mitgearbeitet hat. Er durfte ohne

weiteres spielen, auch der deutsche Sportklub kann

ohne weiteres auf diesen Sportplatz spielen, nur der

Militärsportklub darf dort nicht spielen.

Eine sehr interessante Sache betrifft mich selbst.

Ich habe auf der Gasse eine Abteilung Radfahrer

begegnet. Wie die Radfahrer vorübergefahren sind

und mich gesehen haben, riefen mir einzelne das

Wort „Freundschaft" zu. Sie haben mich mit

unserem Gruß begrüßt. Diese Leute, die nrich mit

„Freundschaft" .begrüßt haben, wurden in Disziplinar-

untersuchung gezogen. Gut, sie hätten es vielleicht

nicht tun sollen. Vier Wochen darauf ist wieder eine

Abteilung Radfahrer, diesmal Wehrbündler, auf der

Straße gefahren, und da ging ein großdeutscher

Gemeinderat auf der Straße. Dem haben die Leute

„Heil" zugerufen, sind aber eigentümlicherweise nicht
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in Disziplinarnntersuchung gezogen worden. So seben

die Dinge in Wirklichkeit aus. Und jetzt soll noch

jemand behaupten, daß in den Kasernen in Stockerau

eine Rechtsgleichheit herrscht.

Wie sieht es im übrigen mit den Dienstbeschrei¬

bungen aus? Da ist ein Mann, der drei Jahre im

Krieg war, der sieben'Jahrc beini Bundesheer dient,

er ist Zugsführer, hat im Krieg alle möglichen

Auszeichnungen erhalten, er ist durch vier Jahre

immer sehr geeignet gewesen, aber im vorigen Jahre

wurde der Mann, nachdem alle Bemühungen ver¬

gebens gewesen sind, ihn zum Beitritt zum Wehr¬

bund zu veranlassen, plötzlich als nicht geeignet

klassifiziert. Bei den letzten Vertrauensmännerwahlen

haben die Vertrauensmänner den „Freien Soldaten"

und die Flugschriften, wie es ja bei Wahlen ihr

gutes Agitationsrecht ist, ,in den Kasernen auf die

Betten gelegt. Der Offizierstellvertreter Rhoden, ein

cnragierter Wehrbündler, hat einfach die Blätter

cingcsammclt, hat sie als konfisziert erklärt und nicht

mehr hergcgeben. Die Leute haben sich beim Ver¬

trauensmanns beschwert, der Vertrauensmann hat

sich wieder beim Kommando beschwert, und eigen¬

tümlicherweise ist nicht der Offizierstellvertreter, der

nichts anderes als einen Diebstahl begangen hat,

zur Anzeige gebracht worden, sondern der Vertrauens¬

mann. Das Bezirksgericht in Stockerau, bei dem die

Verhandlung gegen diesen Vertrauensmann statt-

gesunden hat, hat ihn — zur Schande des Kom¬

mandos soll es wieder gesagt werden — frei-

gesprochen.

So könnte ich noch eine ganze Reihe von Dingen

auführcn, die man heute hier im Hause aufzeigeu

sollte. Ich will nicht über das Verhältnis sprechen,

das zwischen dem Ortskommandanten von Stockcrau

und der Allgenieinheit in Stockerau herrscht; ich

müßte da ein sehr düsteres Kapitel von Un¬

anständigkeit aufrolleu. Ich will absichtlich, und zwar

aus Reinlichkeitsgründen, über diesen Mann nicht

sprechen, weil er nicht hier ist und sich nicht ver¬

teidigen kann. Ich will nur darauf Hinweisen, daß

von diesem Manne vor einiger Zeit in der „Arbeiter-

Zeitung" geschrieben wurde, daß er^moralisch defekt

ist, und daß der Mann, wahrscheinlich weil er eine

solche Bezeichnung als eine Ehrcnbezcichnung hält,

es nicht für notwendig gefunden hat, deshalb die

„Arbeiter-Zeitung" zu klagen. Solche Zustände

herrschen in der Garnison Stockerau, wo man nicht

gleiches Recht für alle gelten läßt, sondern wo man

sich auf den Standpunkt stellt, mit allen Mitteln

der Gewalt, des Terrors und mit der brutalsten

Mißachtung der Kommandogewalt die Leute in den

Wehrbund hineinzupressen. Es wird wirklich Sache

des Herrn Ministers sein — und ich möchte ihn

sogar darum bitten —, darauf hinzuwirkcn, daß die

Verhältnisse in den Stockcrauer Kasernen derartige

werden, daß die bisher bestandene Rcchtsungleichheit

endlich beseitigt wird und daß das Dienen der

Mannschaft nicht zur Qual und nicht zur Last wird,

sondern daß sie wieder^ Lust und Freude zu ihrem

selbstgewählten Soldatenbcruf bekommt. (Lebhafter

Beifall und Händeklatschen.)

Alois Bauer: Hohes Haus! Die Zustände in

den Heeresbetrieben sind in den letzten Monaten

derartige geworden, daß sic in"einer Budgetberatung

nicht unbesprochen bleiben dürfen. Unter der Leitung

des Obersten Gengg hat sich eine Organisation ent¬

wickelt, die Herren nennen sie die unpolitische

Organisation, obwohl die Eingeweihten und die

Arbeiter ganzschut wissen, daß es die Organisation

der christlichen Arbeiter ist, welche dort mit einem

Spitzel- und Naderersystem arbeitet. Die Herrschaften

bilden sich ein, daß sie allein das Recht haben, in

den Heeresbetrieben Arbeit zu bekommen, und daß

andersdenkende Arbeiter, wenn sic sich in freige¬

werkschaftlichen Organisationen vereinigen, kein Recht

haben, in den Heeresbetrieben dieser Republik be¬

schäftigt zu sein. Freigewerkschaftliche Arbeiter werden

jetzt überhaupt nicht mehr ausgenommen, und die

freigewcrkschaftlichcn Arbeiter, die noch im Betriebe

stehen, werden, wenn sie ihre Stellung zu verteidigen

suchen, vernadcrt und hinausgeschmissen.

Vor nicht langer Zeit wurden zwölf Arbeiter

entlassen. Der Herr Minister sagte, es wurde

irgendwo in Meidling ein Betrieb aufgelassen und

dadurch wurde die Entlassung der zwölf Arbeiter in

Simmering auf der Heide notwendig. Diese Arbeiter

gehörten alle der freigewcrkschaftlichen Organisation

an. Ich würde es verstehen, wenn in einem Betriebe,

in einem Unternehmen, wenn es zu Entlassungen

komint, die jüngst aufgenommenen oder die schlecht

qualifizierten Arbeiter entlassen werden. Was ist

aber in diesem Falle geschehen? Es wurden zwölf

Arbeiter entlassen, die zehn, zwölf und fünfzehn

Jahre in dem Unternehmen beschäftigt waren. Sic

wurden nicht entlassen, weil in Meidling oder

sonstwo eine Abteilung aufgelassen wurde, sondern

sie wurden entlassen, weil sie denunziert worden sind,

daß sie freigewcrkschaftlichc Arbeiter seien, daß sic

sogenannte „Rote" seien; deshalb mußten sie den

Platz verlassen. Trotz dieser Motivierung, daß Ab¬

teilungen aufgelassen wurden, sind seither Neuein¬

stellungen vorgenommen worden. Warum hat man

da die Arbeiter, welche zehn und zwölf Jahre in

dem Betriebe beschäftigt waren, nicht wiederaufge-'

nonimen? Man hat eben die Arbeiter tatsächlich

gemaßregelt, weil in diesem und auch in den anderen

Betrieben, die der Heeresverwaltung unterstehen,

buchstäblich Terror ' geübt wird und Oberst Gengg

es sich, ich glaube mit Wissen des Ministers, in den

Kopf gesetzt hat, alle freigewerkschastlichen Arbeiter

oder Arbeiter, welche im Verdachte stehen, Sozial¬

demokraten zu sein, hinauszuwcrfen. Ich glaube,

auch hier will der Herr Minister die Tradition
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nicht nur int Heer, sondern auch bei den Anstellungen

in den Heercsbetrieben aufrechterhalten. So wie

seinerzeit Dr. Karl Lueger erklärt hat, Sozialdemo¬

kraten und Deutschnationale werden tticht angestellt,

so ist jetzt die Tradition: Sozialdemokraten oder

freigewerkschaftliche Arbeiter werden nicht ausge¬

nommen, und wenn sie drin sind, werden sie hinans-

geschmissen.

Meine Herren! Sehen Sie doch einmal die

Agitation an, die die christlichsozialen Vertrauens¬

männer unter Zusehen der Beamten und der Vor¬

gesetzten innerhalb der Betriebe machen. Der

christlichsoziale Agitator kann rücksichtslos auf die

sozialdemokratischen oder freigewerkschaftlichcn Arbeiter

schimpfen. Er kann seine Zeit dazu benutzen, um für

die Organisation der christlichsozialen Arbeiter Agi¬

tation zu treiben. Der freigewerkschaftliche Arbeiter

darf nicht aufnmcken, er muß bei seiner Werkbank

bleiben und darf seinen Platz nicht verlassen. Ja,

ist das eine demokratische Republik, wo eine Gruppe

der Arbeiter in den Heeresbetrieben, weil sie zufällig

der Mehrheit angehört, das Recht hat, zu agitieren

und den Arbeitsplatz zu verlassen, während der

freigewerkschaftlichen Gruppe der .Arbeiter dieses

Recht abgesprochen wird? Herr Minister, ich inöchte

Sie bitten, das einzustellen. Wenn Sie schon daran

sind, zu entpolitisieren, dann machen Sie das auch

für Ihre Parteigenossen innerhalb der Betriebe und

nicht nur für die freigewerkschaftlichen Arbeiter!

Man sekkiert die Leute, welche in der freigewerk¬

schaftlichen Organisation sind, noch mit anderen

Mitteln. Es gibt ja doch auch das Mittel des

Lohnes. Wir haben hier Fälle, welche ganz kraß

aufzeigen, daß jeder freigcwcrkschaftliche Arbeiter,

wenn er sich dazu bekennt, auch im Lohne bestraft

wird. In der Verwaltnngsgruppe 1 sind zwei frei-

gewerkschaftliche Arbeiter, der eine mit 31, der

andere mit 29 Dienstjahren. Ein in der christlich¬

sozialen Gewerkschaft organisierter Arbeiter mit 16

Dienstjahren ist in die höchste Lohngruppe eingereiht

worden, Arbeiter mit 31 und 29 Dienstjahrcn

bleiben in der niedersten Lohngruppe, weil man sie

strafen will; nur dann, wenn sie feig oder Verräter

an ihrer Überzeugung werden, bekommen sie einen

höheren Lohn. In der Verwaltnngsgruppe 2 gibt

es Arbeiter der freigewerkschaftlichen Organisation

mit 31, 28 und 22 Dienstjahren, die in der

niedersten Berwendungsgrnppe stehen. Ein christlich¬

sozialer Arbeiter niit 2*/z Dienstjahren dagegen ist

in die höchste Verwendnngsgrnppc eingereiht morden.

Also wieder eine Belohnung dafür, daß er christlich¬

sozial ist, dafür, daß er in der sogenannten un¬

politischen Organisation steht. Arbeiter mit 30

Dienstjahren dagegen bleiben in einer niederen

Lohngruppe.

Ich könnte Ihnen eine ganze Reihe solcher Fälle

ansührcn, um zu beweisen, daß der srcigcwcrkschaft-

liche Arbeiter in den Heeresbetriebcn nicht gleich¬

berechtigt behandelt wird, daß er in der Arbeit

anders behandelt wird als der in der sogenannten

unpolitischen Organisation. Das ist ein Zustand, den

der Herr Minister abschaffen muß. Der Herr Minister

hat die Pflicht, alle Staatsbürger innerhalb der

Heeresbetricbe gleich zu behandeln und sie ihre

politische Überzeugung nicht mit niederem Lohn¬

bezug oder mit Entlassungen ans dem Heeresbetricb

entgelten zu lassen. Hohes Hans! Ich war im

Herbst bei einer Versammlung, in der diese ent¬

lassenen Arbeiter geklagt haben, daß sie, die während

all der Jahre, in denen sie beschäftigt waren, nie¬

mals einen Anstand hatten, die während der ganzen

Zeit von 10 bis 15 Jahren mit ihren Vorgesetzten

nie in Meinungsverschiedenheiten gekommen sind,

nicht begreifen, daß gerade sie jetzt die Opfer sein

sollen, weil angeblich verschiedene christlichsoziale

Arbeiter und Vertrauensmänner in den Betrieb

hineingedrängt werden müssen, damit die freigcwerk-

schaftliche Organisation umgebracht wird. Und die

Arbeiter haben an mich die Frage gestellt, ob sie,

wenn wieder Arbeiter ausgenommen werden, dann

ein Anrecht darauf haben, in dem Betrieb, in dem

sie jahrelang gearbeitet haben, wieder Beschäftigung

zu finden, und ich habe ihnen in meiner Naivität

gesagt, selbstverständlich; denn auch sehr viele Privat¬

unternehmer sind, wenn sie Arbeiter wegen Arbcits-

mangels entlassen, oft so anständig, daß sie später

die alten Arbeiter, die ein Lebensalter bei ihnen

gearbeitet haben, wieder aufnehmen. Herr Minister,

Sie scheinen das nicht tun zu wollen, Sie haben

seit dieser Zeit Dutzende von christlichsozialen

Agitatoren in die Betriebe anfgenommcn, und kein

einziger von diesen Leuten, welche sich nichts

haben zuschulden kommen lassen, 'als daß sie frei-

gewerkschaftlich organisiert waren, wurde ausge¬

nommen. Ich möchte den Herrn Minister bitten,

daß er die Aufnahme dieser Leute veranlaßt, Sie

haben 10 und 15 Jahre in diesen Betrieben wirklich

treu ilnd ehrlich gedient, und wir verlangen im

Nanten der gesamten freigewerkschaftlichcn Arbeiter,

daß der Herr Minister diese zwölf Arbeiter wieder

in den Betrieb aufnimmt.

Wir verlangen weiter vom Herrn Minister, daß

er es endlich abstcllt, daß einer Gruppe von Leuten

die Möglichkeit gegeben ist, für ihre Organisation

zu agitieren, daß aber die Arbeiter der sreigewerk-

schaftlichen Organisation, wenn sie für ihre Organi¬

sation agitieren, den Unbilden und Sekkattiren der

Vorgesetzten ansgesetzt sind. (Beifall und Hände¬

klatschen.)

Kunschak: Hohes Haus! Wie bisher mutier, sich

also vollständig treu bleibend in dieser Frage, hat

die Opposition die Debatte über das Heeresbndget

zum Anlaß genommen, um hier eine Reihe von
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Beschwerden vorzubringen. Ich werde mich mit diesen

Beschwerden nicht befassen, und zwar deswegen, weil

mir nicht die Möglichkeit gegeben ist, mir darüber

ein Urteil zu bilden. Die Dinge können Gegenstand

einer Untersuchung sein, um festzustellen, was an

ihnen wahr ist.

Ich möchte mir dazu nur eine Bemerkung er¬

lauben, das ist die, daß mau sich doch bei der

Kritik an den Vorkommnissen in der Wehrmacht

auch gegenwärtig halten sollte, aus was für

Menschen die Wehrmacht eigentlich gebildet wird.

Es sind zum großen Teil junge Leute, die da zu-

sammenkonnnen, und junge Leute, deren Phantasie

und Regsamkeit eine besondere Nahrung darin findet,

daß sie eigentlich, solange sie beim Militär sind, in

gewissem Sinne aller Sorgen enthoben erscheinen.

Wer selbst jemals beim Militär gedient hat, der

kennt — wie soll ich sagen — das Kascrncnmilieu

und kennt die Kasernenstimmnng und weiß, was sich

aus dem heraus alles ergibt. Es ist hier von einem

Fall gesprochen worden, in dem ein Wehrmann die

„Decke" bekommen hat. Ein alter Unfug, den es

in der alten Armee auch gegeben hat, aber die

Anlässe waren durchaus nicht etwa politischer Natur;

zur damaligen Zeit hat sich keiner der Soldaten

um die Politik gekümmert. Plötzlich hat cs in irgend¬

einem Mannschaflsraum einen Wirbel gegeben, der

oft aus den nichtigsten und lächerlichsten Dingen

entstanden ist, und einer war datzn der Leidtragende,

der hat die „Decke" bekommen. Nicht, daß nian so

etwas entschuldigen oder gar verteidigen wollte.

Aber nian darf die Dinge nicht so beurteilen, als

ob sich das unter gereiften Männern, unter lauter

abgeklärten Greisen ereignen würde. Sie werden solche

Exzesse, unbekümmert um jede politische Agitation

und Einstellung, unter den jungen Leuten nicht ver¬

hindern können. Schließlich und endlich weiß man,

daß nicht nur beinr Militär, sondern auch etwa

unter den Bauernburschen auf einem Kirchtag ge¬

legentlich gerauft wird und daß da die besten

Freunde sich gegenseitig Beulen und Löcher in den

Kopf vermitteln, ohne daß darüber die Welt weiter

ein Aufhebens machen oder außer Rand und Band

geraten würde. Sie finden sich von selber wieder,

diese Menschen. Ich möchte also glauben, man sollte

solche Dinge, wenn man sie schon vorbringt, schließlich

und endlich nicht zu einer Anklage gegen den

Minister verwenden, denn der Minister hat ja doch

nicht die Funktion einer Amme zu erfüllen (Heiter¬

keit), die hinter jedem Mann Wacht hält, daß nicht

irgend etwas geschieht. Soweit wir den Minister

kennengelernt haben, wissen wir, daß er kein Freund

solcher Erscheinungen ist, und wir wissen aus vielen

Fällen, daß er mit aller Rücksichtslosigkeit nicht nur

solche Vorkommnisse in der Wchriuacht verurteilt

hat, sondern daß er auch den Willen und die Kraft

gezeigt hat, ihnen entgegenzusteuern.

Es sind heute hier Hinweise ans die politische

Agitation innerhalb der Wehrmacht erfolgt. Darüber

ist gar nicht zu streiten, daß die Wchriuacht einen

sehr ausgedehnten politischen Agitationsherd bildet.

Woran liegt das aber eigentlich? An einer einfachen,

aber doch sehr zu bedenkenden Tatsache, an der Tat¬

sache, daß die Wehrmänner eben nicht nur Wehrmänner

sind und ihren Dienst der Gesamtheit des Volkes

leisten, sich auf den Dienst für die Gcsanitheit des

Volkes vorbereiten, sondern daß die Wehrmänner auch

ein heißbegehrtes Objekt aller politischen Parteien

sind, deswegen, weil sie zugleich auch Wähler sind.

(So ist es!) Nicht heute hier zum ersten Male,

sondern in einer großen Versammlung der Wiener

Garnison im Militärkasino gelegentlich der letzten

Wahlen habe ich es vor den Leuten offen ausge¬

sprochen und dafür Verständnis gefunden, daß cs

für sie, für ihr Ansehen, für die leidenschaftslose

Hingabe an den Dienst und damit für die Erfüllung

des Dienstes selbst tvohl am klügsten wäre, wenn

sie außerhalb der Parteien Gunst und Haß, außer¬

halb der Parteien Streit und Gezänke gestellt werden

könnten, dadurch, daß sie, solange sie beim Militär

sind, auf eines verzichten, auf das bürgerliche Recht

des Stimmzettels. Darin liegt der Ausgangspunkt

und darin liegt der ganze Kernpunkt der Frage

der Politisierung und der politischen Känipfe in unserer

Wehrmacht. Solange wir nicht den Mut haben,

hier ein ernstes Wort zu sprechen und ein ent¬

schiedenes Urteil zu treffen, solange wird die Frage

der Entpolitisierung der Wehrmacht auf der

Tagesordnung sein und solange werden inner¬

halb der Wehrmacht, von außen hineingetragen, die

politischen Kämpfe zuin Schaden der Wehrinänner,

zum Schaden der Wehrinacht und zum Schaden

des Zweckes der Wehrmacht nicht ihr Ende finden.

(Lebhafter Beifall.) Ich weiß, man tvird mir

erwidern: Warum soll der Mann, der in der

Bluse der Republik dient, nicht auch seine politischen

Rechte haben? Theoretisch ist das gewiß keine

Streitfrage, theoretisch gilt das Gesetz der Gleich¬

berechtigung auch auf politischem Gebiete für ihn

ebenso wie für jeden anderen Menschen. Aber wir

können das Leben der Menschen nicht^nach unseren

theoretischen Grundsätzen cinrichtcn, sondern jeder

einzelne Stand, ja jeder einzelne Mensch muß an

seinen theoretischen Auffassungen starke Abstriche zu¬

gunsten der Realitäten des Lebens ^vornehmen.

(Zustimmung.) Und diese Notwendigkeit kann

schließlich und endlich auch bei der Beurteilung

unserer Wehrmacht nicht bedeutungslos bleiben. Im

übrigen haben andere Staaten, die gewiß in demo¬

kratischer Hinsicht nicht hinter uns zurückstehen, wie

etwa das Deutsche Reich, in dieser Frage ihre Ent¬

scheidung getroffen. (Dr. Deutsch: England und

die Schweiz haben das Wahlrecht der Soldaten!)

Entschuldigen Sie, hochgeschätzter Herr, Sie dürfen
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England und die Schweiz, diese Mutterländer der

Demokratie, diese Länder mit einer demokratischen

Entwicklung und einer demokratischen Geschichte, die

ans Jahrhunderte zurückreicht, nicht niit unseren

Verhältnissen in Vergleich ziehen, >vo alle psycho¬

logischen, geistigen und politischen Voraussetzungen

für den Umfang der Demokratie, der uns heute

gegeben ist, fehlen. (Lebhafter Beifall und Hände¬

klatschen.) Wir leben derzeit nicht in den Kinderschuhen

der Demokratie, sondern wir leben jetzt in der Re¬

publik das demokratische Säuglingsalter, und da

kann man die Kost nicht so rezeptieren und so

dosieren, wie das in anderen Ländern mit einer

großen demokratischen Geschichte und Vergangenheit

der Fall ist. (Zustimmung.)

Das Deutsche Reich hat bestimmt, daß der Mann

in dem Augenblick, wo er in die Wehrmacht eintritt,

damit einverstanden ist, daß seine bürgerlichen Poli¬

tischen Rechte bis zu dem Tage ruhen, an dem er

wieder ans der Wehrnracht austritt. Die Tschecho¬

slowakei, die ihren Soldaten das Wahlrecht vorweg

gegeben hatte, hat sich gezwungen gesehen, den

Soldaten das Wahlrecht wieder zu entziehen, schon

deswegen, weil sich gezeigt hat, daß das Wahlrecht

der Soldaten von den jeweiligen Machthabern zur

Wahlgeometric und zur Wahlfälschung niißbraucht

worden ist. Wir erinnern uns doch an einzelne

Vorkonunnisse. Wie ist denn die deutsche Stadt

Znaim zu einer tschechoslowakischen geworden? Indem

einfach die tschechoslowakische Heeresverwaltung vor

den Wahlen ein ganzes Regiment dorthin verlegt

hat. Die Soldaten haben ihre Stimmzettel abgegeben,

und die staunende Welt hat erfahren, daß es in

Znaim nur eine ganz geringe deutsche Minorität

gibt, in der Stadt, an deren Deutschtum nieniand zu

zweifeln gewagt hätte. (Sehr richtig!) Die Tschecho¬

slowakei mußte auch, um diesen. Mißbrauch der

Wehrniacht für politische Zwecke zu begegnen, das

Wahlrecht beseitigen, und, soweit ich von Kollegen

aus der Tschechoslowakei Informationen erhalten

habe, haben sich seit der Beseitigung der politischen

Rechte, insbesondere seit der Aufhebung des bürger¬

lichen Wahlrechtes der Soldaten, die. Verhältnisse

in der tschechoslowakischen Wehrmacht wesentlich

gebessert, und man ist jetzt wirklich ans dem Wege,

die tschechoslowakische Wehrmacht aus einem poli¬

tischen Instrument zu einem Verteidignngs- und Be-

rnhignngsinstrument des Staates zu machen. Ich

glaubte, diesen Gedanken hier aussprcchcn zu sollen,

damit man nicht immer an der Sache vorbeiredet. (Leb¬

hafte Zustimmung.) Es ist allen die Politisierung

der Wehrmacht ein Greuel. Aber so sagen wir doch

auch, wo die Quelle ist, decken wir die Wunde aus

und fassen wir den Entschluß, diese Quelle zu ver¬

stopfen, diese Wunde zur Heilung zu bringen. Wenn

ich jetzt in diesem Augenblick, wo so viel Kritik an

den Zuständen unserer Wehrmacht geübt wurde, noch

ein Wort zur Klarlegung der wirklichen Verhältnisse

reden soll, so habe ich dazu ein ganz besonderes

Recht und auch hiesür einen ganz besonderen Maß¬

stab. Ich erinnere mich an einen der schrecklichsten

Tage in meinem Leben — das war ein Oktobertag

im Jahre 1920 in der Wahlagitation. Ich hatte

eine Versammlung in Breitensee. Ich hatte keine

Ahnung davon, daß es in der Versamnilung zu

irgend etwas kommen könnte. Von sozialdemo¬

kratischer Seite wurde mir noch am selben Tage

versichert, ich brauche mich nicht zu sorgen, die

Versamnilung werde nicht gesprengt werden, wurde

mir versichert, es werde gar nichts geschehen: wir

halten uns an die Vereinbarungen, Versammlungen

gegenseitig nicht zu sprengen. Ich habe diese Er¬

kundigungen eingezogen, weil mir vorher Drohbriefe

und Mahnungen zugekommen sind, nicht zur Ver¬

sammlung zu gehen, denn es werde dort zu außer¬

ordentlichen Exzessen kommen. Nachdem die Ver¬

sammlung eine Zeitlang getagt hatte und ich dort

in dem vollgefüllten Saale ruhig sprechen konnte,

wurden plötzlich die Eingangstüren erstürmt, zwei

Schüsse in den Saal hineingefeuert und die Volks¬

wehrmänner stürmten in den Saal und richteten

eine Panik an, deren Nachklang ich aus meinen

Gliedern und Nerven jahrelang nicht herausbringen

konnte. Die Versammlung wurde gesprengt, die Aus¬

gänge wurden abgeriegclt. Ich habe draußen im

Garten des Restaurants unzähligen Frauen über

den Gartenzann hinweggeholfcn, daniit sie ins Freie

ans die Straße kommen konnten. Vor mir sind

20 Volkswehrmänner vor diesem Gartenzaun auf¬

gestellt gewesen und haben mit gezogenen Bajonetten

erklärt: Ihr Weiber dürft hinaus, die Männer aber,

die heranskommen, werden niedergemacht! Es waren

die Gassenzugänge zum Lanrentiusplatz abgcsperrt,

das Lokal wurde abgeriegclt und im Gänsemarsch

mußten die Männer das Lokal verlassen. Bekannte

Leute wurden von diesen Volkswehrmännern schwer

verprügelt, darunter auch der Knrat des Raincr-

spitals, den sie so zugerichtet hatten, daß er längere

Zeit hindurch auch das Bett hüten mußte. Das war

die Wehrmacht im Jahre 1920. (Ruf: Welcher

Minister war damals?) Ich bin nicht so garstig,

auf diese Frage zu antworten, weil ich meine, daß

der Minister der danialigen Zeit dje Wehrmacht

gehabt hat, wie er sic eben übernommen hat, und

erst versuchen mußte, aus der Wehrmacht etwas zu

machen. Heute sind Jahre vergangen, und wir haben

wie es heißt, dieses unglückselige System Vaugoin.

Ich freue mich, daß bezüglich der Wehrmacht auch

von Gegnern anerkannt wird, daß es endlich ein

Systeni gibt, und ich würde nur wünschen, daß cs

auf allen Gebieten der öffentlichen Verwaltung ein

klares, fest umschriebenes und fest gehaltenes System

geben würde. Dieses System Vaugoin nun hat aus

der Wehrmacht etwas gemacht. Die Wehrmacht von
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1920 hat noch Furcht und Entsetzen verbreitet, wo

sie in Erscheinung getreten ist, die Wehrmacht von

heute begegnet in allen Kreisen unserer österreichischen

Bevölkerung Achtung und freundschaftlicher Ge¬

sinnung. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Das ganze geistige und gesellschaftliche Milieu dieser

Wehrniacht hat sich wesentlich umgestaltet und eine

Höhe erklommen, von der aus sie auf die Achtung

und auf die Anerkennung der ganzen Bevölkerung,

ja auch auf die Anerkennung militärischer Faktoren

des Auslandes rechnen kann. Unsere Wehrmacht von

heute, so klein, so arm und so dürftig sie auch an

Zahl und Ausrüstung ist, hat heute die Beachtung

großer militärischer Staaten gefunden und auch die

Anerkennung für die großen Leistungen, die sie mit

unzulänglichen Mitteln hcrvorzubringen vermochte.

(Lebhafter Beifall.) Und da möchte ich nun glauben,

daß wir vor allem anderen nicht in der breiten Öffent¬

lichkeit Vorfälle, wie sie unvenneidlich sind, wie sic sich

in militärischen Formationen und großen Organisationen

immer und immer wieder ereignen werden, auch wenn

Sie die schärfsten Abwchrmaßnahmen dagegen ergreifen,

aufzcigcn und dadurch gewollt oder ungewollt das

Ansehen unserer Wehrmacht herabsetzcn, sondern daß

wir im Gegenteil unserer Freude Ausdruck geben

sollten über die Fortschritte, die unsere Wehrmacht

erzielt hat, daß wir den jungen Leuten unseren

Dank und unsere Anerkennung aussprechen und sie

dadurch auch begeistern sollten zu dem Dienst in

der Wehrmacht, der sicherlich auch heute noch ein

äußerst schwieriger und verantwortungsvoller genannt

werden kann. Was es an Dingen gibt, die uns an

dieser Wehrniacht oder in dieser Wehrmacht noch

nicht gefallen, was vor allem andern — ich wieder¬

hole — die politische Beurteilung der Wehrmacht

anlangt: wir haben es in der Hand, die Wehrmacht

außerhalb des politischen Kampfgetriebes und außer¬

halb der politischen Leidenschaften zu stellen. Tun

ivir es endlich einmal, und wir werden unserem

Volke und unserem Vaterlande dienen und der

Wehrmacht selbst zu dem Ruhme verhelfen, eine

unparteiische, nur auf das Wohl des Vaterlandes

bedachte Institution zu sein. (Lebhafter, lang-

anhaltender Beifall und Händeklatschen.)

Dr. Deutsch: Hohes Haus! Der Herr Kollege

Kunschak hat wiederum das Problem der Entpoli¬

tisierung hier besprochen. Ich erinnere daran, daß

wir über dieses Problem bereits bei verschiedenen

anderen Anlässen ausführlich geredet haben, daß wir

auch im Finanzausschuß bei der Hceresdebatte darüber

gesprochen haben und daß wir den Herren die Frage

vorgelegt haben: Was verstehen Sie denn unter Ent¬

politisierung? Darauf haben wir heute die Antwort

gehört: Entpolitisierung bedeutet, daß die Wehr¬

männer kein aktives Wahlrecht haben sollen. Ich

habe bereits in einem Zwischenruf darauf hingewiesen,

daß andere Länder dieses Wahlrecht den Soldaten

ohne weiteres gegeben haben, auch schon zu einer

Zeit, wo sie noch nicht ans jener Höhe der Demo¬

kratie gestanden sind, die ihnen der Herr Abg.

Kunschak zuschreibt, und daß es in diesen Ländern

bisher ganz gut gegangen ist. Nun meint der Herr

Abg. Kunschak, daß ich, wenn ich auf England und

die Schweiz verweise, Länder zum Vergleich heran¬

ziehe, die in der demokratischen Entwicklung weit

über uns stehen, und daß wir die wahre Denio-

kratic erst lernen müssen. Darauf sage ich: Herr

Abg. Kunschak, eben weil wir lernen müssen, müssen

wir alle Möglichkeiten der Demokratie benutzen, um

lernen zu können. Wenn wir nun an das Problem

des Soldatenwahlrechtes herantreten, so haben wir

doch folgendes zu bedenken: Wir haben bisher gerade

deshalb, weil sie Wähler zum Nationalrat sind,

Herr Abg. Kunschak, keine Schwierigkeiten gehabt.

Das ist ein Mißverständnis; denn diese 17.000 oder

18.000 Leute, um die es sich da heute handelt,

bedeuten für Ihre Partei nicht viel und für meine

Partei nicht viel. Daraus ist also für keine Partei

sehr viel zu gewinnen, weil die Zahl der Menschen

viel zu gering ist. Wenn es sich nur darum handelt,

die Soldaten als Wähler für den Nativnalrat oder

auch für den Gemeinderat zu haben, so ist das viel

zu wenig, als daß sich daraus die Leidenschaft

erklären ließe, mit der die bcidcnParteien den Soldaten¬

fragen gegenübertreten. Die Sache liegt eben anders:

Es handelt sich ja nicht darum, ob die Soldaten

das Wahlrecht haben und ob, wenn man es ihnen

geben würde, das die Entpolitisierung bedeuten

würde, sondern es handelt sich vielmehr darum, daß

wir, indem wir den Soldaten das Wahlrecht gegeben

haben, ihnen seinerzeit auch die Möglichkeit gegeben

haben, mit teilzunehmen an den großen Fragen der
Öffentlichkeit, mitzufühlen mit dem Volke, sich als

ein Bestandteil des Volkes zu fühlen. Denn cs kann

sehr leicht geschehen, Herr Abg. Kunschak, daß die

Soldaten, wenn man ihnen das Wahlrecht nimmt,

sich als Bürger zweiten Grades fühlen können und

schließlich fühlen müssen (Widerspruch) und daß

dadurch eine Entfremdung eintritt, die durchaus

unerwünscht wäre. Aber die Frage, meine Herren,

ob die Soldaten das Wahlrecht haben sollen oder

nicht, ist eine Frage von so großer Tragweite, daß

wir sie, wie ich glaube, hier in absehbarer Zeit nicht

werden lösen können, und daher mache ich einen

anderen Vorschlag, der, wie ich glaube, viel leichter

durchführbar ist, nämlich den, daß wir, alle Parteien,

streng darauf dringen, daß die bestehenden Gesetze

eingehalten werden. (Beifall und Händeklatschen.)

Wenn, meine Herren, die bestehenden Gesetze ein¬

gehalten werden, dann ist der Politisierung ein starker

Riegel vorgeschoben. Wie heißt es in unserem Ge¬

setz? Im Gesetz heißt es klipp und klar: Im Dienst

hat der Soldat seine Pflicht zu erfüllen und nur

seine Pflicht und er hat sich im Dienst politisch
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nicht zu betätigen. Das genügt für unseren Gebrauch

in Österreich vollständig. Schauen Sie nur darauf,

daß die Herren Kommandanten heute in der Wehr¬

macht keine Politik im Dienste treiben! Schauen

Sie darauf! (Zustimmung.) Mir ist zum Beispiel

jetzt wieder folgender Fall von Zeugen mitgeteilt

worden: Einer der umstrittensten Offiziere kommt in

eine Garnison, läßt sich die Unteroffiziere vorführen,

schickt einen Teil weg, von denen er glaubt, sie sind

Sozialdemokraten, und hält dem andern Teil bei

der dienstlichen Zusanimenkunft eine politische Rede,

die von gehässigen Angriffen gegen Sozialdemokraten,

gegen Funktionäre, gegen Bürgermeister usw. nur

so strotzt, und wenn ich das zur Anzeige bringe,

dann wird der Minister Vaugoin mir sagen: Ja,

der Tatbestand ist nicht ganz geklärt, der Herr hat

in berechtigter Aufwallung gehandelt! und schließlich

Ivird die Sache einschlasen. Wir haben den Fall

erlebt, daß ein Rcgimentskommandant in Wien vor

der Front den Leuten gesagt hat, der Bürgernieister

von Wien sei schuld an dem 15. Juli, er hat vor

der Front den Bürgermeister, den obersten Funktionär

von Wien beschimpft. Meine Herren! Wenn der

Regimentskomniandant in einer Versammlung das

tut, dann ist das sein gutes Recht als Bürger;

wenn er aber in seiner dienstlichen Eigenschaft als

Regimentskommandant das macht, so ist das ein

Mißbrauch seines Dienstes, für den er bestraft werden

sollte. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Aber wenn wir solche Dinge hier vorgetragen haben,

so schweigt der Herr Minister oder er sagt, das ist

nicht in Ordnung, daß er das gemacht hat, aber

es kann jeder politische Mißbrauch geschehen und

der Herr Minister toleriert ihn, wenn es ein

politischer Mißbrauch ist zugunsten der reaktionären
Partei.

Wenn wir also von Entpolitisierung reden, so

sage ich Ihnen: Wir brauchen keine Änderung des

Gesetzes, die sehr schwerfällig wäre, wir brauchen

uns gar nicht anscinanderznsetzcn über Dinge, die

wir im Augenblick nicht recht überschauen können,

wir brauchen nicht versuchen, Fragen zu lösen, die

ungemein schwierig zu löse» sind, machen wir einfach

das, was wir sofort machen können; sagen wir alle

Parteien dem Minister: Du bist verantwortlich, daß

von nun an in der Wehrmacht nicht nrehr politisiert

wird! Sagen wir dem Minister: Du bist uns dafür

verantwortlich, daß jeder Vorgesetzte in der Wehr¬

macht, der sein Amt zu politischen Zwecken miß¬

braucht, zur Verantwortung gezogen wird, streng

und rücksichtslos! Sagen wir ihm: Wir machen dich

dafür verantwortlich, daß jeder Mann in der Wehr¬

macht, nicht nur der Vorgesetzte, der im Dienst

Politik treibt, der Strafe zugesührt wird, wie das

Gesetz es vvrschreibt! In der einfachsten Weise sind

so die Fragen der Wehrmacht zu lösen, wenn Sie

sie nur lösen wollen. Wenn Sie aber mit salbadernden

Redensarten komnien oder damit, daß wir daslWahl-

recht den Leuten wegnehmen sollen, und^ Fragen

anfwerfen, die wir gar nicht lösen können, dann

sagen wir: Sie wollen die Frage der Wehrmacht

auf ein anderes Geleise schieben, das wir im Augen¬

blick nur als ein Stockgeleise anschem können, und

Sie wissen, daß wir aus solche Weise nicht vorwärts-
kommen.

Nun hat der Herr Abg. Kunschak einen Fall

erzählt vom Jahre 1920. Herr Kollege Kunschak,

Sie wissen, imjlJahre 1920 waren die Leiden¬

schaften noch sehr groß, es war kurze Zeit nach dcni

Kriege, da waren^noch revolutionäre Erscheinungen

im Lande zu beinerken, da kam es zu manchen

Fällen injjWien und außerhalb Wiens, die wir alle

nicht wünschen und die wir, wie Sic, Kollege

Kunschak, genanstvissen, soweit sie * uns bekanntge¬

worden sind, mit Energie zurückgewiesen haben. Ich
erinnere mich anH diese Versammlung genau, und

zwar deshalb, iveil Kollege Vaugoin damals, wie

das geschehen ist, bei mir interveniert hat. ^Es war
eine Versammlungssprengung./ Es ist aber ^damals
nicht erwiesen worden, Kollege Kunschak, daß das

nur Volkswehrleute gewesen sind; es waren/Arbeiter

und darunter Soldaten, die die Versammlung

gesprengt haben — ein Vorkommnis, das wir nicht

nur auf das^tiefste bedauert* haben/sondern ich er¬

innere daran, daß ich sofort am selben Tage einen

Befehl herausgegeben habe, daß, wenn ein Mann

erwischt wird dabei, sich in einer Versammlung in

einer Weise benommen /zu haben, die gegen das

Versamnilnngsgesetz'verstößt, er rücksichtslos zur Ver¬

antwortung gezogen wird. Ich appelliere an Sie,

Kollege Kunschak — wir haben viele Kämpfe in

diesem Lande miterlebt, auch manche Versammlungs-

sprengungen —, Sie müssen zugestehen, daß das der

einzige Fall war, wo man einem Angehörigen der

Volkswehr in dieser Beziehnng"einen Vorwurf machen

konnte (Widerspruch)r und daß ich außerdem sofort

cingegriffen habe und daß das dann nicht mehr

passiert ist. (Kunschak: Ich habe keine Anklage

gegen Sie erhoben!) Ich weiß, daß Sie nicht gegen

mich gesprochen haben, schon deshalb, weil Sie wissen,

daß ich damals sofort dreingefahren bin. Man kann

natürlich nicht ohne weiteres die Dinge, die im

Jahre 1920 unter den damaligen Verhältnissen

geschehen sind, mit Vorgängen von heute vergleichen.

Wenn Herr Kollege Kunschak die Sache so darsteüt,

als wäre die Volkswehr zu Versammlungssprengnngen

ausgezogen, so ist das also nicht richtig.

Als Gegenstück dazu will ich Ihnen aber sagen,

was die Deutschnationalen aus dem Jahre 1927

erzählen: Die „Deutsche Arbeiter-Presse" und die

„Deutschösterreichische Tageszeitung" haben vor einigen
Wochen einen Artikel gebracht, in dem eine Ver¬

sammlung von Soldaten beim Infanterieregiment

Nr. 5 geschildert war. Es waren der Regiments-
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kommandcmt mit den Offizieren und es waren die

Soldaten anwesend. Da kam es zu einem Streit

zwischen Angehörigen der deutschen Soldatengcwerk-

schaft und des Wehrbnndes, also zwischen Deutsch¬

nationalen und Christlichsozialen. Der Streit wurde

so heftig, daß die Soldaten schließlich aufeinander

losgingen und die deutschnationalen Soldaten in

offener Versammlung verprügelt wurden. Es gab

Schwerverletzte, die Wache mußte eingreifcn. Dies

war im Jahre 1927, Herr Abg. Kunschak, in Gegen¬

wart des Regimentskommandanten, Oberstleutnant

Adasiewicz! Und da wollen Sie uns Märchen erzählen

aus dem Jahre 1920! (Kunschak: Das ist doch

kein Märchen, das ist Wahrheit!) Aber in der

Übertreibung, in der Sie es vorgetragen haben, da

muß ich schon den Ausdruck gebrauchen. Sic erzählten

von Schüssen, die da gefallen sind — es ist niemand

etwas Ernstliches geschehen in der Versammlung, die

ich ja beklage, und bei der ich das Verhalten der
Soldaten sofort zurückgewiesen habe. Aber Sie haben

es so dargestellt, daß damals, im Jahre 1920, als

Deutsch Minister war, Soldaten Versammlungen

sprengten, und ich sage darauf, im Jahre 1927,

nachdem die Revolutionsepoche längst abgeklungen

und Ruhe im Lande enigekehrt ist und nicht mehr

die Psychologie von damals besteht, in der Zeit,

wo angeblich die Wehrmacht so konsolidiert ist, da

sind die Leute nicht zu einer Wählerversanimlung,

sondern zu einer Soldatenvcrsammlung gegangen

und haben in Gegenwart des Regimentskommandanten

gerauft, sich geprügelt, die Wache müßte eingreifen,

und der Kommandant mußte schließlich das Lokal

verlassen, weil er nicht imstande war, die Ordnung

herzustellen. Wenn heute solche Dinge vorfallen, dann

dürfen Sie uns nicht Sachen vom Jahre 1920

erzählen. Im Jahre 1920 habe ich sofort auf

Ordnung geschaut, ich möchte nur, der Herr Minister

Vaugoin möge im Jahre 1928 ebenso auf Ordnung

schauen.

Nun, Herr Abg. Kunschak, Sie haben gesagt, das

System Vaugoin hat die Wehrmacht zu Ansehen

gebracht, früher hat die Wehrmacht nur Entsetzen

verbreitet. Ich mache Sie darauf aufmerksam, daß

jene Wehrniacht, die angeblich Entsetzen verbreitete,

die angeblich von der Bevölkerung so scheel ange¬

sehen wurde, jene Wehrmacht war, die ins Burgen¬

land einmarschierte, die Blutopfer gebracht hat für

die Republik, daß es also wirklich eine arge Zu¬

mutung ist, heute so zu sprechen, wie wenn das

Menschen gewesen wären, die sich weiß Gott was
für Sachen zuschulden kommen ließen, während
es in Wahrheit Männer waren, die geblutet haben

für unser Land.

Es ist auch eine Ehrenrettung der Bolkswehr

insofern notwendig, als man sagen muß, in den

schwierigen Zeiten, in denen wir damals lebten,

während der Revolution, wo die deutschen Städte

vom Blut der Bürger gerötet wurden, in dieser

Zeit haben wir in Österreich die Ruhe und Ord¬

nung aufrechterhalten zum guten Teil mit der

Volkswehr, die sie heute so verleumden. Es hat
Zeiten gegeben, wo Sie angstvoll dem gegenübcr-

standen, was werden könnte, und die Bolkswehr

war es, die vielen Bürgern und Bauern geholfen

hat, daß ihr Besitz unangetastet blieb.

Wenn Sie dem das heutige System gegenüber¬

stellen, so sagen wir: was wir an dem heutigen

System bekämpfen, ist rein niilitärfachlich, daß es

ein System der Spielerei ist, daß es ein System

ist, das die Wehrmacht auf einen Stand hernnter-

gebracht hat, in dem sie unfähig ist, ihre gesetzlichen

Aufgaben zu erfüllen. Das sagen nicht nur >vir,

fragen Sie einen Militärfachmann welcher Art

immer, er wird dasselbe sagen. Mit Spielereien,

mit Kinkerlitzchen beschäftigt man die Leute, mit

Dingen, die nicht ernst zu nehmen sind, und damit

hat man die Wehrmacht ans eine Stufe gebracht,

daß sie nicht gebrauchsfähig ist. Fragen Sie die

Abgeordneten aus Kärnten, aus dem Burgenlande,

aus jenen Ländern, die unmittelbar sich bedroht

fühlen, und sie werden bestätigen, was ich sage.

Heute ist es in der Wehrniacht so, daß auch rein

äußerlich die Ordnung gar nicht herrscht, von der

Sie vorgeben, daß sie herrscht. Ich habe heute

einen Fall vorgebracht, daß in der Wehrmacht

Diebe sind, jahrelang bleiben können und geduldet

werden, daß sie aus der Wehrniacht nicht entlassen

werden, obwohl der Herr Minister weiß, daß es

Diebe sind. Das habe ich heute vorgetragen, und

der Herr Minister hat es im Finanzausschuß zugeben

müssen, und Sie sind nicht imstande, solche Dinge

zu ändern. Ich habe Fälle angeführt, die zeigen,

daß die Disziplin, wie Sie sie schildern, gar nicht

vorhanden ist. Wenn ein Zugsführer des Wehr¬

bnndes einen Oberstleutnant anschreien kann, wenn

ein Offizier fürchten muß, mit dem Wehrbund in

Konflikt zu kommen, weil es ihm seine Existenz

kostet, so sind das nicht Zustände, die es recht-

fertigen würden, hier von einem System der Ord¬

nung zu sprechen.

Wenn wir gegen das System Vaugoin kämpfen,

so geschieht es, weil dieses System rein militär¬

fachlich' die Wehrmacht auf das schwerste getroffen

hat, weil dieses System die Wehrmacht nicht zur

Entwicklung kommen läßt und selbst die bescheidenen

Möglichkeiten des Friedensvertrages nicht ausfüllt.

Wir kämpfen gegen das System, weil es ein System

der Willkür, des Unrechts und der Unordnung ist.

Meine Herren! Es macht Ihnen der Herr Minister

Vaugoin Potcmkinsche Dörfer vor. Es ist bedauer¬

lich, daß Sie an diese Potemkinschen Dörfer glauben.

Ich wünsche nicht, daß einst eine Zeit kommt, wo

es auch für Sie aus ihren Träumen ein bitteres
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Erwachen geben wird. (Lebhafter Beifall und

Händekla Ischen.)

Bundesminister für Heereswesen Vaugoin: Hohes

Haus! Ich hätte mich heute nicht zum Worte

gemeldet, wenn die letzten Worte des Herrn Abg.

Deutsch nicht gefallen wären. Er hat in Erwiderung

auf die Rede des Abg. Kunschak erklärt, daß in der

Wehrmacht nur Spielerei getrieben werde, daß alles

nur äußerliche Tünche ist und daß die Bevölkerung

im Ernstfall eine bittere Enttäuschung erleben

werde.

Nur ein paar Worte dazu. Im Finanzausschuß

ist wiederholt darüber gesprochen worden, wie hervor¬

ragend sich die Formationen, die bei Elementar¬

katastrophen und bei der Aufrcchterhaltung der Ord¬

nung im Innern eingesetzt wurden, bewährt haben,

zwei Aufgaben, die das Wehrgesetz vorschreibt und

die wahrhaftig nur von Soldaten erfüllt werden

können, die ihre Aufgabe ernst nehmen und nicht

von solchen, die sich mit Tändeleien und Spielereien

abgebeu. (Lebhafter Beifall.)

Hohes Haus! Der Herr Abg. Dr. Deutsch hat

sogar, um seinen politischen Regungen nachzugeben,

nicht versäumt, die Soldaten, die ihren in Not

geratenen Bürgern Hilfe leisten, nach ihrem poli¬

tischen Bekenntnis cinzuschätzcu und über die poli¬

tische Einstellung der Pioniere zu sprechen. Zum

erstenmal ist dies in diesem Hanse geschehen. Ich

könnte daraus erwidern, daß im vergangenen Jahr,

als unsere Wehrmacht zum erstenmal die Möglich¬

keit hatte, im Auslande bei einer wirklich großen

Katastrophe cinznschreiten — ich meine die große

Rheinüberschwemmung im Fürstentum Liechtenstein —,

es wieder Pioniere waren, die eben zu 90 Pro¬

zent nicht Sozialdemokraten waren. Ich will mich

aber ans eine politische Klassifizierung pflichtgetrener

und hilfsbereiter Soldaten nicht eiulassen. Ich

wiederhole: Ich danke allen, ob Pioniere, ob In¬

fanteristen, Artilleristen oder Kavalleristen, die Hilfe

geleistet haben, ohne Unterschied der Partei. (Leb¬

hafter Beifall und Händeklatschen.)

Was nun die dritte Aufgabe des Heeres — den

Grenzschutz — betrifft, so kann ich Ihnen nicht mehr

und nicht weniger sagen als das, was der deutsche

Reichslvehrininister vor kurzem im deutschen Reichs¬

tag gesagt hat: Wir wollen ernst arbeiten an der

Schaffung und Ausbildung unserer Wehrmacht. Wir

sind uns dessen bewußt, daß wir keinen großen

Krieg führen können.

Aber wir hoffen, es bei unserer Wehrmacht so weit

zu bringen, daß in Zeiten politischer Spannung die

Neutralität Österreichs durch Besetzung der Grenzen

dokumentiert und gewahrt werden kann. (Lebhafter

Beifall und Händeklatschen.) Mehr kann man von

unserer kleinen Armee nicht verlangen. Und hiezu

besitzt unser Heer die Eignung. Im vergangenen

Jahre haben alle Truppen zuni erstenmal Scharf-

schießübungen abgehaltcn, die ausgezeichnete Resultate

ergeben haben, wir haben die ersten freizügigen

Übungen in den Ländern abgehalten, und wer damals

diese freizügigen Übungen mitangesehen hat, wer die

Marschleistungen gesehen hat, der konnte nicht dar¬

über staunen, daß die Landbevölkerung in allen

Ländern die ins Quartier einrückenden Soldaten

mit einem Sturm des Jubels und der Begeisterung

empfangen hat (Beifall und Händeklatschen), so wie

cs altöstcrreichischc Sitte ist, daß der Soldat dem

Herzen des Volkes wieder nahestcht. (Beifall.) Ich

kann Ihnen hier nicht all die Details Vorbringen,

die Zeit ist dazu nicht vorhanden, aber sicher haben

viele von Ihnen gehört, gelesen oder Bilder gesehen

vom Brückenbau bei Krenis, eine Brücke — ich

kann cs hier sagen —, wie sie in Europa von

keiner Wehrniacht hergcstcllt worden ist. Fragen Sie

die Fachmänner! In vier Stunden wurde eine Brücke

geschlagen, über die die schwersten jAutvkvlonnen

und Artilleriebatterien passieren können. Das sind

Leistungen, tnit denen wir nicht großtnn, wir müssen

sie nur erwähnen, wenn wir der Spielerei bezichtigt

werden. Sind die Telegraphenkurse, die Radfahr¬

kurse und die sonstigen Sstezialknrse — es sind

ihrer 30 an der Zahl, die den ganzen Winter über

gehalten werden — nicht dazu geeignet, unsere

Leute auszubildcn? Haben Sie schon etwas von der

Mappcnrschule gehört? Fragen Sie das karto¬

graphische Institut, schauen Sie sich die Zeichnungen

an, die im Hochgebirge von unseren Soldaten an¬

gefertigt worden sind. Sie sind nicht nur ein Zeichen

dafür, daß wir unsere militärische Kartographie

weitaus verbessert haben, sie sind auch wertvolle

Behelfe für die Heimatkunde unseres Volkes ge¬
worden.

Hohes Haus! Ich schließe mit einem Worte, das

vor kurzem ein Vertreter des Heeresministeriums in

Amerika vor dem Heeresausschuffe des Parlaments

der Vereinigten Staaten gesprochen hat — dort

scheinen ähnliche Kritiken aufgetaucht zu sein —,

und ich will Ihnen nun ungefähr das wiederholen,

was er gesagt hat: Wenn Sie hier kritisieren und

dabei insbesondere mich treffen wollen, es ist nicht

meine Armee — ich wäre gewiß stolz auf diese

Arniee —, aber es ist nicht meine Armee, es ist

Ihre Armee, sic wird so gut oder so schlecht sein,

wie Sie, meine Herren, sie machen. (Lebhafter,

anhaltender Beifall und Händeklatschen. —

Dr. Deutsch: Das ist die Antwort auf den

Maschinengewehrdiebstahl? Was ist’s mit dem Fall

Kogoy? Was ist’s mit den Dieben?)

Präsident Dr. Waber: Das Wort hat der Herr

Abg. Baumgärtel. (Anhaltende Zwischenrufe. —

Dr. Deutsch: Von Dieben wird hier nicht ge¬

redet! — Forstner: Das sind gute Christlich-

soziale, wie es scheint! — Zwischenrufe.) Das
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Wort hat der Herr Abg. Baumgärtel, ich ersuche

ihn, es zu nehmen.

Baumgärtel: Hohes Haus! Wir erleben es

nahezu bei jeder Budgetdebatte, über das Heeres¬

wesen und haben es auch heuer beim Abschluß der

Debatte im Finanzausschuß erfahren, daß der Herr

Minister aufsteht und eine große Rede über die

österreichische Wehrmacht hält, diese Wehrmacht —

das ist nicht nur sein gutes Recht, sondern sogar

seine Pflicht ■— als ein pflichtgetreues Instrument

hiustellt, sic belobt, auf diese Wehrmacht stolz ist usw.

Das ist das Recht des Ministers, und dieses Recht

wollen wir ihm gar nicht beschneiden. Wir haben

auch gar keine Ursache, wenn der Herr Abg. Kunschak

von dieser Stelle aus der Wehrmacht besonderen

Dank sagt, uns diesem Danke nicht anzuschließen.

Aber das Entscheidende bei allen diesen Debatten ist

die Tatsache, daß seit Jahren alle unsere Beschwerden,

die wir nicht einfach so hinausstreuen, ohne sie

beweisen zu können, sondern die wir von Fall zu

Fall klipp und klar beweisen, vom Herrn Minister

nicht beantwortet werden, anscheinend deshalb, weil

der Herr Minister keine Antwort darauf geben kann,

da er sonst in diesem Augenblicke voiu Ministerstnhl

herabsteigen müßte.

Was haben wir für Beschwerden in der Wehr¬

macht? Wir beschweren uns darüber, daß die Wehr-

männer nach ihrer politischen Gesinnung behandelt

werden. Wir beschweren uns darüber, daß wir in

Hunderten Fällen den Nachweis führen können, daß

derjenige junge Mann, der in die Wehrmacht eintritt

und in dem Gerüche steht, sozialdemokratischer Ge¬

sinnung zu sein, vom ersten Augenblick seines Ein¬

trittes in die Wehrmacht an verfolgt wird, verfolgt

wird durch das System Vaugoin, wie wir es

neunen. Der Herr Abg. Kunschak hat so getan, als

ob er stolz darauf sei, daß es nun endlich einmal

ein System gebe, und wenn dieses System auch

„System Vaugoin" heiße. Was wir in diesem

System treffen wollen, haben wir im Finanzausschuß

dargelegt, und wir könnten es hier, wenn wir die

Zeit des hohen Hauses in Anspruch nehme» wollten,

in hunderten und aber hunderten Fällen beweisen,

daß besonders in den letzten Jahren jeder Sozial¬

demokrat in der Wehrmacht einer systematischen Ver¬

folgung unterliegt. Darauf soll uns der Herr

Minister eine Antwort geben.

Es handelt sich nicht um die Frage, ob irgendein

Soldat die „Decke" in der Kaserne bekoipmt, ob

die Kameraden untereinander streiten usw., 'sondern

um die Tatsache, daß wir zum Beispiel im

Finanz- und Budgetausschuß einige hundert Dienst¬

beschreibungen vorgelegt haben, Dienstbeschreibungen,

über die ja hier in diesem Hause schon sehr aus¬

führlich gesprochen wurde und die so auffallend, so

provozierend parteipolitisch eingestellt sind, daß sich

das ganze Haus dagegen in Wirklichkeit empören

müßte, wenn nicht in dieser Wehrmacht systematisch

die Parteipolitik des Herrn Ministers Baugoin ge¬

trieben werden sollte. Wie macht man es denn

irgend jemandem begreiflich, daß zum Beispiel

Soldaten, die durch vier Jahre die besten Dienst-

beschreibungcn haben, Dienstbeschrcibungen, die durch¬

weg erstklassig sind, mit einem Male im Jahre

1927 eine Dienstbeschreibung erhalten, wonach der¬

selbe Mensch, der vier, fünf Jahre treu in der

Wehrmacht gedient, das beste Verhältnis zu seinen

Offizieren, zu seinen sonstigen Vorgesetzten und zu

seinen Kameraden gehabt hat, als intelligent, als

aufgeweckt, als zu allem geeignet erschien, im Jahre

1927 mit einem Male als ein Mensch dasteht, der

verlottert und verludert ist, auf den man sich nicht

verlassen kann! Gewiß, es ist beim Militär immer

vorgekommen, daß ein Mensch unter Umständen

zwei, drei Jahre seinen Dienst außerordentlich gut

erfüllt hat und mit einem Male irgend etwas in ihn

gefahren und er nachlässig geworden ist. Aber ist es

möglich, daß in dieser kleinen Wehrmacht, bei diesen

paar tausend Menschen im Jahre 1927 Hunderte

von bisher gut qualifizierten Soldaten mit einem

Male lauter Taugenichtse geworden sind, wobei man

feststellt, daß das meist Menschen sind, die sozial¬

demokratischer Gesinnung sind, daß also ein absoluter

politischer Terror, ein absoluter politischer Zwang

in dieser Wehrmacht vorhanden ist. Der Herr Minister

hat für diese Dinge nur Ausflüchte. Ich will Ihnen

nur ein paar typische Beispiele anführen, wie in

Wirklichkeit die Demokratie und dieses hohe Haus

von dem Minister Baugoin beleidigt wird.

Wir haben dem Herrn Minister Baugoin doku¬

mentarisch »achgewiesen, daß der Kommandant des

Alpenjägerregiments in Wels einen Befehl an seine

Offiziere erlassen hat, der fünf Punkte hatte. Der

Kounnandant des Alpenjägerreginients in Wels hat

den Offizieren gegenüber eine mündliche Erklärung

dahin abgegeben, daß ihm sein Minister den Be¬

fehl erteilt hätte, dafür Sorge zu tragen, daß in

der Zukunft die Behandlung der sozialdemokratischen

Wehrmänncr in folgender Form sich zu vollziehen

habe: 1. Die bei den Kompagnien eingeteilten

Leute sind nach Rot und Schwarz zu rangieren.

2. Alle Roten sind womöglich in eigenen Formationen

zusammcnzuschlicßen. (Hört! Hört/) 3. Spezial¬

ausbildung darf den Roten gar keine mehr ver¬

mittelt werden, das heißt, sie dürfen weder als

Telephonisten, Automobilisten oder sonst irgendwie

ausgebildet werden. 4. Wach- und Telephondienste

sind von verläßlichen Wehrbündlern zu versehen.

5. Beförderungen können nur mehr verläßlichen

Wehrbündlern zuteil werden. (Hört! Hört!)

Der Herr Minister hat sich die Beantwortung

dieser Frage im Ausschüsse sehr einfach gemacht. Er

hat erklärt: Ich habe einen derartigen Befehl nie

hinausgegeben. Das glaube ich ihm aufs Wort,

101
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daß er nicht so ungeschickt sein und auch noch einen

Befehl schriftlich hinausgeben wird. Aber Herr

Minister! Hat sich der Kommandant das aus den

Fingern gesogen? Haben Sie veranlaßt, daß dieser

Kommandant wegen Mißbrauchs . . . (Bimdes-

minister Vaugoin: Ich habe nicht den Befehl

hinausgegeben!) Der Befehl ist nicht hinaüsgegeben

worden; aber ich habe schon damals erklärt, daß

ich in der Lage bin — ich will nicht das Un¬

glück einiger Offiziere —, die Offiziere mit Namen

zu neunen, denen der Kommandant diesen Auftrag

gegeben hat. Es ist die Pflicht des Ministers, in

diesem Augenblick sofort einzugrcifen und dafür

Sorge zu tragen, ob dieser Kommandant hier nicht

in der unerhörtesten Weise seine Dienstgewalt miß¬

braucht hat und ob hier nicht eine Politisierung

vorliegt, die man nicht wegleugneu kann. Ich habe

von diesenl Fall schon einmal gesprochen. Der Herr

Minister hat ein eigenes System; er ist zu klug,

um diese Dinge schriftlich hinauszugeben, er läßt

die Kommandanten zu sich konnnen und eine Durch¬

setzung des höheren Offizierskorps — nicht etwa in

der Form, daß ich die höheren Offiziere, wie man

mir so gern sagen möchte, in Bausch und Bogen

beschimpfe —, aber eine Durchsetzung des höheren

Offizierskorps mit einem Zustande tritt hier ein,

daß der Offizier und der Mann weiß: ich kann

in dieser Wehrmacht nur reüssieren, ich kann mich

in dieser Wehrmacht nur halten, wenn ich mich

blind allen politischen Befehlen des Herrn Ministers

unterwerfe.

Daß das so ist, will ich Ihnen an einem zweiten

Beispiel zeigen. Die alten österreichischen Offiziere

waren fern von jeder Politik, und wir konnten es

bis vor zwei Jahren erleben, daß sich die Offiziere

der österreichischen Wehrmacht parteipolitisch so gut

wie gar nicht Betätigt haben. Es gibt heute noch

eine ganze Reihe von alten Offizieren, die durch

die Tradition gewöhnt sind, sich mit parteipolitischen

Dingen nicht zu beschäftigen. Es wird mir niemand

einreden, daß diese alten Offiziere jetzt auf einmal

aus sich selbst heraus zu Parteipolitikern geworden

sind und auf diese Weise vielleicht gegen den Willen

des Herrn Ministers Vaugoin die Sozialdemokraten

in der Wehrmacht verfolgen. Das zweite Beispiel

also: Es wird gegen einen Alpenjäger, gegen einen

Vertrauensmann, eine Strafanzeige gemacht. Ich

will mich über diese Strafanzeige deshalb nicht

weiter verbreiten, weil das Gericht noch nicht

darüber entschieden hat. Aber ich möchte Ihnen nur

eines zu bedenken geben, wohin diese Politisierung

der Wehrmacht, die Sie merkwürdigerweise Ent¬

politisierung nennen, führt. Ein alter Oberst, den

ich sogar persönlich kenne und von dem ich über¬

zeugt bin, daß er bis vor kurzem weder christlich¬

sozial, noch sozialdemokratisch, noch deutschnational

gesinnt war, sondern der einfach ein Soldat war,

macht eine Anzeige gegen einen Alpenjäger, der

während des Bereitschaftsdienstes die Kaserne ver¬

lassen hat. Das ist sein Recht und auch seine

Pflicht, wenn er meint, daß hier eine Subordinations¬

verletzung vorliegt. Aber wie begründet dieser alte

Offizier diese Strafanzeige dem Gerichte gegenüber?

Da heißt es in dieser Anzeige (liest): „Das

Wirken und Wollen der sozialdemokratischen Partei

am 15. und 16. Juli war direkt gegen die Ver¬

fassung und das Wohl des Staates gerichtet. Dazu

darf aber ein Soldat, der seines Eides eingedenk

ist, niemals die Hand bieten." Was macht dieser

Offizier in der Strafanzeige? Er erklärt darin,

daß das Wirken und Wollen von 43 Prozent

aller Wähler, jener Wähler, denen die demokratischen

Einrichtungen und die Republik näherliegen als

Ihren Wählern, meine Herren, am 15. und

16. Juli politisch gegen den Bestand der Re¬

publik gerichtet war! Er sagt weiter: Der Alpen¬

jäger hat dadurch, daß er am 15. oder 16. Juli

als Privatperson, als politischer Staatsbürger bei

einem sozialdeniokratischen Unternehmen eine Er¬

kundigung eingezogen hat, wie es denn in Wien

stünde, „sich unter außergewöhnlichen Verhältnissen"

— so sagt dieser Oberst in der Strafanzeige wört¬

lich — „zum Werzeuge einer politischen Partei

gemacht, deren Haltung und Vorgehen zu jener

Zeit gegen die Verfassung und das Wohl der

Republik gerichtet war". (Bundesminister Vaugoin:

Wie heißt der Oberst?) Der Oberst heißt Mohr.

Er ist. wenn ich nicht irre, sogar der Kommandant

in Linz. (Bundesminister Vaugoin. Er ist der

Leiter der Heeresverwaltungsstelle Ob er Österreich !)

Sehr richtig.

So könnte man Hunderte von Fällen anzichcn,

und die Debatte über das Heereswesen ist deshalb

so leidenschaftlich, weil die Wehrmacht zu einem rein

christlichsozialen Parteiinstrument gemacht werden soll.

Selbst die Herren Ihrer Koalition müssen cs° ertragen,

daß Flugblätter von der christlichsozialen Soldaten¬

gewerkschaft hinausgehen, die in der unerhörtesten Weise

die politische Gesinnung der deutschnationalen Soldaten

beschimpfen. Aber diese gewerkschaftlichen Kämpfe

sind schließlich eine Angelegenheit, die die Soldaten

als freie Staatsbürger untereinander auszumachen

haben. In dem Augenblick aber, wo das Ministerium

diese Dinge stillschweigend duldet, wo der Minister

nicht aufsteht und sagt: „Mit Ihnen gemeinsam bin

ich bereis die Wehrmacht dadurch zu entpolittsieren,

daß ich einen jeden Fall einer Anwendung von

Terror gegenüber irgendeiner anderen Gesinnung

sofort untersuchen werde", geschieht nicht das, was

wir in Wirklichkeit von dem Minister wünschen.

Wir wünschen von dem Minister nicht Phrasen. Wir

wissen, daß wir auf die Arbeit der Wehrmacht in

Fällen von Überschwemmungen usw. stolz sein können.

Auch wir freuen uns der Wehrmacht, aber wir
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wünschen, daß in derselben jeder österreichische Staats¬

bürger, ganz gleich, welcher politischen Gesinnung er

ist, nicht nur das Recht hat, zu dienen, sondern

auch nach seiner Qualifikation aufzusteigen. Das

verhindern Sie, Herr Minister! Das sind unsere

Anklagen gegen das System Vaugoin. Wir werden,

wenn die Dinge so weitergchen, gezwungen sein,

Herr Minister, um Ihnen von Fall zu Fall die

Möglichkeit zu geben, uns zu antworten, Sie niit

dringlichen Anfragen zu überhäufen, damit das Haus

einmal ein Jahr lang sieht, welche Wirtschaft in

Wirklichkeit in diesem Ministerium für Heereswescn

herrscht. (Lebhafter Beifall.)

Sever: Hohes Haus! Ich muß an den Herrn

Bundesminister zwei Anfragen stellen. Der Herr

Bundesminister hat sich nach der Rede des Abg.

Baumgärtl zum Worte gemeldet, und glaubten wir,

daß er nun die Anfragen, die mein Freund Dr. Deutsch

an ihn gestellt hat, beantworten werde. Diese An¬

fragen hätte der Herr Minister, um das Ansehen

des ganzen Heeres zu schützen, unbedingt beantworten

müssen. So aber hat der Herr Minister in seiner

Erwiderung nur ein Lob über die gesamte Wehr¬

macht ausgesprochen und uns erzählt, was sie alles

bei Notständen getan habe — eine Tatsache, die

niemand bestritten hat —, ohne sich auf die Beant¬

wortung der zwei direkt an ihn vom Abg. Dr. Deutsch

gestellten Fragen einznlassen. Ich muß deshalb neuerlich

an den Herrn Minister diese zwei Fragen stellen,

weil ich glaube, daß das ganze Parlament ein

Interesse daran hat, daß diese beantwortet werden.

Wir haben uns im Finanzausschuß mit der An¬

gelegenheit des Wehrmannes Kogoy beschäftigt. Der

Manu hat 17 Maschinengewehre gestohlen; er wurde

verhaftet und zu sechs Monaten Strafe verurteilt. Er

tvurde allerdings vom Herrn Justizminister Dinghofer

begnadigt, da er ja Mitglied der großdeutschen Partei

ist. Dieser Mann dient heute noch in der Wehr¬

macht, obwohl er wegen Diebstahls von Staatsgut

verurteilt würde. Er hat nichts Nebensächliches ge¬

stohlen, es war Staatsgut aus einem Staatsgebäude,

17 Maschinengewehre, die er entwendet hat. Da

glauben wir schon, daß der ganze Nationalrat ein

Interesse daran hat, zu erfahren, ob dieser Mann

noch weiter in der Wehrmacht der Republik ver¬

bleiben soll, oder ob endlich daran gedacht wird,

diesen Menschen abzubauen.

Mein Freund Dr. Deutsch hat noch eine zweite

Anfrage an den Herrn Minister gestellt. Es handelt

sich um den Wehrbundunteroffizier Reiscnbichler, der

sich einer groben Subordinationsverletzung gegenüber

seinem Kommandanten Oberstleutnant Balliff schuldig

gemacht hat. Der Unteroffizier hat den Herrn Oberst¬

leutnant Balliff aus dem Kaserncnhofe vor Mann¬

schaftspersonen gestellt und zugerufen: „Sie haben

mir gar nichts zu kommandieren, ich bin derjenige,

der hier anzuschaffen hat." Wir haben den Herrn

Minister im Finanzausschüsse gefragt, was dem

Manne wegen dieser Subordinationsverlctzung ge¬

schehen wird. Der Wehrbundobmann Unteroffizier

Reisenbichler wurde zur Strafe zum Wachtmeister

ernannt. Herr Abg. Deutsch hat am 7. Februar

an den Herrn Minister für Hcereswesen die Frage

gestellt, ob es richtig sei, daß der Oberstleutnant

infolge dieses Vorkommnisses nach Niederösterreich

transferiert werden soll. Der Herr Bundesminister

hat damals wörtlich geantwortet: „Das ist nicht

richtig, nian hat gar nicht daran gedacht." Ich habe

hier eine Abschrift einer Zuschrift an die Landes¬

regierung in Nicderösterreich, in der es heißt (liest):

„Das Bundesministerium für Heereswesen ersucht

im Sinne des Wehrgesetzes, § 13, (5), um die Zu¬

stimmung für die Einteilung des Oberstleutnants

Friedrich Balliff des Infanterieregiments Nr. Z,

geboren 1886, heimatberechtigt in Wien, zum

Infanterieregiment Nr. 6 in Krems. Die Einteilung

ist zwecks Slandcsausglcichcs erforderlich."

In einer Fußnote dieser Abschrift heißt es dann

noch: „Zur Kenntnis mit dem Aufträge zur be¬

schleunigten Erledigung. 4. November 1927. Der

Bundcsminister Vaugoin."

Der Herr Abg. Deutsch hat hier im Hause den:

Herrn Minister mit Recht den Vorwurf gemacht,

daß er am 7. Februar im Finanzausschuß unrichtig

berichtet habe. Da möchten wir schon bitten, daß

auch auf diese Frage eine der Wahrheit entsprechende

Antwort gegeben wird.

Wenn man von christlichsozialer Seite, wie es

der Herr Abg. Kunschak getan hat, alles, was unter

der Leitung des Heeresministers Vaugoin sich in

den Kasernen und bei der Wehrmacht abspielt, gut

findet, dann ist es notwendig, daß in diesen zwei

Fällen, wo durch das Bundesministerium auf der

einen Seite ein Dieb gehalten wird und auf der

anderen Seite ein Oberstleutnant deshalb, weil er

einen Wehrbündler zum Rapport gestellt hat, der

sich ungebührlich gegen ihn benommen hat, versetzt

werden soll, unsere Anfragen beantwortet werden

müssen, nicht nur in unserem Interesse, sondern im

Interesse des Ansehens der ganze» Heeresverwaltung.

Wir haben nicht alle Klagen, die wir im Ausschuß

vorgebracht haben, heute wiederholt. Wir könnten so

manches, was Herr Abg. Kunschak heute hier vor¬

gebracht hat, dadurch entkräften, daß wir ihm zeigen,

wie es in den Kasernen wirklich zugeht, was sich

alles in den Kasernen abspielt, und wir könnten uns

viele unnötige Reibungen ersparen, wenn nicht eine

Anzahl von Offizieren — nicht alle — glauben

würde, in den Intentionen des Ministers Vaugoin

zu handeln, wenn sie mit aller Macht gegen die

Republik und für die Reaktion arbeiten. (Beifall.)

Bundesminister für Heeres wesen Vaugoin: Die

Herren Abg. Dr. Deutsch und Sever bestehen auf

der Antwort von zwei Anfragen, die aber, wie ich

38. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 35 von 57

www.parlament.gv.at



1208 38. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, IIl. G. P. — 29. Februar 1928.

(Dr. Deutsch: Sie haben ihn ja unterschrieben!)mich erinnere, bereits im Finanz- und Budget-

ausschuß den Gegenstand ausführlicher Erörterungen

gebildet haben. Da handelt es sich einmal uni den

Alpenjäger Kogoy. Herr Dr. Deutsch hat in seiner

Rede gesagt, daß, obwohl der Herr Bundespräsident

dem Mann nicht die Rechtsfolgen »achgesehen hat,

er noch in der Wehrniacht ist und daß ich erklärt

hätte, daß er unverzüglich werde entlassen werden.

Ich möchte da ganz ausdrücklich auf die Verhand-

lungen im Budgetausschuß verweisen, bei denen auch

der Herr Sektionschef Polzer vom Justizministerium

anwesend war. Für das Heeresministerium hat

damals der Herr Sektionschef Dr. Hecht gesprochen,

und er hat dem Herrn Abg. Dr. Eisler gegenüber

ausdrücklich folgendes gesagt: Dem Heeresministerium

bleibt nichts anderes übrig, als den Fall im Dis-

ziplinarweg zu erledigen. Der Herr Sektionschef

Polzer hat gesagt: Das Heeresministerium hat das

Gnadengesuch deshalb nicht zur Stellungnahme

erhalten, weil es kein militärisches Delikt ist. Das

Heeresministerium hat wiederholt uni die Über¬

mittlung der Strafgerichtsakten zur Durchführung

des Disziplinarverfahrens ersucht, konnte sie aber

bisher nicht erhalten, weil die Strafgerichtsakten

wegen der Komplizen Kogoys bisher noch nicht ent¬

behrlich waren. Ich bin, wie Sie ganz genau

wissen und wie auch der Herr Abg. Deutsch weiß,

nicht in der Lage, eine Disziplinaruntersuchung ohne

die Strafgerichtsakten durchzuführen. Das Heeres¬

ministerium bemüht sich ununterbrochen, und zwar

nicht bloß seit der Anfrage im Finanzausschüsse,

sondern auch schon vorher, wie ich aktenmäßig fest¬

gestellt habe, diesen Akt zu bekommen; doch ist es,

da es sich um mehrere Komplizen handelt, bisher

nicht gelungen. Sobald ich die Akten habe, wird

auch das Disziplinarverfahren durchgeführt werden.

Mehr kann ich darüber nicht sagen. (Dr. Deutsch:

Also ein Dieb bleibt jahrelang in der Wehrmacht! —

Forstner: Das ist schon vier Jahre alt! Der

Dieb stirbt aus Altersschwäche, bevor er aus der

Wehrmacht hinausgeworfen wird!) Weil eben das

Gericht nicht expressis verbis die Entlassung aus¬

gesprochen hat. (Zwischenruf des Abg. Dr. Deutsch.)

Das wissen Sie sehr genau, daß dazu vom Gericht

die Entlassung von Heeresangehörigen ausdrücklich

ini Urteil ausgesprochen werden muß. Der Mann

ist verurteilt worden, aber der Gerichtshof hat die

Entlassung nicht ausgesprochen/ (Zwischenruf des

Abg. Dr. Deutsch.)

Was den Fall des Oberstleutnants Balliff betrifft,

habe ich im stenographischen Protokoll nichts hierüber

gefunden. Aber. ich erkläre folgendes: Ich denke

nicht daran, den Oberstleutnant Balliff wegen des

Falles Reisenbichler oder aus einen: anderen Grunde

derzeit aus Wien wegzuversetzen. Wenn ein Akt

wegen Bewilligung zu seiner Einteilung nach Nieder¬

österreich läuft, dann werde ich ihn ausheben lassen.

Mem Gott, ich habe schon mehr als einen Akt

unterschrieben. Ich kann ja nicht den ganzen

Lehmann in: Kopfe haben, das ist unmöglich! Aber

wenn auch ein solcher Akt läuft, so ist es noch

immer kein Beweis dafür, daß ich den Oberst-

leutnant Balliff transferieren werde. Man sichert

sich eben die Einreisebewilligung. Es kommt sehr

häufig vor, daß man dann von der Transferierung

des Betreffenden Abstand nimmt. Davon kann also

keine Rede sein, der diente damals in Wien, wie

das im Ausschuß besprochen wurde, und dient heute

noch in Wien.

Ich glaube, damit diese beiden Anfragen beant¬

wortet zu haben. (Lebhafter Beifall und Hände¬

klatschen.)

Damit ist die Aussprache über den VII. Abschnitt
beendet.

Es wird nun in die Verhandlung des VIII. Ab¬

schnittes eingcgangen, das ist: Kapitel 16, „Finanz-

Verwaltung", Kapitel 17, „Öffentliche Abgaben",

Kapitel 18, „Kassenverwaltung", Kapitel 26 a,

„Zuschüsse an die Postsparkasse", Kapitel 27, Titel 1,

„Tabak", Titel 2, „Salz", Titel 3, „Staatslotterien",

Kapitel 28, Titel 6, „Staatsdruckerei", Kapitel 7,

„Hauptmünzamt".

Spczialberichterstatter Heinl: Hohes Haus! In

der fornralen Darstellung ist gegenüber dem Jahre

1927 insofern eine Änderung eingetreten, als die

bisherigen Ansätze: § 1, „ Finanzbehörden", § 2,

„Technische Finanzkontrolle", § 4, „Finanzämter",

§ 7, „Zollämter", § 8, „Zollwache", und § 9,

„Steueraufsicht", in einem Ansatz (§ 1 neu) zu¬

sammengezogen wurden, um praktisch einen besseren

Überblick über die Gesamtgebarung jeder Finanz¬

landesbehörde zu erlangen. Ferner wurde die Ver¬

gütung an die Städte Wien und Graz für Einhebung

von Bundesabgaben von Kapitel 17, Titel 1, § 3,

auf Kapitel 16, Titel 4 (neu), überstellt.

Im Kapitel 16 kommen demnach unter den Aus¬

gaben der Titel 1 und 2 die Regieerfordernisse des

Bundesministeriums für Finanzen, seiner Unter-

behördcn und Organe, und unter dem neuen Titel 4

die Vergütung an die Städte Wien und Graz für

die Einhebnng von Bundcsabgaben zum Ausdruck.

Dementsprechend sind unter den Einnahmen bei

den Titeln 1 und 2 die Berwaltungseinnahmen

im engeren Sinn und bei Titel 4 die Vergütung

für die Einhebung von Landes(Gemeinde)abgaben

vorgesehen.

Die Ausgaben und Einnahmen sind in der Re¬

gierungsvorlage wie folgt veranschlagt:

Die Ausgaben betrugen, und zwar die persön¬

lichen Ausgaben im Jahre 1928, 40'6 Millionen

Schilling, 1927 37'9 Millionen, also ein Mehr

gegenüber 1927 von 2°7 Millionen Schilling; die
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sachlichen Ausgaben int Jahre 1928 11 5 Mil¬

lionen Schilling, 1927 10'6 Millionen, also ein

Mehr gegenüber 1927 von 0 9 Millionen Schilling.

Die sachlichen Mehrausgaben ergeben sich einer¬

seits durch die gesteigerte Tätigkeit der Unter¬

behörden und Organe, anderseits aus der durch

höhere Veranschlagung der direkten Steuer zwangs¬

läufig resultierenden Erhöhung der Vergütung an

die Städte Wien und Graz für die Einhebung von

Bundesabgaben.

Die Mehreinnahmen sind der Hauptsache nach

auf die höhere Veranschlagung der Vergütung für

die Einhebung von Landes(Gemcinde)abgaben znrück-

zuführen; die restlichen Mehrcinnahtnen stellen Mchr-

cingängc an Verwaltungscinnahmen der Unter¬

behörden und Organe dar.

Ich möchte dabei erwähnen, daß die durch die

letzte Gehaltsgcsetznovelle vorgenommene Erhöhung

der Beamtengehalte in diesen Ziffern noch nicht

enthalten ist und erst beim Finanzgesetz zum Aus¬

druck kommen wird.

Im übrigen verweise ich auf meinen schriftlichen

Bericht und bitte, den Kapiteln 16, 17 und 18

die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen.

Spezialberichtcrstatter Dr. Odehnal: Hohes

Haus! Das Postsparkaffenamt ist mit dem Gesetze

vom 28. Dezember 1926 aus den Bundesbetrieben

ausgeschieden und wird gegenwärtig als ein Amt

mit einem eigenen, vom Bundesvermögen ver¬

schiedenen Vermögen geführt, das mit einer be¬

sonderen Rechtspersönlichkeit ausgestattct ist. Wir
haben daher beim Postsparkasscnamt nicht mehr die

ganzen Ansätze der Einnahmen und Ausgaben zu

genehmigen, sondern nur jenen Zuschuß, der er¬

forderlich ist, damit das Postsparkassenamt seine

Tätigkeit auszuüben in der Lage ist. Ein solcher

Zuschuß wird in der Höhe von 5 5 Millionen

Schilling für das heurige Jahr eingesetzt.

Der Betriebsabgang des Postsparkassenamtes findet

seine natürliche Erkläritng in den seinerzeitigen Ver¬

lusten der Postsparkasse. Aus dein Gesichtspunkt der

Haftung des Bundes ist übrigens mit dem Bundes¬

gesetz vom 17. Jänner 1928 ein Nachtragskredit

für das Jahr 1927 von 53 Millionen Schilling

bewilligt worden, wodurch die Verlustziffer um diesen

Betrag vermindert wurde.

Rach dem Geldvoranschlag sind die Betriebs¬

ausgaben mit 21,852.000 8, die Einnahmen mit

16,418.000 8 festgclegt, so daß ein kassamäßiger

Betriebsabgang von 5,434.000 8 sich ergibt, der

durch einen Jnvestitionsaufwand von 200.000 8

auf einen kassamäßigcn Nettoabgang von 5,634.0008

erhöht wird. Dadurch erscheint der als Bundes¬

zuschuß im Kapitel 26 a eingesetzte Betrag von

5'5 Millionen Schilling gerechtfertigt.

. Namens des Finanz- und Budgetausschusses stelle

ich den Antrag, der Nationalrat wolle dem Ka¬

pitel 26 a, „Zuschuß an die Postsparkasse", die

verfassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Ich habe weiters zu berichten über Kapitel 28,

Titel 6, „Staatsdruckerei". Die Betriebsausgaben

dieses Instituts werden mit 9'2 Millionen Schilling,

die Betriebseinnahmen gleichfalls mit 9 2 Millionen

Schilling ausgewiesen, so daß sich ein kassamäßiger

Betriebsüberschuß von 43.100 8 ergibt, der zum

Teil für die Investitionen, die einen Betrag von

63.600 8 ausmachcn, verwendet wird. Es ergibt

sich daher die Notwendigkeit, einen Nettoznschuß von

20.500 8 für die Staatsdruckerei zu bewilligen.

Bezüglich des Aufwandes der Staatsdruckerei

wäre zu erwähnen, daß dort 154 pragmatisiertc

Angestellte, 1 Vertragsangestellter (der Chefarzt)

und 850 Arbeiter in Verwendung stehen.

Zum Pensioitsauflvand möchte ich bemerken, daß

derselbe 2'1 Millionen Schilling beträgt, wovon

0'6 Millionen Schilling den allgemeinen Pensions-

ctat und der Rest von 1°5 Millionen Schilling die

Betriebsausgaben der Staatsdruckerei sebst belasten.

Namens des Finanz- und Budgetausschusses habe

ich den Antrag zu stellen (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

Dem Kapitel 28, Titel 6, „Staatsdruckerei", des

Bundesvoranschlages für 1928 wird die verfassungs¬

mäßige Zustimmung erteilt "

Spezialberichterstatter Heitzmger: Beim Ka¬

pitel 27, Titel 1, „Tabak", sind die Einnahmen

für das Jahr 1928 mit 326°5 Millionen Schilling

präliminiert, gegenüber 312°8 Millionen int Vor¬

jahr, was eine Mchreinnahme von 13°7 Millionen

Schilling bedeutet.

Die Ausgaben bettagen 150'1 Millionen Schilling

gegenüber 145'4 Millionen Schilling im Jahre 1927,

also 4°7 Millionen Schilling mehr.

Die Geldnettoabsuhr an den Bund ist veranschlagt

mit 176'4 Millionen Schilling gegenüber 167'4

Millionen tut Vorjahr, also um 9 Millionen mehr.

Im übrigen möchte ich auf den gedruckten Be¬

richt und auf die ausgedehnte Wechselrede im

Finanz- und Budgetausschuß verweisen. Ich stelle

naniens des Finanz- und Budgetausschusses den

Antrag, das hohe Häus wolle dem Kapitel 27,

Titel 1, „Tabak", des Bundesvoranschlages für

1928 die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Spezialberichterstatter Markschläger: Hohes

Haus! Die österreichischen Salinen haben im abge¬

laufenen Jahr zweifellos auf dem Gebiete der Siche¬

rung der Betriebe und der Modernisierung und

Ausgestaltung Erfolge aufzuweisen. Es ist eine Reihe

von Nebenbettieben eingerichtet worden, so die Bade-

salzerzeugung in Bad Ischl, die elektrochemische

Fabrik in Hallein, welche dann den Solvaywerken

übergeben wurde, und die Blnmcnkonservierung in

Hallstatt.
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Die finanzielle Gebarung der österreichischen

Salinen zeigt eine ansteigende Linie. Die Ansätze

der Regierungsvorlage mußten gerade wegen der

Änderungen bezüglich der elektrochemischen Anlage

in Hallein sowie wegen der Auswirkung der II. Ge¬

haltsgesetznovelle eine Änderung erfahren. Die Be¬

triebsausgaben betragen 15,872.000 8, die Be¬

triebseinnahmen 29,206.000 8, so daß sich ein kassa¬

müßiger Betriebsüberschuß von 13,334.000 8 ergibt.

Die Investitionen betragen 1,000.000 8. Die Netto¬

abfuhr beträgt mithin 12,334.000 8.

Ich habe die Ehre, namens des Finanz- und

Budgetausschusses den Antrag zu stellen, das hohe

Haus wolle dem Kapitel 27, Titel 2, „Salz", des

Bundesvoranschlages für 1928 in der Fassung des

Ausschusses die verfassungsniäßige Zustimniung er¬

teilen.

Zum Kapitel 28, Titel 7, „Hauptmünzamt",

möchte ich kurz berichten, daß die Betriebsführung

des Hauptmünzamtes eine wesentliche Befruchtung

dadurch erfahren hat, daß der in Prägung befind¬

liche Maria Theresientaler in noch immer erhöhter

Auflage geprägt wird und daß insbesondere die

Prägung der Goldmünzen die Erwartungen bezüg¬

lich der Erzeugung weit übertroffen hat.

Die Budgetziffern für das Jahr 1928 halten sich

im allgemeinen im Rahmen der Budgetziffern für

das Jahr 1927. Im übrigen verweise ich auf den

gedruckten Bericht und stelle namens des Finanz-

und Budgetausschusses den Antrag (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

Dem Kapitel 28, Titel 7, „Hauptmünzamt",

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1928 wird

die verfassungsniäßige Zustimmung erteilt."

Spezialberichterstattcr Partik: Hohes Haus! In

Kapitel 27, Titel 3, „Staatslottericn", betragen

nach dem Voranschläge für das Jahr 1928 die

Betriebseinnahmen insgesanit 43,871.930 8, wäh¬

rend die Betriebsausgaben mit zusammen 33,739.8708

eingestellt sind, so daß sich ein kassamäßiger Be¬

triebsüberschuß von 10,132.060 8 ergibt. Außerdem

werfen das Zahlenlotto und die Staatswohltätig¬

keitslotterien der Finanzverwaltung an Gewinstgebühr

2.124.000 8 ab; der Gesamterfolg des Monopol-

betriebes der Staatslotterien stellt sich sonach auf

12,256.060 8.

Der Personalaufwand ist mit rund 623.000 8

beziffert, und zwar sind für Aktivitätsbezüge

273.000 8 und für Ruhe- und Versorgungsgenüsse

die zur Gänze vom Monopolbetrieb getragen werden,

350.000 8 eingestellt. Der Umstand, daß der Pen¬

sionsaufwand um zirka 77.000 8 mehr beträgt als

jener für aktive Beamte, findet seine Erklärung darin,

daß die Staatslotterien für 107 Pensivnsparteien

aufzukommen haben, wogegen die Anzahl der aktiven

Bundesangestellten nur 55 beträgt.

Der Finanz- und Bndgetausschuß hat den Titel

„Staatslotterien" des Bundesvoranschlages für 1928

unverändert angenommen und stellt sohin den An¬

trag (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

Dem Kapitel 27, Titel 3, „Staatslotterien",

des Bundesvoranschlages für 1928 wird die ver¬

fassungsmäßige Zustimmung erteilt." (Während vor¬

stehender Rede hat Präsident Eldersch den Vor¬

sitz übernommen.)

Schiegl: Hohes Haus! Im Laufe der Beratungen

des Bundesvoranschlages wurde inr Finanz- und

Budgetausschuß die Forderung nach Steuererleichte¬

rungen erhoben. Es wurde besonders von den Ver¬

tretern der Industrie und von den Vertretern der

Landwirtschaft darauf hingewiesen, daß bei uns in

Österreich bereits eine Übersteuerung eingetreten sei.

Es war insbesondere der Herr Äbg. Streeruwitz,

der im Namen der Industrie erklärte, daß die direkten

Steuern, wie sie gegenwärtig vom Bunde einge¬

hoben werden, dirett ruinös seien, und daß daher

eine Änderung eintreten müsse. Er hat dann gemeint,

daß anderseits die Verbrauchsabgaben vergleichs¬

weise in ihren Ansätzen viel zu niedrig seien, und

daß sehr leicht eine Änderung in den direkten

Steuern eintreten und man sich dadurch regressieren

könnte, daß die Verbrauchsabgaben erhöht werden.

Der Herr Abg. Streeruwitz hat auch eine neue

Finanztheorie ausgestellt. Er hat die Theorie aus¬

gestellt, daß eigentlich alle Steuern überwälzbar

sind, und hat zuni Ausdruck gebracht, daß es eigent¬

lich ganz einerlei sei, ob direkte oder indirekte

Steuern cingehoben werden, weil alle Steuern und

Abgaben überwälzbar sind, und schließlich und end¬

lich wieder die Wirtschaft treffen. Entweder ist die

erste Ausführung unrichtig oder die zweite. Denn

wenn der Herr Abg. Streeruwitz einerseits behauptet

hat, daß die indirekten Steuern erhöht, die direkten

Steuern ermäßigt werden sollen, um die Industrie

zu entlasten, und er dann wieder erklärt hat, daß

es einerlei sei, ob direkte oder indirekte Steuern

cingehoben werden, weil die Wirtschaft die ganzen

Lasten übernehmen muß, so liegt darin ein innerer

Widerspruch. -

Es ist aber auch natürlich ganz falsch, denn wir

wissen ganz genau, daß, wenn diejenigen Stenern

und Abgaben, die bereits überwälzt sind, ermäßigt

würden, das eigentlich ein Geschenk an diejenigen

wäre, die bisher die Steuern entrichten mußten.

Es wurde daher schon seinerzeit im alten Parla¬

ment zur Zeit der Monarchie, wo die Hauszins¬

steuer eine der drückendsten Steuern war, abgelehnt,

die Hauszinssteuer zu erniäßigen, weil, wenn eine

Ermäßigung der Hauszinssteuer eingetreten wäre,

diese Ermäßigung nicht den einzelnen Mietern zu-,

gute gekommen wäre, sondern die Hausherren einen
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größeren Gewinn aus ihren Häusern gezogen hätten.

Eine Steuer, die überwälzt ist, herabzusetzen, wäre

direkt unsinnig, und aus diesen Gründen wurde das

nicht durchgeführt.

Wir sehen auf der anderen Seite, daß auch ein

Widerspruch — und zwar von seiten der Landwirte —

gegen die Warenumsatzsteuer erhoben wurde. Die

Landwirte haben sich entschieden dagegen gewendet,

daß die Warenumsatzsteuer in der bisherigen Höhe,

und zwar nach bestimmten Gruppen abgestuft, auf

die Landwirtschaft überwälzt werden soll, und sie

haben Erleichterungen hinsichtlich der Warenumsatz¬

steuer verlangt. Ein Vertreter des Landbundes hat

sogar in der Generaldebatte zum Ausdruck gebracht,

daß der Landbund, wenn seinen Forderungen nach

einer Änderung in dieser Steuer nicht Rechnung

getragen würde, gegen den Bundesvoranschlag

stinimen werde. Wir werden ja sehen, ob, nachdem

nach dieser Richtung hin von der Regierung keine

Zusagen gemacht wurden, die Mitglieder des Land¬

bundes nunmehr gegen den Bundesvoranschlag

stimmen werden oder nicht.

Es wurde auch eine bittere Klage gegen die Für¬

sorgeabgabe erhoben, und es wurde von den Rednern

im Ausschuß ausgeführt, daß das eine drückende

Abgabe sei, eine Lohnsteuer, die von der Wirtschaft

sehr schwer ertragen werden könne, und daß diese

Lohnabgabe auch eine ungerechte Abgabe sei, weil

sie ungleichmäßig die einzelnen Unternehmungen

treffe. Es muß ja zugegeben werden, daß hier eine

gewisse Ungerechtigkeit vorhanden ist. Es ist begreif¬

lich, daß, da bei der Urproduktion der Lohn eine

größere Rolle spielt als bei der Finalindustrie, wo

die Lohnqnote eine verhältnismäßig geringere ist,

die Auswirkung der Steuer eine ungleichmäßige ist.

Aber cs wurde auch von denjenigen Herren, die sich

gegen die Fürsorgeabgabc gewendet haben, anerkannt,

daß im Falle der Beseitigung der Fürsorgeabgabe

an ihre Stelle eine .andere Abgabe treten müßte,

die vielleicht gegenüber den einzelnen Unternehmungen

gerechter erscheint als die Fürsorgeabgabe, da für

die Einnahincn, die den Ländern durch die Beseiti¬

gung der Fürsorgeabgabe entgehen würden, ein Er¬

satz geschaffen werden müßte.

Es hat sich aber auch gezeigt, daß der Herr

Generalberichterstatter so ziemlich in die gleiche Kerbe

geschlagen hat wie der Herr Abg. Streeruwitz. Ich

habe bereits früher erwähnt, daß der Herr Abg.

Streeruwitz der Meinung Ausdruck gegeben hat, die

direkten Abgaben, die sogenannten Bcsitzsteuern,

sollten ermäßigt, hingegen könnten die Vcrhrauchs-

abgaben erhöht werden. Der Herr Generalbericht¬

erstatter Heinl hat hier, als er in der General¬

debatte das Referat erstattete, darauf hingewiescn,

daß die Steuern, wie sie nun in dem neuen Vor¬

anschlag zum Ausdruck kommen —- er hat ja jene

Änderungen angeführt, die im Finanz- und Budget¬

ausschuß vorgenommen wurden — sehr drückend

seien, und er hat dann erklärt, daß, wenn wir die

Einkommensteuern den Verbrauchsabgaben gegen¬

überstellen, zu ersehen ist, daß die Einkomniensteuer

eine sehr drückende Steuer sei, während auf der

andern Seite die Verbrauchsabgaben eine Erhöhung

noch leicht vertragen würden. Er hat dann den Satz

ausgesprochen, daß nunmehr „vom Staate der Privat¬

wirtschaft gegeben werde, was ihr gehört, wie die

Privatwirtschaft dem Staate gegeben habe, was ihm

gehört". Dieser Satz ist natürlich sehr dunkel, und

wenn wir ihn in das richtige Licht setzen, so würde

das bedeuten, daß bisher schon genug Steuern und

Abgaben entrichtet wurden, daß beim Bund eine

Übersteuerung vorhanden ist und nunmehr eine Än¬

derung eintreten soll. Das „Neue Wiener Tagblatt"

hat diesen ganz unverständlichen Satz für sehr tief¬

sinnig erklärt und gemeint, daß man sich diesen Satz

in das Gedächtnis tief einprägen muffe. Wieder in

das richtige Deutsch übersetzt bedeutet das nichts

anderes, als daß eine Übersteuerung eingetreten sei,

daß der Bund zuviel Einnahmen habe, daß die

Staatsbürger viel zuviel besteuert werden und daß

der Bund Mittel auf Mittel anhäufe, die er gar

nicht benötige.

Es war dann noch weiter interessant, daß der

Herr Abg. Födermayr. im Finanz- und Budgetaus¬

schuß auch davon gesprochen hat, daß bereits eine
Übersteuerung eingetreten sei, wobei er die einzelnen

Steuergattungen anführte, die die Landwirtschaft be¬

sonders bedrücken, daß er meinte, daß nunmehr

Steuererleichterungen auf der ganzen Linie durch¬

geführt werden müssen, daß er aber dann sofort die

Forderung aufstellte, daß endlich einmal die Klein¬

rentnerfrage erledigt werden und daß der Bund die

entsprechenden Mittel zur Verfügung stellen müsse,

damit diese Angelegenheit endlich vorwärtskomnie.

Sie sehen, daß diese Forderungen sehr verschiedener

Natur sind. Aus der einen Seite wird erklärt, nach¬

dem eine Übersteuerung eingetreten sei, müssen die

Steuern herabgesetzt werden, und wenn diese dann

ennäßigt sein werden, dann solle der Bund noch

eine Separatausgabe leisten, das heißt, er solle

endlich an die Kleinrentnerfrage herantreten.

Die Herren, die sich so sehr darüber beklagt haben,

daß eine Übersteuerung eingetreten ist, haben aber

vergessen, wodurch wir in diese schlimme Situation

geraten sind. Diese Situation ist deshalb eingetreten,

weil bedeutende Mittel vom Bunde direkt verschleu¬

dert wurden. Ich erinnere nur an die Centralbank¬

affäre und an die Verluste bei der Postsparkasse, bei

denen ein paar hundert Millionen Schilling ver¬

pulvert wurden, die nun den Bund belasten und die

der andern Seite es auch wieder notwendig machen,

daß neue Steuern cingeholt werden müssen, denn ich

erinnere daran, daß zur Deckung der Verluste bei
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der Centralbank Obligationen ausgegeben wurden,

daß der Bund vorläufig das Geld hergeben mußte

und daß er, um diese Obligationen bei den Banken

unterzubringen, den Banken hinsichtlich der Renten¬

steuer eine Konzession machen mußte, wodurch die

Einnahmen aus der Rentensteuer um 5 Millionen

jährlich sinken, welche 5 Millionen deshalb aufge¬

wendet werden niußten, um die Banken dafür, daß

sie die Obligationen übernehnien, wieder schadlos zu

halten. Bei der Postsparkasse handelt es sich, da

eine Haftung des Bundes besteht, darum, daß diese

Mittel überhaupt aus Bundesmitteln herbeigeschafft

werden müssen, und es ist ja schon ein Betrag von

53*3 Millionen Schilling zurückgeflossen, die durch

ein Spezialgesetz beschlossen und der Postsparkasse

übergeben wurden, während alle anderen Beträge

noch fehlen. Es handelte sich zuerst um einen

Betrag von 100 Millionen Schilling, später sagte

man von höchstens 115 Millionen Schilling, und

schließlich mußte eingestanden werden, daß es sich

um einen Betrag von 125 Millionen Schilling

handle. Würden wir diese unnützen Ausgaben nicht

gehabt haben, dann könnten wir natürlich viel leichter

über den Eintritt von Steuererleichterungen reden,

denn heute handelt es sich darum, daß dem Bunde

die entsprechenden Mittel nicht zur Verfügung stehen,

um das Defizit bei der Postsparkasse zu decken. Es

wird erst im Lause der Jahre möglich sein, das

Defizit zu beseitigen, und alle jene Mittel, die

jetzt dafür aufgewendet werden niußten und in Zu¬

kunft noch aufgewendct werden müssen, hätten für

Investitionen verwendet werden können, so daß wir

beim Auftauchen von Schwierigkeiten hinsichtlich der

Jnvestitionsanleihe wenigstens in der ersten Zeit über

diese Schwierigkeiten hätten hinwegkommen und die

Investitionen aus den laufenden Mitteln hätten

durchführen können. Der Herr Finanzminister hat ja

im Finanz- und Budgetausschuß ausdrücklich erklärt,

daß aus den laufenden Mitteln Beträge vorläufig

zur Verfügung gestellt werden mußten, um das ganze

Jnvestitionsprogramni, das zwar nicht in einem Gesetze

niedergelegt ist, durchführen und die verschiedenen

Aufwendungen bei den Bundesbahnen usw. machen
zu können.

Wenn wir uns nun die einzelnen Beträge an-

sehen, die der Bund an direkten und indirekten

Steuern vereinnahmt, so kann man ganz deutlich

sehen, daß mit allen jenen Beschwerden der Ver¬

treter der bürgerlichen Parteien im Finanz- und

Budgetausschuß und auch teilweise hier im Hause

bei den verschiedenen Kapiteln, die zur Verhand¬

lung gestanden sind, kein so großes Geschrei gemacht

werden kann, denn alle jene Änderungen, die im

Finanz- und Budgetausschuß über Antrag des Herrn

Generalberichterstatters Heinl durchgeführt wurden,

beweisen uns, daß nunmehr der Bundesvoranschlag

für 1928 nicht sozialer geworden, sondern noch

unsozialer gestaltet ist, als es der erste Voranschlag

der Regierung war. Die direkten Steuern sind nun

mit 292 Millionen Schilling veranschlagt, sie waren

für das Jahr 1927 mit 261 Millionen Schilling

veranschlagt. Hier ist durch Beschluß des Finanz-

und Budgetausschusses eine Änderung nicht ein¬

getreten. Der Anteil an den gesaniten Einnahmen

an öffentlichen Abgaben beträgt 25°58 Prozent,

und wenn wir die Kopfbelastung berücksichtigen, so

ergibt sich ein Betrag von 43 8 58 g. Die Waren-

unisatzsteuer war für das Jahr 1927 mit 212 Mil¬

lionen Schilling veranschlagt und ist nun mit

215 Millionen Schilling veranschlagt, das sind

18°82 Prozent, die Kopfquote beträgt 32 8 7 g.

Die Zölle wurden im Jahre 1927 mit 206 Mil¬

lionen Schilling veranschlagt, im Bundesvoranschlag

mit 215 Millionen, und sie wurden nachträglich

über Antrag des Generalberichterstatters Heinl auf

227 Millionen Schilling erhöht. Der Anteil ist

19'84 Prozent und die Kopfquote beträgt 33 8 86 g.

Bei den Monopolen war im Jahre 1927 ein

Betrag von 196 Millionen Schilling als Erfolg

veranschlagt. Für 1928 waren 205 Millionen ver¬

anschlagt, und schließlich wurden über Antrag des

Generalberichterstatters Heinl 207'6 Millionen in

den Bundesvoranschlag ausgenommen. Der Anteil

beträgt hier 18°16 Prozent und die Kopfquotc

30 8 98 g. Ich will hier hervorheben, daß eine

Differenz zwischen meinen Ziffern und jenen Ziffern

besteht, die der Herr Generalberichterstatter hier

unterbreitet hat, weil der Herr Generalbericht¬

erstatter die Bruttoeinnahnien nnd Brnttoausgaben

mitgeteilt hat, wobei sich für die Bruttoeinnahmen

ein Betrag von mehr als 400 Millionen Schilling

ergibt. Wenn wir aber die Verhältnisse richtig und

gerecht beurteilen wollen, können wir nur den

Bctricbserfolg berücksichtigen, das heißt die faktischen

Einnahme», die aus den Monopolen resultieren,

nicht aber die Bruttoeinnahmen, von denen natürlich

auch die Bruttoausgaben abzuziehen sind. Die Ver¬

brauchsabgaben wurden im Jahre 1927 mit

83*6 Millionen veranschlagt; 1928 sind sie mit

85°7 Millionen veranschlagt nnd im Ausschüsse

unverändert geblieben. Der Anteil beträgt 7'48 Pro¬

zent und die Kopfquote 12 8 75 g. Die Gebühren

ohne Warenumsatzsteuer wurden im Jahre 1927

mit 97 Millionen veranschlagt, für das Jahr 1928

mit 104 Millionen. Schließlich wurden über Antrag

des Berichterstatters 112°5 Millionen Schilling ver¬

anschlagt. Der Anteil beträgt hier 9*85 Prozent

und die Kopfquote 16 8 79 g. Alle anderen

indirekten Abgaben sind mit 3°1 Millionen ver¬

anschlagt; der Anteil ist 0°27 Prozent und die Kopf¬

quotc 48 g.

Wenn wir nun berücksichtigen, daß die direkten

Steuern eine Kopfquote von 43 8 58 g ergeben,

so weisen die indirekten Abgaben eine Kopfquote
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von 126 S 95 g auf. Es ergibt sich auch hier

natürlich der gleiche Anteil wie auf der anderen

Seite, wo wir den Vergleich bei den einzelnen

Steuergattungen anstellen, indem etwas mehr als

25 Prozent auf die direkten Steuern und etwas

mehr als 74 Prozent auf die indirekten Abgaben

kommen. Die Gesamtbelastung pro Kopf beträgt

170 8 53 g.

Und nun ist es ganz interessant, daß, wenn wir

die direkten Steuern einer genaueren Untersuchung

unterwerfen, festgestellt werden muß, daß auch dort,

Ivo es sich um direkte Abgaben, um sogenannte

Besitzstkucrn, handelt, der Anteil der Arbeiterschaft

und der Angestelltenschaft ein verhältnismäßig sehr

großer ist. Es wurden im Voranschlag für das

Jahr 1928 an Einnahmen veranschlagt: 90 Mil¬

lionen von Selbstzahlern, das sind 61/2 Prozent

der gesamten Einnahmen; 42/5 Millionen aus Lohn-

nnd Dienstcinkommen, das sind 28*9 Prozent der

Einnahmen, 14°5 Millionen als Abzugssteuer von

den Bundesangestellten, das sind 9°9 Prozent der

gefaulten Einnahmen. Das bedeutet, daß von den

Selbständigen 61'2 Prozent aufgebracht werden,

während aus den Lohn- und Diensteinkommen

38*8 Prozent an Einkommensteuer ausgebracht

werden, das heißt, in runden Ziffern ausgedrückt,

zwei Fünftel der Einkommensteuer trägt die Arbeiter¬

und Angestelltenschaft, während drei Fünftel der

Einkommensteuer aus die Selbständigen entfallen.

Wir haben schon öfters darauf hingewiesen, daß,

wenn von Steuererleichterungen gesprochen wird,

ans diese Ungerechtigkeit, die heute darin besteht,

daß einen verhältnismäßig zu großen Anteil an der

Einkommensteuer der Arbeiter und Angestellte trägt,

Rücksicht genommen werden müßte. Es ist ja noch

später davon zu sprechen, wie die Veranlagung der

direkten Steuern erfolgt. Ich will darauf Hinweisen,

daß diese Entwicklung nicht erst in der jetzigen Zeit

begonnen hat, sondern schon auf frühere Zeiten

zurückreicht. Ich erinnere mich, daß vor dem Kriege,

als eine Änderung des Personalsteuergesetzes durch¬

geführt wurde, der ehemalige Hofrat Gottlieb-Bill-

roth ini „Volkswirt" einen Artikel geschrieben hat,

worin er auscinandergesetzt hat, daß eine ganz

unnatürliche Entwicklung der Einkommensteuer erfolgt

ist. Er hat auf Grund der amtlichen Ziffern nach¬

gewiesen, daß die Grundlage, das heißt das Ein¬

kommen in den einzelnen Gesellschaftsschichten ver¬

hältnismäßig ungleich ist. So hat er nachgewiesen,

daß das Einkommen ans Grund und Boden zurück¬

gegangen ist, daß das Einkommen aus Kapital

zurückgegangen ist, daß bei den Unternehmungen

eine kleine Steigerung eingetreten ist, daß aber bei

den Diensteinkommen eine bedeutende, ganz unnatür¬

liche Steigerung eingetreten ist und daß diese ganze

Steuerentwicklung gezeigt hat, daß es sich darum

handeln nmß, daß die unrichtige Fatierung seitens

der besitzenden Klassen keine geeignete Grundlage

für die Steuerbemessung bilden könne. Es ist zu

jener Zeit der große Kampf darüber geführt worden,

ob die Bucheinsicht durchgeführt werden soll oder

nicht, wir haben das damals im Parlament nicht

durchgesetzt, aber schließlich ist während des Krieges,

wenn ich mich nicht täusche, im März 1916,

durch eine kaiserliche Verordnung die Bucheinsicht

verfügt worden, wodurch es möglich sein sollte, die

genauen Verhältnisse in den einzelnen Betrieben zu

erforschen. Daß die Einkommensteuer die Arbeiter

und Angestellten verhältnismäßig niehr belastet als

die besitzenden Klassen, geht auch schon aus dem

Umstande hervor, daß das steuerfreie Minimuni

gegenüber der Vorkriegszeit ein viel zu geringes

ist. Das steuerfreie Minimum hat vor dem Kriege

1600 Goldkronen betragen, und heute haben wir

ein steuerfreies Minimum von 1400 8, das heißt,

daß der Betrag, der früher steuerfrei war, nur mehr

60*67 Prozent gegenüber der Vorkriegszeit beträgt,

und wenn wir eine Valorisierung des steuerfreien

Minimums durchführen würden, nmßte der Betrag

von 2304 8 im Gesetze angesetzt werden.

Wenn die Regierung Steuererleichterungen durch¬

führen will, so ist es selbstverständlich, daß dann

auch das steuerfreie Minimum erhöht werden müßte

und daß dann ein großer Teil der Arbeiter und

Angestellten, die heute Einkommensteuer bezahlen,

dadurch indirekt von dieser Steuer befreit würden.

Daß ich die Verhältnisse hinsichtlich der Ein¬

kommensteuer, die ich jetzt auf Grund des Bundes-

voranschlages geschildert habe, richtig dargestellt

habe, geht auch aus den vom Finanzministerium

veröffentlichten amtlichen Statistiken hervor. Das

Finanzministerium hat zwei Statistiken, und zwar

über die Einkommensteuer für das Jahr 1923 und

für das Jahr 1924, auf Grund der Ergebnisse

veröffentlicht. In beiden Jahren wurde festgestellt,

daß das Gesamteinkommen in Österreich rund

5 Milliarden beträgt. Davon entfallen auf Lohn-

und Dienstbezüge 57 Prozent, auf selbständige

Unternehmer 27, auf den Grundbesitz 11 und auf

den Hausbesitz 5 Prozent, das heißt, daß die Lohn-

summen, die ja die Grundlage für die Einkommen¬

steuer bilden, 57 Prozent des Einkommens der

Gesamtbevölkerung ausmachen, während alle Selb¬

ständigen inklusive Grund- und Hausbesitz nur mit

43 Prozent am Volkseinkommen beteiligt sind. Es

ist ganz unglaublich, daß ein solches Steuerergebnis

den tatsächlichen Verhältnissen entspricht.

Wenn man dann die einzelnen Länder hinsichtlich

der Einkommensteuer vergleicht, muß man feststellen,

daß hier eine vollständige Ungleichheit besteht, da

die durchschnittliche Stenerbelastung in Wien 134,

in Steiermark 35, im Burgenland 33 8 pro Kopf

beträgt. Wenn man nur diese drei Länder heraus¬

greift, sieht man schon, daß das ganz unmögliche
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Ziffern sind. Denn wenn zwischen dem Burgenlande,

einem armen Lande, in dem keine Industrie vor¬

handen ist, und Steiermark, das eine starke und

große Industrie aufzuweisen hat, nur eine so geringe

Differenz zu verzeichnen ist, während anderseits

zwischen Wien und Steiermark eine so große Dif¬

ferenz besteht, so kann das nur darauf zurückzu¬

führen sein, daß entweder in Steiermark von den

Steuerbehörden nicht so scharf zugegriffcn wird, wie

es auf Grund des Gesetzes notwendig wäre, oder

in Wien schärfer zugegriffen wird. Nur darin könnte

eine Erklärung für so gewaltige Unterschiede gefunden

werden, und es ist das auch wahrscheinlich der Fall.

Es wurden ja auch in Wien Klagen darüber

erhoben, daß die Steuermandate nicht gleich gehand-

habt werden.

Ich erinnere mich daran, daß seinerzeit, als wir

im Finanz- und Budgetausschusse über die Steuer¬

mandate verhandelten, auch seitens der bürgerlichen

Parteien Bedenken gegen diese Mandate erhoben

wurden. Man hat aber dann gemeint, daß es, wenn

die Steuermandatc eingeführt werden, möglich sein

werde, im Wege der Auseinandersetzung zwischen

Steuerträgern und Steuerbehörden festzustellen, was

eigentlich an Steuer eingehoben werden soll. Auf

der anderen Seite hat die Regierung wieder be¬

fürchtet, daß hier in einzelnen Steuerbezirken oder

in ganzen Ländern vielleicht schärfer zugegriffen

wird, in anderen weniger scharf, und es wurde

daher eine Bestininiung in das Gesetz aufgenonnncn,

wonach die Regierung berechtigt ist, in einzelnen

Steuerbezirken oder in einzelnen Ländern eine Über¬

prüfung der Steucrmandate durch das Finanz¬

ministerium durchzuführen,' wenn man der Meinung

ist, daß dort bei den Steuermandaten vielleicht zu

geringe Beträge angenommen wurden. Es war das

eine Bestimmung, die ja teilweise begründet ist,

damit nicht vielleicht ein zu inniges Verhältnis

zwischen Steuerbehörde und Steuerträger eintritt

und durch gewisse persönliche Einflüsterungen usw.

Steuererleichterungen durchgeführt werden, indem die

Steuermandate von Haus aus sehr gering angesetzt

werden; dagegen wird ja niemand berufen. Ander¬

seits wollte sich die Regierung gegen mutwillige

Rekurse schützen, und es wurde eine Bestimmung

ausgenommen, die wir schon seinerzeit stark be¬

kämpften und auch heute noch für ungerecht halten,

daß nämlich derjenige, der eine Berufung gegen

ein Steuermandat einbringt, wenn dann die Steuer

nicht ermäßigt wird, strafweise eine lOprozentige

Steuererhöhung auf sich nehmen muß. Dadurch

wollte man verhindern, daß überhaupt Berufungen

gegen die Steuermandate erfolgen.

Es wurde schon im Finanz- und Budgetausschuß

festgestellt, daß hier vieles zu bemängeln ist, und

es wurde nicht nur von unserer Seite, sondern auch

von Herren der Mehrheitsparteien nachgewiesen, daß

hier gewisse Übergriffe eingerissen sind, daß Mandate

erflossen sind, die auf so hohe Beträge lauteten,

daß der Betreffende im ganzen Jahre nicht so viel

Einkommen hatte, als er an Steuer hätte entrichten

müssen. Dagegen wurde eingeschritten, und es wurde

Remedur geschaffen, die Verhältnisse haben sich nach

dieser Richtung geändert. Trotzdem muß es auffallend

erscheinen, daß solche Differenzen vorhanden sind,

und es müßte nach denr Rechten gesehen werden.

Nun scheint man aber genau das Gegenteil von

dem zu wollen, was eigentlich gemacht werden sollte.

Durch die sogenannte Steucrvereinfachung erfolgt,

wohl in jenen Fällen, wo es sich um Einzelpersonen

handelt, die einen Betrieb führen, nunmehr die

Veranlagung der Erwerbs- und Einkommensteuer

unter einem. Es wird ein Bekenntnis abgelegt, und

die Erwerb- und Einkommensteuer wird aus Grund

dieses Bekenntnisses vorgeschrieben, während früher

zwei Fatierungen notwendig waren. Nun will die

Regierung eine Vereinfachung des Verfahrens

herbeiführen, indeni eine Pauschalierung bei der

Erwerb- und Einkommensteuer Platz greift. Die

Regierung hat erklärt, daß das im Gesetz nicht ver¬

boten sei. Es sollen nur Richtlinien festgelegt

werden, nach welchen Merkmalen die Höhe der

Steuer festgesetzt werden soll.

Ich meine, daß auch das ungesetzlich ist. Seiner¬

zeit wurde die Erwcrbstcncr nach besonderen Merk¬

malen des Betriebes festgesetzt. Diese Merkmale

wurden nunmehr aus dem neuen Gesetze beseitigt,

und es wurde aus der Erwerbsteuer eine reine

Ertragsteuer gemacht. Wenn es sich um eine Ertrag¬

steuer handelt, können nicht die besonderen Merk-

male des Betriebes maßgebend sein, sondern nur

der faktische Ertrag, und da kann man dann nicht

von besonderen Merkmalen sprechen. Ich habe

bereits im Finanz- und Budgetausschusse dagegen

Einsprache erhoben, daß die Regierung diesen Weg

beschreiten will. Der Herr Bundesminister für Finanzen

hat zwar gemeint, daß die Sache durch das Gesetz

gedeckt sei, es sei nicht verboten.

Trotzdem meine ich aber, daß diese bequeme

Praxis, die sich nach dem Vorbild der Waren¬

umsatzsteuer, die aus Grund der Verordnung des

Außerordentlichen Kabinettsrates eingeführt wurde,

eingebürgert hat, unzulässig ist. Die Warenumsatz¬

steuer ist so gestaltet, daß die Regierung eigentlich

machen kann, was sie will. Wir haben sehr oft

Einspruch dagegen erhoben, daß im Wege der soge¬

nannten Abfindungen und Pauschalierungen die

Stenern erhöht und ermäßigt werden, je nachdem die

betreffenden Kreise von der Regierung betrachtet

werden. Es ist hier die sehr große Gefahr vor¬

handen, daß einzelnen Berufsschichten Erleichterungen

gewährt und anderen verweigert werden, weil letztere

beim Finanznlinisterinm nicht über den nötigen

Einfluß verfügen.
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Nun soll dieses System auch auf die Erwerb-

uud Einkomniensteuer ausgedehnt werden, obwohl

hiefür eine gesetzliche Grundlage nicht vorhanden ist.

Ich würde daher den Herrn Finanzniinister dringend

ersuchen, wenn er diesen Weg beschreiten will, den

Weg der Gesetzgebung in Anspruch zu nehmen, weil

es ganz unzulässig ist, sich selbst Gesetze zu machen,

sich über bestehende Gesetze hinwegzusetzen und im

Wege von Erlässen, Verordnungen und Anweisungen

und wie diese Dinge sonst heißen, die Steuern so

zu gestalten, wie es der Herr Bundcsministcr für

Finanzen will.

Wir haben ja nach dieser Richtung hin schon sehr

traurige Erfahrungen gemacht. Es ist das nicht auf

das Konto des gegenwärtigen Herrn Finanzministers

zu setzen, sondern auf das des ehemaligen Finanz¬

ministers Kollmann. Ich erinnere an die Waren-

unisatzsteuer für Holz, wo eine Unterscheidung gemacht

wurde, ob es christlichsoziale Landwirte sind, die

das Holz versteuert haben, oder andere. Diese Unter¬

scheidung hatte zur Folge, daß man fast das

Doppelte an Warenumsatzfteuer zu entrichten hatte,

wenn man nicht Mitglied der christlichsozialen Ver¬

einigung war. Als Herr Dr. Kienböck wieder Minister

wurde, hat er erklärt, daß hier eine unglückliche

Fassung des seincrzeitigen Erlasses vorliege, er werde

das verbessern. Er hat auch tatsächlich einen neuen

Erlaß herausgegeben. Hier war es also möglich,

eine Änderung herbeizuführen, und zwar dadurch,

daß der Herr Minister Kienböck, wie ich zugeben

will, korrekt vorgegangen ist. Aber es kann nicht

davon abhängig gemacht werden, ob ein Minister

korrekt vorgeht oder nicht, sondern es müssen ge¬

setzliche Schranken gezogen werden, um die Steuer¬

träger davor zu bewahren, daß sie ungleich und

ungesetzlich behandelt werden. Denn nur aus Gesetze

können wir uns verlassen, und nur dann können

wir bei der Verwaltung etwas richten, wenn die

Gesetze für uns sprechen. Bei der Warenmusatzsteuer

kann die Regierung, auf die bestehenden gesetzlichen

Bestimmungen — die Verordnungen des Außer¬

ordentlichen Kabinettsrates haben ja Gesetzeskraft —

sich berufend, faktisch machen, was sie will, und der

Finanzminister kann Verordnungen herausgeben oder

auch nicht. Das kann aber auf die anderen Steuern

nicht übertragen werden, weil hier die gesetzlichen

Bestimmungen dagegensprechen.

Eine große Rolle hat auch die Frage in der

Debatte der Abgabenteilung gespielt. Im Finanz-

und Budgetausschuß haben mehrere Herren der

Meinung Ausdruck gegeben, daß hinsichtlich der Ab-

gabenteilnng eine Änderung eintreten solle, da sich

die gegenwärtig geltende Regelung zuungunsten der

Länder außerhalb Wiens auswirke, da also Wien

nach dieser Richtung hin bevorzugt sei. Auf unsere

Anfrage an den Herrn Bundesminister für Finanzen,

ob die Regierung hinsichtlich der Abgabenteilung

auf dem Standpunkte stehe, daß irgendwelche Än¬

derungen vorgenommen werden sollen, hat der Herr

Bundesminister für Finanzen gemeint, daß vor¬

läufig davon keine Rede sein könne. Es hat aber

gestern der Herr Abg. Haueis, der auch über die

Abgabenteiluug sprach, der Meinung Ausdruck ge¬

geben, daß es am allereinfachsten wäre, wenn die

Berechnung der Steuerertragsanteile, die den Ländern

und Gemeinden zufließen, nicht nach bestimmten

Schlüsseln, die im Gesetze festgelegt sind, sondern

nach der Kopfzahl der Länder erfolgen würde. Er

hat gemeint, daß gegenwärtig auf Tirol eine Kopf¬

quote von 22'4 8 entfällt, daß aber, wenn man

die Summe der Steuerertragsanteile durch die

Bevölkcrungszahl von ganz Österreich dividierte, für

Tirol eine Kopfquote von 34 8 resultieren würde,

seine Einnahmen aus den Steuerertragsanteilen somit

um 3'7 Millionen Schilling steigen würden.

Auf diesem Wege können wir de», Herrn Abg. Haueis

nicht folgen, denn er scheint vollkommen zu ver¬

gessen, daß die Aufgaben eines Gemeinwesens un¬

verhältnismäßig uiehr steigen, je größer es ist. Es

ist eine Tatsache, daß es heute Landgemeinden gibt,

die sehr gut herauskommen und überhaupt keine

Gemeindemnlagen einzuheben brauchen, weil die Be¬

dürfnisse in diesen Landgemeinden sehr geringe sind.

Die Jndustricgemeinden und die Städte haben jedoch

ganz andere Aufgaben zu erfüllen, und es müssen

daher diesen Gebietskörpcrschaften verhältnismäßig

höhere Beträge znfließen, weil sie sonst ihre Auf¬

gaben nicht erfüllen können.

Auch muß berücksichtigt werden, wer eigentlich

die Steuern aufbringt, denn es ist ja ganz natürlich,

daß alle Gcbietskörperschaftcn, deren Steuerkraft

eine größere ist, in denen aber auch mehr auf¬

gewendet werden muß, weil die Ausgaben im qua¬

dratischen Verhältnisse steigen, auch dementsprechend

höhere Anteile aus der Abgabenteilung erhalten.

Vergleichen wir einmal die Ziffern des vorliegenden

Bundesvoranschlages! Ich lege dabei die Regierungs¬

vorlage zugrunde, weil jene Änderungen, die an

ihr vorgenommen wurden, bei deni Vergleich, den

ich anstcllcu will, teilweise überhaupt keine Rolle

spielen, teilweise unberücksichtigt gelassen werden

können, da bei den Abänderungsanträgen des General¬

berichterstatters Heinl die Aufteilung der Beträge

auf die einzelnen Länder nicht zum Ausdruck ge¬

kommen ist. Das Verhältnis kann sich auf keinen

Fall besonders ändern, weil es sich um verhältnis¬

mäßig geringe Beträge handelt. Auf Grund der

Nachweisungen des Finanzministeriums ist nun fest-

zustellcn, daß von dem beim Kapitel 17, „Öffentliche

Abgaben", veranschlagten Betrage von 915 Millionen

Schilling 216'6 Millionen Schilling auf Zölle und

Ausfuhrabgaben und 85'7 Millionen Schilling auf

Verbrauchsabgaben entfallen. Wenn wir diese beiden

Beträge, die zusammen 302'3 Millionen Schilling
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ausmachen, von den 915 8 Millionen Schilling ab-

ziehcn, erübrigt ein Betrag von 613'4 Millionen

Schilling, der auf Grund der Rachweisungen des

Finanzministeriums von den einzelnen Ländern auf¬

gebracht wird.

Es ist fcstzustellen, daß von diesem Betrag von

613'4 Millionen Schilling 398'1 Millionen Wien

und 215'3 Millionen alle übrigen Länder aufbringen,

das heißt, daß Wien 65 Prozent und die anderen

Länder zusammen bloß 35 Prozent dieser Stcuer-

beträge ausbriugen. Wenn mir nun den Bevölkerungs-

schlüssel in Rücksicht ziehen und Wien mit 1 '8Millionen

und die übrigen Länder mit 4°9 Millionen Ein¬

wohnern annehmcn, so ergibt sich, daß nach der

Kopfzahl gerechnet Wien 28'36 Prozent, die übrigen

Länder 71°64 Prozent der Bevölkerung ausmachen.

Es entfällt daher in Wien auf den Kopf der Be¬

völkerung der Betrag von 221'16 8 als Steuer,

während in den anderen Bundesländern auf den

Kopf nur der Betrag von 43'93 8 entfällt. Daraus

ist zu ersehen, daß die Steuerkraft in Wien säst

fünfmal so groß ist als in allen übrigen Ländern.

Auch in den einzelnen Ländern ist wieder die

Steuerkraft verschieden. Gerade das Land Tirol kann

sich nicht darüber beklagen, daß es hinsichtlich der

Steueranteile benachteiligt wird; denn wenn wir die

Aufgaben, die der Bund in diesem armen Lande zu

erfüllen hat, in Betracht ziehen, wo wirklich die

Steuerkraft nicht vorhanden ist, uni größere Be¬

träge aufznbringen, dann darf sich das Land Tirol

darüber nicht beklagen, daß es benachteiligt ist,

sondern es ist ganz klar, daß nach dieier Richtung

hin eigentlich eine Alimentation des Landes Tirol

erfolgt. Ich will die einzelnen Stcuergattnngen hier

nicht durchgehen und Ihnen nicht an den Details

aufzeigen, wie das bei den einzelnen Steuergattungen

zum Ausdruck kommt. Es würde das zu weit führen

und zu viel Zeit in Anspruch nehmen. Aber schon

ans diesen wenigen Ziffern können Sic entnehmen,

wie die Verhältnisse in Wirklichkeit liegen und daß

nicht davon gesprochen werden kann, daß Wien

bevorzugt sei, sondern es ist ganz natürlich, daß

ans Grund des bestehenden Gesetzes über die Ab-

gabenteilnng Wien verhältnismäßig einen höheren

Betrag bekommt, selbstverständlich mit Rücksicht

darauf, daß es sich hier um eine große Gebiets¬

körperschaft handelt, die auch entsprechende Aufgaben

zu erfüllen hat. Wenn wir die Abgabentcilung

heseitigen und die Frage in einer anderen Form

lösen würden, so könnte natürlich nur das eine

eintreten — und eine andere Lösung ist unmöglich —,

daß wir zu dem früheren Verhältnis zurückkehrcn,

daß die einzelnen Länder und Gemeinden wieder

insofern die Steuerhoheit bekommen, daß sie zu den be¬

stehenden Bundessteuern Zuschläge cinheben oder neue

Steuerquellen erschlossen bekommen, wodurch sie die

Möglichkeit haben, die Einnahmen so zu gestalten,

daß sie ihr Auslangen finden können. Es ist ein

sehr großer Mißstand, daß das Verhältnis zwischen

den Ländern und Gemeinden nicht so geordnet ist,

wie es geordnet sein soll, und es besteht immer

zwischen Gemeinden und Ländern ein Streit, da

sich die einzelnen Gemeinden hinsichtlich der Anteile,

die sie bekommen sollen, benachteiligt fühlen. Die

Länder wieder berufen sich darauf, daß sie unter

schwierigen Verhältnissen leben müssen und die Eiu-

nahmen nicht höher gestalten können. Sie regressieren

sich deshalb bei den Gemeinden. Wir sehen daher,

daß die heute bestehenden Schwierigkeiten bei der

Abgabenteilung mehr oder weniger daraus zurück¬

zuführen sind, daß alle jene Mittel, die den einzelnen

Gebietskörperschaften, sowohl den Ländern wie den

einzelnen Gemeinden, zur Verfügung stehen, zu gering

sind, und man sich anderseits wieder scheut, die

Steuerschraube mehr anzuziehen. Bei der Hauszins¬

steuer in den einzelnen Ländern wurden schon sehr

hohe Ziffern erreicht, so daß es natürlich schwer ist,

weiter mit dieser Steuer hinaufzugehen. Der Grund

und Boden ist teilweise sehr stark belastet worden,

was hauptsächlich darin seinen Grund hat, daß man

seinerzeit die Grundsteuer den Ländern überlassen

hat, so daß eine gewisse Verschiedenheit in den

einzelnen Ländern eingetreten ist. Wenn die Grund¬

steuer weiter Bundessteuer geblieben wäre, wäre

eine gleichmäßige Verteilung derselben erfolgt, während

gegenwärtig in den einzelnen Ländern diese Abgaben

sehr verschieden gestaltet, in dem einen Lande höher,

im andern niedriger sind. Dadurch ist die Konkurrenz¬

fähigkeit der einzelnen Landwirte tangiert, weil in

einem Orte an der Grenze des betreffenden Landes,

ein paar Schritte nur hinüber schon andere Stener-

verhältnisse sind, so daß der eine Landwirt uni er

anderen Bedingungen arbeiten muß als der andere,

der keine so hohe Grundsteuer zu entrichten hat.

Meine Ausführungen im Finanz- und Bndget-

ausschuß über diese Fragen Haben auch ein Echo

gefunden, cs hat sich die Presse damit beschäftigt,

und die „Neue Freie Presse" hat am 16. d. M.

einen Artikel geschrieben mit dem Titel „Spotten

ihrer selbst und wissen nicht wie". Ich verstehe den

Witz dieses Artikels ans dem einfachen Grunde nicht,

weil die Ausführungen dieses Artikels die Sozial¬

demokraten für alles verantwortlich machen wollen.

Wer den Artikel gelesen hat, muß genleint haben,

es handle sich darum, zu zeigen, wie die Steuern

in den Ländern und wie sie in Wien sind und daß

dafür die rote Gemeinde verantwortlich sei. Es

handelt sich hier aber um die Bundessteuern, und

wenn in Wien gegenüber den Ländern überinäßige

Steuern eingehoben werden, wie ich nachznweisen

versuchte, so liegt die Ursache darin, daß in den

einzelnen Ländern vielleicht weniger scharf zuge¬

griffen wird als in Wien. Darüber habe ich im

Finanz- und Bndgetausschnß gesprochen, und man
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kann unter diesen Umständen wirklich nicht sagen,

daß wir die Verhältnisse kritisieren, vhne zu wissen

warum. Es handelt sich also um die Bundessteuern.

Aber diese ewige Demagogie, indem man sagt, daß

in Wien eine Übersteuerung durch die Gemeinde

vorhanden sei, hat dazu geführt, daß sich auch beim
Bund dasselbe vollzieht und von einer Übersteuerung

gesprochen wird. Aber gerade jene Kreise, die von

einer Übersteuerung gesprochen haben, haben meiner

Auffassung nach die geringste Ursache dazu. Wir

müssen daher neuerdings hervorhcbcn, daß bei einer
Änderung der Steuern selbstverständlich ans die

Interessen der besitzlosen Klassen mehr Rücksicht ge-

nommen werden muß als bisher, denn alle Steuer¬

erleichterungen der letzten Jahre sind nur Aktien¬

gesellschaften und anderen großen Unternehmungen

zugute gekonunen. Wir haben ja erst vor wenigen

Wochen wieder mehrere solche Gesetze hier im hohen

Hause verabschiedet und wir haben von dem Gesichts¬

punkte aus, daß eine Erleichterung der Wirtschaft

auch eine bessere Beschäftigung in den Betrieben

herbeiführen kann, diese Gesetze passieren lassen.

Wenn aber über diesen Rahmen hinaus noch weitere

Steuererleichterungen verlangt werden, wobei cs sich

um die Herabsetzung der normalen Steuern handelt,

dann müssen natürlich auch die Arbeiter und An¬

gestellten, denen der einzelne Unternehmer die Steuern

in Abzug bringt und die sich der Steuerleistung

nicht entziehen können, erklären, daß auch auf sie

Rücksicht genommen werde. Es müßte eine Steuer¬

erleichterung durch Hinaufsctzung des steuerfreien

Minimums eintreten, und es wäre notwendig, bei der

Einhebung der Lohnabzugssteuer gewisse Erleich¬

terungen auch im Interesse der Unternehmungen

durchzuführen, um die zeitraubende Arbeit zu ver¬

mindern, die aus diesem Gebiete in den einzelnen

Betrieben geleistet werden muß. Auf der anderen

Seite müßten Erleichterliugen für die Steuerträger,

soweit sie Arbeiter und Angestellte sind, eintreten.

Ich habe diesbezüglich bereits im Finanz- und

Budgetausschuß verschiedene Anregungen gemacht, und

der Herr Bundesminister für Finanzen hat erklärt,

daß er später auf diese Dinge zurückkommen werde.

Ich weiß nicht, ob er heute hier im Hanse oder

vielleicht später schriftlich auf diese Anregungen ant¬

worten will; jedenfalls wäre es aber notwendig,

daß in dieser Richtung eine Änderung eintritt.

Ich möchte au deu Herrn Bundesniiuister für

Finanzen eine Frage richten. Die Kleinrentncrfrage,

die schon durch viele Jahre eine große Beunruhi¬

gung in Österreich hervorgerufen hat, sollte denn

doch endlich einer vernünftigen Lösung zugeführt

werden. Wir haben schon vor Jahren hier im Hause

einen diesbezüglichen Antrag eingebracht, der aber

nicht erledigt wurde, tveil er durch die Mehrheits¬

parteien im Einvernehmen mit dem Bundesmini-

sterium für Finanzen so umgestaltct wurde, daß die

Kleinrentner erklärt haben, kein Interesse an der

Gesetzwerdung dieses Entwurfes zu haben, weil er

ihren Interessen nicht Rechnung'trägt, sondern sogar

eine gewisse Benachteiligung gegenüber den bestehenden

Verhältnissen bedeutet. Nun haben wir Sozial¬

demokraten nach dem Zusammentritt dieses Hauses

durch den Abg. Dr. Eisler neuerlich einen Antrag

hier eingebracht, der darauf abzielt, diese Frage

gesetzlich zu regeln. Dieser Antrag sieht gesetzliche

Bestimmungen dafür vor, wie^ die erforderlichen

Mittel aufgebracht werden^sollen, weil mau auf die

finanziellen Verhältnisse desBundes Rücksicht nehmen

muß. Es soll im Wege gesetzlicher Bestimmungen

ein Fonds geschaffen werden, um die nötigen Mittel

herbeizuschaffen, und wenn man schließlich absehen kann,

welche Beträge aufgebracht werden können, vhne den

Bund zu sehr in Anspruch zu nehmen, dann kann an

die Lösung der Frage gedacht werden, in welchem

Verhältnis eine Aufwertung der Renten uswJein-

treten kann. Die Regierung hat im Finanz- und

Budgetausschuß, wo mein Freund Dr. Eisler diese

Frage angeschnitten hat, erklärt, daß sie gegenwärtig

nicht in der Lage sei, eine Antwort zu geben, daß

es aber möglich sein werde, sich in dem vom Finanz-

und Budgetausschuß eingesetzten Unterausschuß mit

dieser Angelegenheit zu beschäftigen, und daß der

Berichterstatter, der Herr Abg. Dr. Hofer, sich mit

dieser Frage sehr eingehend beschäftigt. Wir haben

zwar in den Zeitungen gelesen, tvelche warmen

Worte der Herr Abg. Dr. Hofer hinsichtlich dieser

Forderungen der Kleinrentner zum Ausdruck gebracht

hat, das nutzt aber den Kleinrentnern nichts, wenn

sie nicht wissen, wie diese Frage erledigt werden

soll. Wir tvissen, daß der Bundesminister für

Finanzen im Budgetausschuß ausdrücklich erklärt hat,

den Antrag Dr. Eisler lehne die Regierung ab. Die

Regierung müßte doch endlich darangeheu, die Grund¬

sätze bekanntzugeben, von denen sie sich in dieser

Frage leiten läßt, und ich würde daher den Herrn

Finanzniinister ersuchen, uns über die Stellung der

Regierung Aufklärung zu geben, nachdem ja in den

nächsten Tagen dieser Unterausschuß zusammenlreten

soll, damit endlich eine Beruhigung in den Kreisen

der Kleinrentner eintritt.

Was die Monopole betrifft, habe ich bereits im

Budgetausschuß darauf hingewiesen, daß hinsichtlich

der Kautionen, die die Verschleißerinnen den Trafi¬

kanten geben niüssen, Mißstände eingetreten sind. Es

hat sich herausgestellt, daß sehr viele Trafikanten

diese Kautionen für den Betrieb verwenden und

den Verschleißerinnen erklären, das sei eine Einlage

in den Betrieb. Die Verschleißerinnen haben dann

die größte Schwierigkeit, diese Kaution zurückzu¬

bekommen. Generaldirektor Dr. Dorrek hat erklärt,

daß diese Mißstäude der Mouopolverwaltung bekannt

sind und daß sie alles unternehmen wird, um sie

aus der Welt zu schaffen. Ich habe von einem
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Humanitären Verein einen Brief bekommen, in dem

wieder eine ganze Reihe von solchen Fällen ange¬

führt werden, wo die Verschleißerinnen Prozesse

führen müssen, um ihre Kautionen zurückzubckom-

men. Ich würde den Herrn Finanzminister bitten,

in dieser Beziehung energisch vorzugehen und im

Wege einer Verordnung den Trafikanten zu ver¬

bieten, daß sie diese Kautionen in dieser ungesetz¬

lichen Weise zurückhalten. Die Trafikanten stellen

sich aus den Standpunkt, das sei eine zivilrechtliche

Angelegenheit und es müsse der Prozeß ausgetragen

Iverden. Die Finanzvcrwaltung hätte es in der

Hand, in solchen Fällen den Trafikanten einfach zu

erklären, daß ihnen die Trafik weggenommen wird.

Das würde präventiv wirken und solche Übergriffe

würden nicht mehr vorkomnien. Ich bin bereit,

diesen Brief der Monopolverwaltung zur Ver¬

fügung zn stellen, die betreffenden Rechtsantvältc

sind auch bereit, die entsprechenden Auskünfte zu

geben. Ich bitte im Namen dieser armen Ber-

schleißerinnen, die ihre letzten paar Kreuzer her¬

gegeben haben, diese Angelegenheit zu verfolgen,

damit sic nicht in dieser Weise geschädigt werden.

(Lebhafter Beifall.)

Geisler: Hohes Haus! Mein unmittelbarer Herr

Vorredner hat am 11. Februar l. I. im Finanz-

mtb Budgetausschuß folgende Äußerung abgegeben:

Die Gencraldirektion der Tabakregie steht ans dem

Standpunkt, daß die Trafiken soviel als möglich

ordentlich in Betrieb sein sollen. Ander¬

seits aber wird nicht immer darauf gesehen, daß

dort, wo Mangel an Trafiken ist, zur Errichtung

neuer Trafiken die Bewilligung erteilt wird. So

besteht zum Beispiel in Krimml eine einzige Trafik.

Das Finanzministerium sowohl wie die Finanz¬

landesdirektion hatte bereits eine Entscheidung ge¬

troffen,^ wonach eine zweite Trafik errichtet werden
sollte. Über Einflußnahme aber eines christlichsozialen

Mandatars ist dieser Beschluß wieder rückgängig

gemacht.worden.

Annäherungsweise in demselben Sinn hat vor

zwei Tagen auch der Herr Abg. Hölzl hier eine

kleine Bemerkung gemacht, daß man die Kriegs¬

opfer hinsichtlich der Zuteilung von Trafiken nicht

schädigen soll.

Hohes Haus! Gestatten Sie mir, daß ich zu dieser

Angelegenheit jetzt ganz kurz die tatsächliche und

richtige Erklärung gebe. Fürs erste ist die Gemeinde

Krimml ein Ort mit nur 400 Einwohnern (Zwischen¬

ruf), und es ist anzunehmen, daß von diesen 400 Ein¬

wohnern nur 30 Prozent Tabakkonsumcnten sind.

Die bestehende Trafik ist örtlich so zentral gelegen

und so ausgezeichnet und glänzend geführt, daß von

keiner einzigen Seite jemals ein Wunsch nach Ver¬

mehrung der Trafiken oder gar etwa nach Änderung

der Führung der Trafik laut geworden ist. Wie ist

es dann gekommen, daß nun dennoch das Ver¬

langen, eine zweite Trafik in Krimnil zu errichten,

gestellt wurde? Da muß ich jetzt einigerniaßen

ausholen.

In der unmittelbaren Nachkriegszeit hat sich auf

dein Lande das sogenannte Konsumvereinswesen ein¬

gebürgert. So wurde zum Beispiel in Markt

Mittersill ein großer Konsumverein errichtet, er ist

auch heute noch dort. Es waren zwei Leiter dort

und in: Laufe der Zeit hat mau auch in Krimml

einen derartigen Konsum eröffnet. Einer von diesen

zwei Leitern, der früher in Mittersill tätig tvar, ist

dann nach Kriniml zur Führung dieses Konsum-

Vereines entsendet worden. Die Geschäftsgebarnng

hat jedenfalls — bitte, das ist eine Argumentation

von mir — ergeben, daß es für die Organisation

nicht besonders ersprießlich war, und so hat man

diesen Konsumverein in Krimml dadurch abgebaut,

daß er nicht mehr durch die Organisatton, die

Gewerkschaft, geführt wurde, sondern man hat dem

betreffenden Konsumvereinsleiter — ich will den

Namen nicht nennen, den Herren ist er ja be¬

kannt — dieses Geschäft als Privatgeschäft in die

Hand gegeben. Er ist Besitzer des kleinen Häus¬

chens, wo der Konsulnverein untergebracht war, und

führt jetzt dort seit zirka 2x/2 Jahren das Kauf¬

mannsgeschäft auf eigene Regie. Er ist ein junger

gelernter Kauftnann und hat, nebenbei bemerkt, sich

eine Frau ans gut bürgerlichem Hause — nach

unseren Begriffen geinessen — genommen. Es ist

aber ein kinderloses Ehepaar. Dieser Kaufinann

meinte nun Veranlassung zu haben, das Geschäft

dadurch schneller in die Höhe zu bringen, daß er

auch eine Trafik hat. An und für sich habe ich

dagegen nichts einzuwenden.

Ich muß Ihnen nun schildern, wer der Inhaber

der bestehenden einzigen Trafik ist. Es ist eine

Kriegerwitwe — ihr Mann ist ini Kriege gefallen —,

die vier Kinder besitzt, von denen drei noch un¬

versorgt sind, und ein Kind, das zweitjüngste, ist

zeitlebens erwerbsunfähig. Es ist durch eine Krank¬

heit zum Krettn geworden. (Hölzl: Es handelt

sich auch darum, wieviel die Trafik trägt!) Hohes

Haus, mir handelt es sich darum, daß der armen

Kriegerwitwe nicht das letzte Stück Brot aus dem

Mund genomnlen wird, zumal wenn es ihre einzige

Erhaltungsmöglichkeit ist. Sie hat ihren Mann im

Kriege geopfert, sie ist fleißig. Sie kann nicht von

dieser Trafik allein leben, sic wäscht, strickt, macht

landwirtschaftliche Arbeiten während der Heumahd

und der Erntezeit, sie arbeitet von früh bis spät,

sie ist das Muster einer Mutter von unversorgten

Kindern. Deswegen habe ich es unternommen, als

ich sah, auf welche Art inan dieser Witwe ihren

Verdienst zu kürzen versucht, dem Herrn Finanz¬

minister zu schreiben: So sind die Verhältnisse in

Krimml. Es wurde damals in dieser Sache ab¬

geblasen. Im vorigen Jahr hat man — ich weiß
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nicht, ob das den Herrschaften bekannt ist oder

nicht — das gleiche ein zweites Mal unternommen.

Nun, hohes Haus, wenn das Finanzministerium

im Sinne der bestehenden Gesetze zum Schutze der

Kriegsopfer, zur Linderung ihres Elends die Bundes¬

tabaktrafiken an sic zu vergeben hat, dann hat,

glaube ich, niemand das Recht, ihnen unbegründeter¬

weise eine Konkurrenz vor die Nase hinzusetzen. Ich

freue mich, daß ich es rechtzeitig erfahren habe. Ich

werde in jedem ähnlichen Falle, den ich erfahre,

wo es gilt, ein Kriegsopfer zu schützen, genau so

eintreten wie ich es in diesem Falle gemacht habe.

(Lebhafter Beifall und Händeklatschen. — Probst:

Warum tritt die Vollzugsaniceisung im Burgenland

nicht in Kraft?) Ich bitte sich zum Worte zu

melden. Die Tribüne ist frei.

Stika: HohesftHaus! Die Regierung ist stolz

auf ihren geordneten Haushalt. Sie hat einen aktiven

Voranschlag, einen Überschuß von 35'5 Millionen

Schilling und bei der sehr vorsichtigen Schätzung

der einzelnen Budgetposten ist bestimiut damit zu

rechnen, daß sich der Überschuß noch weit höher

stellen wird. Aus dem armen Bund ist über Nacht

ein reicher Protz geworden. Die Überschüsse, die der

Bund seit Jahren erzielen konnte, haben ihn befähigt,

die ganzen/Spekulationsverluste und Investitionen

aus ihnen zu decken. Aber während der Herr Finanz-

minister in der Wolle sitzt und ans den gefüllten

Staatssäckel pocht, geht es den Ländern und

Gemeinden außerordentlich schlecht. Nach dem zur

Beratung stehenden Voranschläge entfällt au Abgaben¬

ertragsanteilen auf die Länder und Gemeinden in¬

klusive der 21 Millionen, die für die Übernahme

der politischen Verwaltung an die Länder geleistet

werden, ein Betrag von 236°4 Millionen Schilling.

Davon entfallen auf Wien 112 Millionen, auf die

übrigen Ländern 73°9 und auf die Gemeinden

50'5 Millionen Schilling. Ans eigenen Steuern

bringen die Bundesländer insgesamt 296'3 Millionen,

davon Wien 17 5'7 und die übrigen Länder

120°6 Millionen Schilling auf. Trotzdem ergibt sich

aus den Voranschlägen der Länder ein Abgang von

93 9 Millionen Schilling. Mit Ausschluß von Wien

sind die Länder mit 28 3 Millionen passiv.

Noch trostloser ist natürlich die Lage der

Gemeinden. Die Zerrüttung der Länder- und

Gemeindefinanzen ist zwar keine spezifisch österreichische

Angelegenheit, auch draußen im Deutschen Reich sind

ähnliche Verhältnisse. Die Nachkriegszeit hat größere

Anforderungen an die Gemeinden gestellt, die Mittel

sind knapper geworden, und es ist daher kein Wunder,

daß seit der Beendigung des Krieges ein steter

Kampf um die Steueranteile zwischen den einzelnen

Verwaltungsinstanzen besteht. Aber während man in

Deutschland diese Angelegenheit mit Sachlichkeit

behandelt und, obwohl dort die Gemeinde- und

Landesverwaltungen besser gestellt sind als in Öster¬

reich, haben bei uns in Österreich die Regierung
und die von ihr beeinflußte Öffentlichkeit für die
Not der Länder und Gemeinden kein Öhr. In den

letzten abgelaufenen fünf Jahren hat sich die

Regierung mit der Abgabenteilung nur dann be¬

schäftigt, wenn sie die Abgabcnanteile der Länder oder

Gemeinden in irgendeiner Form einschränken wollte.

Der Herr Finanzminister hat nur gute Ratschläge

und den Mahnruf an die Länder und Gemeinden,

zu sparen. Er ist umgekehrt aber sehr freigebig

bei Steuerermäßigungen, wenn es sich um Steuern

handelt, die mit den Ländern und Gemeinden geteilt

werden. Der Bund kann sich's im übrigen auch leiste».

So sind die Zoüeinnahmen in den letzten vier Jahren

um 70 Prozent, die Erträgnisse aus den Monopol-

verwaltnngcn seit dem Jahre 1924 um 50 Prozent,

die Ertragsanteile der Gemeinden aber seit dem

Jahre 1924 nur um 20 Prozent gestiegen. Es

wird jetzt sehr viel davon geredet, daß der Herr Finanz¬

minister beabsichtigt, auch die Erwerb- und Ein¬

kommensteuer zu pauschalieren; sie soll so pauschaliert

werden wie die Warenumsatzsteuer und damit wäre

wieder eine Schädigung aller autonomen Körper¬

schaften vollzogen, die Anteile aus diesen Steuer-

erträgnisscn schöpfen. Ein ganz umöglicher Zustand,

der noch unerträglicher wird, als sich die Länder

für die erlittenen Verluste einfach an den schwächeren

Gemeinden schadlos halten. Die Defizitwirtschaft der

Länder wird durch einen Raub an den Gemeinde¬

anteilen wettgemacht. Wenn schon der Zustand bei den

Ländern ein unhaltbarer ist, ist er bei den Gemeinden

katastrophal zu nennen. Auf die Gemeinden — ich

habe das schon angeführt — entfallen Steuer¬

ertragsanteile in einer Höhe von zirka 50°5 Mil¬

lionen Schilling. Aber dieser Betrag fließt nicht zur

Gänze den Gemeinden zu. So ist im Burgenland,

in Kärnten, in Oberösterreich, in Salzburg und in

Steiermark seit langem durch Landesgesetze die Ein¬

ziehung eines Teiles der Ertragsteile üblich. Im

ganzen werden in diesen Ländern aus den Ertrags¬

anteilen, die den Gemeinden zuflicßen, 7 Millionen

für den Landessäckel inkameriert. Niederösterreich,

Tirol und Vorarlberg knöpfen den Gemeinden in

Form von Schulbeiträgcn weitere 6 Millionen

Schilling ab, für andere Leistungen an die Länder

werden den Gemeinden noch 3 Millionen in Abzug

gebracht, so daß tatsächlich von den 50'5 Millionen

Steuerertragsanteilen den Gemeinden nur 33'5 Mil¬

lionen Schilling zusiießen. Diese 33'5 Millionen

verteilen sich auf 4300 Gemeinden. Ich glaube,

damit ist zur Genüge gesagt, daß von einer un¬

bescheidenen Verwaltung oder — wie sich der Herr

Finanzininister auszudrücken beliebt — davon, daß

sich die Gemeinden nicht jene Schranken setzen, die

ihnen die Wirtschaft gebietet, nicht die Rede sein

kann. Ich halte die Jnkamericrung von Abgaben¬

ertragsanteilen als nicht im Geiste unseres Bundes-
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finanzverfassungsgesetzes gelegen. So war danials

die Sache nicht gemeint. Ich kann mich erinnern

— und ich 'glaube, es ist auch in unseren Finanz¬

gesetzen ausdrücklich festgelegt —, daß den Ländern

nahegelegt wurde, sogenannte Gemeindeausgleichs-

sonds zu schaffen. Einen derartigen Gemeinde¬

ausgleichsfonds haben wir, soweit mir die Dinge

bekannt sind, aber nur im Burgenlande, in allen

übrigen Ländern werden einfach bis zu 40 Prozent

die Gemeindeertragsanteile von den Landeskassen

ohne Rücksicht darauf, ob die Gemeinden aus dem

ihnen verbleibenden Rest ihre bescheidene Existenz

fristen können, in Anspruch genommen. Daß dabei

die absonderlichsten Landesgesctze gemacht werden,

beweist Steiermark, wo man die Abzüge von 40 bis

5 Prozent staffelt und die Abzüge davon abhängig

macht, in welcher Hohe die Gemeinden Umlagen auf

die Realsteuern gelegt haben. Es werden also die

Gemeinden förmlich gezwungen, hohe Umlagen ein¬

zuheben, denn wenn sie sich nicht zu einer hohen

Umlage entschließen, dann macht das Land von

seinem Recht Gebrauch und inkameriert bis zu

40 Prozent der Steuerantcile.

Der größte Teil der auf die Gemeinden ent¬

fallenden Bundesertragsanteile fließt hinaus in die

Dörfer. Für die Städte und Jndustriegemeinden,

also für die hochorganisierten Verwaltungen, verbleibt

ein ganz geringer Betrag. Über eigene Steuerquellcn

verfügen die Gemeinden nicht, und ihren Bestrebungen,

sich eigene Einnahmen zu schaffen, stehen gegenüber

die Landesverwaltungen und das Vetorecht des

Bundes. Damit ist ihnen eine unüberwindliche

Schranke gesetzt. Die Gemeinden niüssen mit dem,

was ihnen die Länder und der Bund überlassen,

ihr Auslangen finden. Kein Wunder daher, daß

eine starke Verschuldung Platz gegriffen hat. Wir

haben eine Reihe von Gemeinden, die bereits mit

800 8 pro Kopf verschuldet sind, ein Zustand, der

unerträglich genannt werden muß. Kein Wunder,

wenn wir hören, daß Städte, wie Steyr, schadhafte

Brücken einfach sperren müssen, weil nicht die Mittel

vorhanden sind, sie auszubessern, und wo alle Ge¬

meindeeinrichtungen verfallen, weil die Gemeinde

einfach nicht in der Lage ist, die Mittel für ihre

Instandhaltung aufzubringen. Es ist daher hoch an

der Zeit, daß Wandel geschaffen wird. Es geht vor

allem nicht an, daß die Regierung hier teilnahmslos

zusieht.

Direkt als ein Skandal muß es aber betrachtet

werden, daß die Bundesregierung, die ihren Vor¬

anschlag mit einem Überschuß abschließt, nach wie

vor das Bundespräzipuum in der Höhe von

40 Millionen Schilling ans den Anteilen der Länder

und Gemeinden herausschneidct und für sich in

Anspruch nimmt. Die Länder waten im Defizit und

die Gemeinden verfallen, aber die Regierung be-

harrt nach wie vor seit dem Jahre 1924 aus das

Bundespräzipuum. Sie hat während dieser vier Jahre

nicht weniger als 230 Millionen aus den Anteilen

der Länder und Gemeinden für sich verwendet. Von

diesen 230 Millionen würden allein 115 Millionen

ans die Gemeinden enffallen. 40 Millionen Schilling

jährlich nimmt der Staat auf diese Art aus den

Steueranteilen der autonomen Körperschaften. Als

ini Jahre 1924 das Bundespräzipuum geschaffen

wurde, waren die Voraussetzungen ganz andere.

Die Entwicklung der Bundesfinanzen war so günstig,

daß der Bund in vier Jahren einen Überschuß von

350 Millionen erzielen konnte, also weit mehr, als das

Bundespräzipuum ausgeniacht hat. Auch der heurige

Voranschlag weist einen Überschuß von fast 40 Mil¬

lionen aus. Ich glaube also, daß die Regierung

diesen Zustand nicht weiterhin bestehen lassen wird

können. Es ist hoch an der Zeit, ernstlich über

diese Frage zu reden.

Da hat vor einigen Tagen der Städtebund

getagt. Er hat über die unhaltbaren Verhältnisse in

den Genieinden ausführlich gesprochen. In einer

Entschließung wurden die Wünsche der notleidenden

Gemeinden zusammengefaßt. Es sind das keine

übertriebenen, sondern sachlich begründete und

auch erfüllbare Forderungen. Auch der Städtc-

bund verlangt in erster Linie, daß das schreiende

Unrecht des Bundespräzipuunis beseitigt werde.

Der Entzug von 40 Millionen Schilling jährlich

aus den Anteilen der Länder und Gemeinden läßt

sich ans die Dauer nicht mehr aufrechterhalte». Mit

Recht verlangt der Städtebund, daß die Ansteilung

des Bundespräzipuunis auf die Gemeinden nach dein

qualifizierten Bevölkerungsschlüsscl erfolgt. Das

Bundespräzipuum soll auf Gemeinden mit mehr als

2500 Einwohnern aufgeteilt werden; in erster Linie

sollen alle höher organisierten Gemeinden bedacht

werden, da mehr als 1000 Dorfgemeinden in Öster¬

reich keine Umlagen einheben und ein weiterer Ab¬

fluß von Steucrbeträgen an die nieder organisierten

Gemeinden verhindert werden soll. In einem Akt

hoher Solidarität hat die Gemeinde Wien zugunsten

der andern Gemeinden bis zum Jahre 1930 auf

den ihr zukommenden Anteil aus dem Bundesprä¬

zipuum verzichtet. Wien zeigt damit seine große

Bereitwilligkeit, für die notleidenden Gemeinden ein

Opfer zu bringen, in einer Zeit, wo Wien selbst

einen budgetmäßigen Abgang von 35 5 Millionen

aufzuweisen hat. Das soll aber nicht eine Konzession

an jene Kreise sein, die der Meinung sind, daß die

zukünftige Abgabenteilung nach dem reinen Bevöl¬

kerungsschlüssel geregelt werden soll. Mein Freund

Schiegl hat unseren Standpunkt in dieser Frage

bereits mit einigen kurzen Worten gekennzeichnet.

Die Verwaltungsausgaben in Dorf, Stadt und

Jndustriegemeinde sind ganz verschieden. Dazu kommt,

daß gerade aus den Städten und Jndustriegemeinden

dem Bund die größten Steuereingängc zufließen.
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Die Erwerbs-, die Körperschafts-, die Einkommen-,

die Warenumsatzsteuer und die Alkoholsteuern sind

reine städtische Abgaben, die die städtische industrielle

Bevölkerung zu tragen hat. Die Aufgaben der Städte

und Jndustriegemeinden sind ganz andere als jene

der Dörfer. Es ist daher nur recht und billig, daß man

die Städte und Jndustriegemeinden bei der Ans¬

teilung der Steuereinnahmen mehr berücksichtigt als

die Dörfer. Damit erübrigt sich auch das Gerede

darüber, daß die Gemeinde Wien auf Kosten der

übrigen Länder erhöhte Steuereingänge zu ver¬

zeichnen hat. Wien, das nur 30 Prozent der ge¬

samten Einwohnerschaft zählt, muß, wie bereits mein

Vorredner gesagt hat, allein 65 Prozent aller direkten

Steuercingänge decken. Was für Wien zutrifft, gilt

auch für die übrigen Städte und Jndustriegemeinden.

Eine zweite sehr wichtige Forderung ist die end¬

liche Teilung der Vermögenssteuer. Die Vermögens¬

steuer wurde im Jahre 1926 als geteilte Steuer

beschlossen, aber bis zum heutigen Tage weigert sich

die Regierung, dem Hause das notwendige Tcilungs-

gesetz vorzulcgen — auch ein Beweis dafür, wie

die Regierung die vom Nationalrat gefaßten Be¬

schlüsse achtet. Im Buudesvoranschlag ist die Ver¬

mögenssteuer mit 13 Millionen Schilling ausge¬

wiesen; da sie eine geteilte Steuer ist, würde die

Hälfte davon, also der Betrag von 6'5 Millionen

den Ländern und Gemeinden Zufällen. Mit Recht

verlangt daher der Städtebund, daß den Ländern

und Gemeinden der Anteil an der Vermögenssteuer

nicht länger vorcnthaltcn werde.

Die dritte Forderung der Gemeinden, die wir

vollinhaltlich unterstützen, ist die Beteiligung an dem

Ertrag der Landesbiersteuer. Auch die Landesbier¬

steuer wurde int Jahre 1926 beschlossen, sie war

damals ein den Ländern für die übernommenen

Notstandsunterstützungen gewährtes Äquivalent. Heute

ist die Landesbiersteucr für die meisten Länder mit

Ausnahme der Gemeinde Wien eine große Ein¬

nahmsquelle geworden, da die Länder zur Deckung

der Notstandsunterstützungeu bei weitem nicht das

benötigen, was durch die Landesbiersteuer eiugeht.

In den meisten Ländern ist das vielfache dessen an

Ertrag der Landesbicrsteuer zu verzeichnen, als die

Landesverwaltungen an Notstandsunterstützungen aus-

zugebcn haben. Die Bundesregiening gibt den Ländern

20 Millionen zur Besorgung der politischen Ver¬

waltung. Das ist recht, das ist nach unserer Ansicht

auch billig, aber es ist unbillig, gleichzeitig den

Hauptstädten und Statutargemeinden einen Beitrag

für die Erledigung der Geschäfte der ersten Instanz

zu verweigern. Wir unterstützen daher auch in diesen

Belangen die Forderung des österreichischen Städte-

bundcs, daß alle Gemeinden, die Geschäfte der ersten

Instanz zu besorgen haben — das sind die Haupt¬

städte und die Statutargemeinden —, von seiten des

Bundes für die Erledigung dieser politischen Agende»

separat entschädigt werden. Bisher hat sich die Re¬

gierung allen diesen berechtigten Forderungen der

Gemeinden verschlossen. Offenbar ist sie der Meinung,

daß sic sich um die fiuanziclle Not der Gemeinden

nicht zu kümmern habe; sie wird aber dem Kampf

um das selbständige Abgabenrecht der Gemeinden

nicht ausweichen können. Was der Städtcbnnd für

die Gemeinden fordert, sind vorläufig nur Notstands¬

maßnahmen. Obenauf steht die alte Forderung nach Her¬

stellung einer Stcuerautonomie für die Gemeinden.

Die Gemeinden wollen nicht nur die Verantwortung

für die Ausgaben der Steuerbeträge, die sie vom

Bunde überwiesen bekommen, tragen, sondern auch

für die Steuern, die sie zur Deckung ihrer Be¬

dürfnisse benötigen. Daher fordern wir die Her¬

stellung der vollen Steuerautonomie der Gemeinden.

In diesem Kampfe werden wir den Städten und

Jndustriegemeinden unsere Unterstützung angedcihen

lassen. Früher oder später wird die Bundesregierung

einem gerechten Steuerausgleich nicht entgehen können.

Der Herr Finanzniinister hat sich nach wie vor

diesen Forderungen verschlossen. Wenn fortwährend

davon geredet wird, daß der Staatshaushalt in

Ordnung ist, so ist er es nur zum Teil, denn zu

einem geordneten Staatshaushalt gehören unserer An¬

sicht nach auch geordnete Landeshaushalte und geordnete

Haushalte der einzelnen Gemeinden. Es wird die

Zeit kommen, wo die Finanznot der Gemeinden die

Regierung zwingen wird, über einen neuen Steuer¬

ausgleich zu verhandeln; in diesem Kaiupf um die

Neuaufteilung der Steuerqucllen zwischen Bund,

Länder und Gemeinden werden wir auf seiten der

Gemeinden stehen. (Lebhafter Beifall und Hände¬

klatschen.)

Manhalter: Hohes Haus! Ich bin von seiten

der bäuerlichen Bevölkerung beauftragt, folgenden

Resolutionsantrag einzubringen (liest):

„In Erwägung des Umstandes, daß durch das

Anwachsen des Automobilverkehrs die für diesen

Betrieb nicht gebauten Straßen, insbesondere die

des Bundeslandes Niedcrösterreich, stark in Anspruch

genonimen und beschädigt werden,

in weiterer Erwägung, daß der bäuerlichen Be¬

völkerung, den Real- und Grundsteuerträgern, es

nicht mehr möglich ist, die für die Erhaltung der

Straßen notwendigen Lasten aufzubringcn, welche

Lasten zum Beispiel für Niederösterreich zur normaleu

Erhaltung der Bezirksstraßen jährlich den Betrag

von 34 Millionen Schilling erfordern würden,

in schließlicher Erwägung, daß zur Tragung der

Straßenlasten die von der Landwirtschaft und den,

Hauslesitz getragenen Umlagen für den Straßen-

und Flußaufsichtsfonds eine enorme Höhe erreicht

haben, so zum Beispiel in Niederösterreich im Bezirk

Hamburg 280 Prozent, Bezirk Lilienfeld 115 Pro¬

zent, Bezirk Kirchschlag 107 Prozent,

102
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sehen sich die Gefertigten veranlaßt, an die

Bundesregierung das Ersuchen zu stellen, ehetunlichst

einen Gesetzentwurf aus Schaffung einer Bundes¬

benzinsteuer dem Nationalratc vorzulegcn, wobei das

Erträgnis dieser Steuer in erster Linie zur Er¬

haltung der Straßen und damit zur Entlastung der

bisher von diesen Lvsten betroffenen Steuerträger

verwendet werden soll." (Beifall.)

Der gehörig gezeichnete Antrag Manhalter wird

zur Verhandlung gestellt.

Witzany: Hohes Haus! Unter den Monopol¬

betrieben sehen wir solche, die ganz außerordentliche

Einnahmen für den Staat abwerfen, und ich möchte

besonders darauf Hinweisen, daß das Tabaknionopol

einer der ertragreichsten Monopolbctriebe ist. Im

Jahre 1927 wurde ein Reingewinn von rund

173 Millionen Schilling an das Finanzministerium

abgeführt, und für das Jahr 1928 ist dieser Gewinn

im Staatsvoranschlag sogar mit 183 Millionen

veranschlagt. Die Betriebsgewinne sind natürlich

noch bedeutend größer. Im Jahre 1926 war der

Betriebsgewinn über 200 Millionen; ein Teil hie¬

von wurde allerdings für Investitionen in Abzug

gebracht.

Trotz der Krise nimnit das Rauchen immer mehr

überhand, obwohl man wirklich nicht behaupten kann,

daß es für die Gesundheit förderlich wäre. Im

Zeitalter der Nervosität bilden sich aber viele Leute

ein, durch das Rauchen ihre Nerven beruhigen zu

können, während es in Wirklichkeit nur ein Mittel

ist, den Bundesfinanzen ganz außerordentliche Ein¬

nahmen zu sichern. Daß das Rauchen von der

Tabakregic ordentlich ausgenutzt wird, beweist der

Umstand, daß zum Beispiel das Pfeifenrauchen bald

ganz und gar aufgcgeben werden wird. Die Packungen

werden immer schöner, aber der Pfeifentabak, der¬

ben Inhalt bildet, immer miserabler. Dabei ist es

so, wie wenn zwischen Tabakregie und Zündholz¬

fabriken eine gewisse finanzielle Verbundenheit be¬

stünde: der Tabak ist so schlecht, daß man zn jeder

Pfeife Tabak ein Päckchen Zündhölzer braucht, damit

die Sache einen Zug hat. Hier wird auf Kosten

der Raucher gesündigt und ichließlich das eine er¬

reicht werden, daß die Raucher das Pfeifenrauchen

überhaupt einstellen, auch auf dem Lande draußen,

wo das Pfeisenrauchen bei der Landarbeit noch

eine ganz gute Einführung war, die aber bald dem

Zigarren- und Zigarettenralichen das Feld wird

räumen müssen.

Die Ziffern des Tabakverbrauches zeigen uns,

welchen Umsang das Rauchen angenommen hat. An

Luxuszigarren wurden im Jahre 1926 etwa

19.600.000 Stück, an gewöhnlichen Zigarren

198.722.000 Stück verraucht, darunter 65 Millionen

Virginier. Insgesamt wurden also 218 Millionen

Zigarren verraucht, um 31 Millionen mehr als im

Jahre 1925. An Zigaretten wurden 477 Millionen

Stück besserer Sorten und 4.090,837.000 Stück

geringerer Sorten umgcsetzt, insgesamt 4568 Mil¬

lionen Zigaretten, um 773 Millionen mehr als im

Jahre 1925. Wenn ich alle wahlberechtigten Männer

und zirka 50 Prozent der Frauen als Raucher

annehme, so daß wir rund drei Millionen Leute

haben, die rauchen, dann ergibt sich, daß jcder

Raucher im Jahre durchschnittlich 1600 Stück

Zigarren und Zigaretten verraucht. Dazu kommen

noch 5,209.000 Kilogramm Pfeifentabak und

220.000 Kilogramm Schnupftabak. Besonders der

große Umsatz in Schnupftabak ist direkt verblüffend.

Ich setze voraus, daß die holde Weiblichkeit nicht

schnupft und nur zirka ein Zehntel der Raucher,

also etwa 200.000 Leute, Tabak schnupfen. Wenn

man das aufteilt, ergibt sich, daß die edlen Schnupfer

jedes Jahr ein Kilogramm Schnupftabak in ihr

Gehirn hinaufziehen, wahrscheinlich damit die Köpfe

etwas Heller werden. Insgesamt wurden 11,340.000

Kilogramm Tabaksortcn verarbeitet, um 372.000

Kilogramm weniger als im Jahre 1926; trotzdem

stiegen die Einnahmen um 13,967.000 8

gegenüber dem Jahre 1925, und zwar auf

317.578.000 8. Weniger Tabakvcrbrauch und höhere

Einnahmen! Das ist aber nur in der Verschlechte¬

rung der Tabaksorteu und der außerordentlich

schlechten Füllung der Zigaretten begründet, wodurch

natürlich die Raucher sehr zu Schaden kommen.

Aber die Tabakregie denkt sich: Schimpft nur zu,

geraucht wird deswegen doch! und der Tabak und

die Zigaretten werden immer schlechter gemacht, und

die Folge ist — und das ist das wichtigste —,

daß der Erlös aus den Zigaretten, zumal sie ja

maschinell hergcstellt werden, im Jahre 1926 allein

208 Millionen Schilling betragen hat. Es ist das

eine Steigerung gegenüber dem Vorjahre um

38 Millionen Schilling. Der Jahresaufwand für

jcdcn Raucher bettägt 106 8, und wenn ich das

auf den Kopf der Bevölkerung rechne, also auch

jedes Kind und jede Frau mit einbezichc, so ergibt

sich ein Jahresaufwand von rund 50 S 50 g pro

Kopf. Im Jahre 1913 betrug der Aufwand, da¬

für das Rauchen ausgegebcn wurde, pro Kops der

Bcvölkcrung noch 29 8 42 g. Sie sehen also, daß

hier ganz gewaltig mehr ausgegeben wird und daß

dadurch die Volkswirtschaft mehr belastet wird. Auch

das Umstellen des Rauchens ist aus die schlechte

Beschaffenheit des Tabaks zurückzuführen. Wahr¬

scheinlich liegt das in der Art des Einkaufes, nach¬

dem beim Tabakeinkauf so viele Leute verdienen,

muß er allerdings schlechter werden, statt besser.

Die Folge davon ist, daß der Pfeifentabakkonsuni

zurückgeht. Im Jahre 1913 wurden von der ganzen

Menge für Pfeifentabak verwendet 46'40 Prozent und

für Zigaretten 17 Prozent, im Jahre 1926 für

Pfeifentabak nur mehr 7'7 Prozent und für Zigaretten

66 Prozent. Der Bund macht also ein erstklassiges
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Geschäft damit, denn der effektive Gewinn, der an
das Finanzministerium abgefiihrt wird, beträgt zirka

125 Prozent. Hier möchte ich schon den Herrn

Finanzminister ersuchen, sich zu überlegen, ob man
von diesen Gewinnen den Gemeinden etwas über¬

lassen könnte. Der Kollege Stika hat soeben ein¬

gehend vorgctragen, daß die Not der Gemeinden
so außerordentlich groß ist. Bon diesem unerhörten

Gewinn aus dem Monopolbetrieb, der rund

208 Millionen Schilling beträgt, wäre es sicher

niöglich, einen Notstandfonds für die so armen und

verschuldeten Gemeinden zu schaffen, die nicht nur in

sozialdemokratischer, sondern auch in christlichsozialer
Verwaltung stehen. Ich möchte auch hier bitten, daß

man der Sache eine entsprechende Aufnierksamkeit

schenkt.

Die Löhne sind in der Tabakrcgie trotz des

hohen Gewinns nicht so außerordentlich hoch. Die
Durchschnittslöhne betragen pro Woche 42 8 50 g.

Dabei ist gerade diese Arbeit in der Tabakregie
eine äußerst ungesunde, insbesondere sind die

Atmungsorgane sehr in Mitleidenschaft gezogen, und

die Tuberkulose ist eine der häufigsten Gäste bei

der Tabakarbciterschaft. Von 100 Todesfällen sind

nicht weniger als 22 auf die Tuberkulose zurückzu¬

führen. Hier bitte ich den Herrn Finanzminister
dringend, alles zu veranlassen, daß vorbeugende

Maßnahmen getroffen werden.

Eines aber, was ich besonders anführen will,

und worauf heute auch der Herr Abg. Geisler

schon hingewiesen hat, sind die Trafikbesctzungen.

Hier wird von seiten der politischen Mehrheits¬
mandatare zu starker Einfluß genommen, so daß

sich letzten Endes der Finanzminister angeblich nicht

mehr zu helfen wußte und seinerzeit den Vorgang
bei der Trafikbesetzung umgeändert hat, was zu einer

großen Schädigung der Invaliden geführt hat. Wir

hatten im Jahre 1926 insgesamt 16.325 Trafiken,

um 404 mehr als im Jahre 1924; davon sind

allerdings 3839, also 23 Prozent, in der Verwaltung

von Kriegsbeschädigten. Wir haben 5274 selbständige

Trafiken und 11.051 Trafiken, die im Besitze von

Mrten und Kaufleuten sind. Hier könnte ganz sicher

eine Lostrennung der Trafiken erfolgen und mehr

selbständige Geschäftszweige gegründet werden, denn

die einzelnen Kaufleute und Wirte sind sicher nicht

so daraus angewiesen, eine Trafik zu führen, sondern

diese Trafiken sollten in ihrer Gesamtheit der Kriegs¬

invalidenschaft zugute kommen.

Durch einen Umstand werden die Kriegsinvaliden

ganz besonders geschädigt. Der Herr Finanzminister hat

mit Verordnung vom 25. April 1927 die ganzen

Trafikbesetzungsvorschriften über den Haufen ge¬

worfen. Früher war es so, daß die Jnvalidenorga-

nisationen ein Recht gehabt haben, bei der Besetzung

mitzusprechen, und nun hat sich der Herr Finanz¬
minister ans Bequemlichkeisgründen bemüßigt gefühlt,

diese Verordnung aufzuheben und die ganze Be¬

setzung der Trafiken wieder den Finanzbehörden zu

überantworten. Wir sehen nun, daß sich daraus eine

ganz arge Situation entwickelt hat. In der alten

Besetzungsvorschrift waren die Interessen der Kriegs¬

beschädigten in der Form gewahrt, daß die Ver¬

leihung unbedingt in erster Linie an Kriegsinvalide und

besonders Kriegsblinde und der Witwen und Familien¬

angehörige gebunden war und bei der Besetzung alle

Faktoren mitsprechcn konnten. Das hat sich nach der neuen

Besetzungsvorschrift geändert, und es ist nun nicht einmal

mehr die Möglichkeit gegeben, daß Witfrauen nach ver¬

storbenen Kriegsinvaliden eine Trafik weiterführen

können, sie werden fast in jedem Falle neu aus¬

geschrieben werden, und es ist dann dem Ermessen

der Finanzbehörden und den Protektoren überlassen,

diese Trafik wieder zu verleihen. Es ist dem Herrn

Finanzminister aus dem offenen Brief der Kriegs¬

invaliden, der an ihn gerichtet wurde, sicher bekannt,

daß man mit der Vergebung dieser Trafiken direkt

Schindluder treibt.

Jcb habe hier einen besonders krassen Fall, der

dem Minister bestimmt bekannt ist, denn er hat per¬

sönlich mitgewirkt. Es handelt sich um die Vergebung

eines Tabakhauptverlages in Steiermark.

Der Tabakhauptverlag in Gleisdorf in Steier¬

mark wurde durch das Ableben des Inhabers

anfangs des Jahres 1927 frei. Der Sohn des

verstorbenen Tabakhauptverlegers, Ing. Pilz, dem

dieser Verlag zur provisorischen Führung übertragen

wurde, kam für die definitive Verleihung mit

Rücksicht auf seine Vermögensverhältnisse (er soll

sehr reich sein) nnd niit Rücksicht darauf, daß er

zu Lebzeiten seines Vaters sich im Verlage nicht

betätigt hatte, nicht in Betracht. Deshalb wurde

der Verlag ausgeschrieben, und am 29. Dezember v. I.

wurde im Besetzungsbeirat in der Finanzlandes¬

direktion in Graz über die Vergebung desselben

verhandelt.

Im ganzen waren 33 Bewerber vorhanden,

wovon die Finanzlandesdirektion 10 im vorhinein

wegen nicht ordnungsgemäßer Vorlage ausschaltete

und von den restlichen nur die 100prozentigen,

hilflosen und lOOprozentigen Kriegsbeschädigten

berücksichtigt hat. Auch die Kriegerwitwc Fuchs,
Mutter von 10 Kindern — davon 5 unversorgt —,

bewarb sich um diesen Verlag, wurde jedoch von

der Bewerbung ausgeschlossen, weil sie derzeit eine

Trafik provisorisch führt und offenbar die Eignung

zur Führung eines Verlages nicht besitzt.

Von der Finanzlandcsdireklion wurde der

lOOprozentige, verheiratete, jedoch kinderlose Graf

vorgeschlagcn, welcher Mitglied des christlichen Ver¬

bandes ist. Achon Wochen vorher haben die
Steirer Invaliden erfahren, daß der Bundesminister

für Finanzen Dr. Kienböck sich dafür einsetzt, daß

Grai diesen Verlag erhält. Diese Mitteilung fand
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ihre Bestätigung durch den Finanzminister anläßlich

der Vorsprache eines Ministers und eines National¬

rates. Die Vertreter des Landesverbandes Steier¬

mark sahen sich bemüßigt, an den Vorsitzenden des

Besetzungsbeirates, Heirn Hofrat Dr. Cavallar, die

Anfrage zu richten, ob diese Mitteilungen auch ihm

bekannt seien und welchen Standpunkt er dazu

einnehme. Hosrat Cavallar erklärte, er habe mit

Rücksicht darauf, daß die Verfügung des Finanz¬

ministers bereits bekannt ist, keinen Grund, zurück¬

haltend zu sein, und teilte mit, daß der

Finanzminister tatsächlich ein Schreiben an die

Finanzlandesdirektion gerichtet habe, in welchem

die Verleihung des Verlages an Graf verlangt
wurde.

Der Herr Finanzminister selbst und andere

Herren geben sich also, wie wir auch vom Herrn

Abg. Geisler gehört haben, trotzdem die Verbände

der Invaliden dazu ans Grund der geschaffenen

Besetzungsausschüsse das Besetzungsrecht haben,

dazu her, in Trafikbesctznngen zu intervenieren.

Dies alles mir, um parteipolitisch wirken zu können.

Im Interesse der Kriegsblinden und der gesamten

Kriegsbeschädigten müssen wir uns gegen ein

derartiges Vorgehen auf das entschiedenste ver¬

wahren. Es war im Gesetze vom Jahre 1919

begründet und ist nur durch Verordnung des

Ministers gewissermaßen außer Kraft gesetzt worden,
daß bei Trafikncubesctzungcn in erster Linie die
Kriegsinvaliden zu berücksichtigen sind.

Ich hätte hier noch eine Menge svlcher Fälle.

So wurde in Wien ein gewisser Dr. Ewald, ein

Schwerinvalider, ein Blinder, der mit dem Blinden-

zuschuß insgesamt 117 8 Rente bezieht, bei der

Bewerbung abgelehnt, obwohl er den Lokalnachweis

und alle anderen Nachweise erbrachte, und an seiner

Stelle wurde ein Oberstleutnant genommen, der an

Pension nicht weniger als 600 8 bezieht. Sie

sehen, daß das schon eine Rücksichtslosigkeit ist und

direkt eine Freunderlwirtschaft zu sein scheint. Auch

in einem andern Bezirk, in der Stiegergasse, war

ein ähnlicher Fall, wo ein 50prozcntiger Invalider

einem 100prozentigen, hilflosen Invaliden vorgezogcn
wurde.

Aus diesen Gründen muß mau sich strikte

dagegen verwahren, daß der Herr Finanzminister

Verordnungen heräusgibt, durch die der Besetzungs¬

ausschuß überhaupt beseitigt wird und auch der

Bcrufungsausschuß nicht mehr fungieren kann. Er

kann wohl dazu sprechen, aber er hat kein Ent¬

scheidungsrecht mehr in Händen. Ich gebe zu, daß

es dem Herrn Finanzminister unangenehm war,

wenn die Invaliden immer interpelliert haben.

Aber letzten Endes haben die Kricg^invaliden auf

Grund des Gesetzes vom Jahre 1919 ein Recht

auf die Besetzungen. Ihnen das Recht ohne weiteres

zu nehnien, ist sicherlich nicht demokratisch. Ich

möchte den Herrn Minister schon bitten, daß er in

dieser Beziehung nicht so brutal vorgehe und auf
die armen Öpfcr des Krieges, die Kriegsinvaliden

und Kriegsblinden, Rücksicht nehnien möge. (Beifall
und Händeklatschen.)

Bichl: Hohes Haus! Eine der brennendsten

Fragen für den Bund und die Bundesbürger ist

die Steuerfrage, welche den Bundesbürgern schwere

Lasten auferlegt. Für den Bund ist sie selbstver¬

ständlich auch sehr wichtig, weil er ja von den

Steuern sein Dasein fristet. Die Bundesbürger haben

natürlicherweise das Recht, eine Steuergesetzgebung

zu fordern, die gerecht ist und möglichst vereinfacht
wird.

Wir von seiten des Landbundes haben bei jeder

Gelegenheit betont, daß wir eine möglichst einfache

Steuergesetzgebung wünschen. Ich stelle mir schon

vor, daß das eine ungeheure Arbeit für das Finanz-

ministerium wäre, aber es niüßte niöglich sein, daß

im Bund eine Steuergesetzgebung zur Geltung käme,

die hauptsächlich aus der Einkommenstcuerbasis und

auf der Warenumsatzsteuerbasis aufgebaut wäre und

so die Mannigfaltigkeit der Steuervorschreibungen,

den Wust von Stcuergesetzen, wie wir ihn heute

haben, entbehrlich machen würde.

Besonders wichtig erscheint es uns, daß den

Steuerträgern das möglichste Entgegenkommen von

seiten der Steuerbehörden gezeigt werde. Es kommt

heute vor, daß in einzelnen Steucrämtern eigene

Stampiglien verwendet werden, welche auf der Rück¬

seite des Schecks aufgedruckt werden und für den

Stcucrwilligen und den Steuerunwilligen ganz gleich

gelten. Diese Stampiglien enthalten die Worte: „Bei

Nichtzahlung Pfändung". Es ist das wohl ein

hartes Wort, das den, der die Steuer regelmäßig

zahlt, schwer trifft, das ihn beleidigen muß. Ich

würde den Herrn Finanzminister schon bitten, hier

Vorsorge zu treffen, daß nicht der Zahlungswilligc

so behandelt wird wie der Zahlungsunwillige.

Dem besonderen Wohlwollen der Regierung
möchte ich die Klein- und Mittclbraucreien Öster¬
reichs empfehlen. Sie sind ein Überbleibsel einer

früher blühenden Industrie. Ich kann mich noch

ganz gut erinnern, daß in jcdein größeren Ort, in

jeden« Markt drei und mehr Klein- und Mittel¬

brauereien waren. Heute sind sie zum großen Teil

ausgcstorben, sind dem Zentralisierungssystem zum

Opfer gefallen und von den Großbrauereicn ge¬

wissermaßen eingesteckt «vorden. Die Klein- itnb

Mittelbrauercien haben einen immensen Wert für

die Landwirtschaft, erstens dadurch, daß die Bauern

in jenen Gegenden, >vo der Gerstenbau eingeführt

ist und sich lohnt, einen unmittelbaren und direkten

Absatz an die ihnen nähegclegene Brauerei haben.

Zweitens haben diese Brauereien dadurch einen

Wert, daß sie größtenteils noch mit manueller Kraft

das Bier erzeugen, zum Unterschied von den Bier

38. Sitzung NR III. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)52 von 57

www.parlament.gv.at



38. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, III. G. P. — 29. Februar 1928. 1225

fabriken, die nur mit maschinellem Betrieb arbeiten.

Weiter wird ans diesen Klein- und Mittelbraucreien

der Landwirtschaft eine Unmenge von guten Futter¬

mitteln zugeführt, die der Bevölkerung wiederum in

anderer Form nützlich werden können.

Ich erlaube mir daher, einen Entschließungs¬

antrag cinzubringcn, welcher lautet (liest):

„Um den Weiterbestand der Klein- und Mittel¬

brauereien zu sichern, wird die Regierung aufge¬

fordert, diesen Brauereien entsprechende Biersteuer¬

nachlässe zu gewähren." (Beifall.)

Der gehörig gezeichnete Entschließungsantrag

Bichl wird zur Verhandlung gestellt.

Dr. Gürtler: Hohes Haus!'Einige Bemerkungen

des Kollegen Schiegl haben mein professorales Ge¬

wissen geweckt und mich genötigt, zu ihnen Stellung

zu nehmen. Es ist ganz richtig, wenn er sagt, daß

die Tendenz der Einkommensanteile, an der Gesamt-

stcuer für Einkommen zu wachsen, bei den ver¬

schiedenen Einkoninienszweigen eine verschiedene ist,

unb es ist ganz verständlich und erklärlich, daß die

Einkommensteuer aus Diensteinkommen bei der

Eigenart unserer wirtschaftlichen Entwicklung schi-

stark zunehmen nuiß, während die Steuer aus selb¬

ständigen Unternehmungen nicht ein gleiches Wachs¬

tum aufweisen muß.

Woran liegt das? Wenn eine Privatfirma, eine

Einzelfirma zum Beispiel, in eine Aktiengesellschaft

verwandelt wird, so verschwindet diese Firma voll¬

ständig als Erzeugerin von Einkommen, das als

Einkommen aus selbständigen Unternehmungen ge¬

wertet werden könnte; das Einkommen, das dann

aus dieser Firma resultiert, wird zum Teil, wenn

es sich um eine Aktiengesellschaft handelt, soweit es

aus Dividendenbezug herrührt, ein Einkommen aus

Kapitalbesitz und, sotveit es die leitenden Direktoren

dieses Institutes betrifft, ein Einkommen aus festen

Bezügen, ans Dienstbczügen. Unter der Gruppe,

deren Beitrag zu der Einkommensteuer so kolossal

gewachsen ist, den Arbeitern und Angestellten, be¬

finden sich natürlich auch die Bankdirektoren und

Leiter großer Jndustrieunternehmungen. Diese prv-

portionelle Umstellung ergibt sich eben daraus, daß

in der Organisation der Unternehmungen eine gcivisse

Veränderung eingetreten ist und daß sich immer

mehr Unternehniungen in Aktiengesellschaften ver¬

wandeln, daher in der Kategorie „Steuer aus selb¬

ständigen Unternehmungen" nicht mehr aufscheinen,

sondern nur in den Kategorien „Steuer aus Dienst-

bezügcn" — wobei ja auch die Tantiemen zu den

Dienstbezügen gehören — und „Steuer aus Kapital¬

besitz".

Das ist also ein Grund, warum sich in dieser

Beziehung eine gewisse Verschiebung ergeben hat,

und es sind daher alle Schlüsse, die der Herr Abg.

Schiegl aus diesen Dingen gezogen hat, nicht in

vollem Maße zutreffend. (Schiegl: Die große

Arbeitslosigkeit, Herr Professor/) Die spielt gewiß

eine Rolle, aber immerhin werden Sie mir zugeben,

daß die Entwicklung bei uns zur Aktiengesellschaft,

zur Genossenschaft drängt und daß daniit Ein¬

kommen, die aus eineui solchen Betrieb stammen,

aus der Rubrik „Einkonmien aus selbständigen Unter¬

nehmungen" verschwinden und sich in Einkonmien

anderer Kategorien, nämlich „Einkommen aus

Kapitalbesitz" und „Einkommen aus Dienst- und

Lohnbezügen" u. dgl. verwandeln. Das ist natürlich

eine Sache, die schwer statistisch exakt zu erfassen

sein tvird. Immerhin wird man, wenn nian dieses

Problem behandelt, an dieser verschiebenden Wirkung,

die sich ans der Veränderung unserer Wirtschasts-

konstitution ergibt, nicht ganz vorübergehen können.

Wenn sich nun der Herr Abg. Schiegl des

weiteren darüber beschwert hat, daß die Besteuerung

in Wien, speziell auf dem Gebiete der Körper-

schaflssteuer, eine viel zugrcifendere sei als in den

Ländern draußen, so möchte ich nur das eine sagen:

Wenn der Steuerdurchschnitt in Wien höher ist, so

spielt dabei sicher auch die Sitzquote eine gewisse

Rolle. Es ist doch eine Tatsache, daß von Handels-.

Versicherungs- und Kreditunternehmungen 50 Prozenr

der Körpcrschaftsstener und von Jndustricunter-

nehmungen 20 Prozent der Körperschaftssteuer in

Wien gezahlt werden. Es gäbe also ein sehr ein¬

faches Mittel, den durchschnittlichen Steuerdruck

Wiens herabzusetzen. Wenn man die Sitzquote be¬

seitigen würde, dann würde sich die Steuerleistung

sofort zuungunsten Wiens verschieben und die

Statistik für den Wiener Steuerdurchschnitt erträg¬

lichere und angenehmere Zahlen aufwcisen. (Schiegl:

Herr Professor, das Fünffache! Das macht das

nicht aus!) Ich gebe zu, es wird nicht die ganze

Differenz herauskommen. Wien hat natürlich auch

das Glück, daß die größten Zensiten hier sitzen und

die reichsten Leute ihr Einkommen, um wieder auf

die Einkommensteuer zurückzukommen, in Wien ver¬

steuern. Das ist ein unerhörter Glücksfall für diese

Stadt und eine Tatsache, mit der man sich abfinden

muß. Wir können die Leute nicht zwingen, ihren

Wohnsitz zu ändern, so gern wir es vielleicht

möchten.

Ich meine, an diesen zwei Dingen darf nian

nicht vorübergehen, wenn man zu den Ausführungen

des Herrn Abg. Schiegl Stellung nimmt und wenn

man diese Ausführungen, die gewiß auch einiges

Richtige enthalten haben, richtig werten will.

Zum Schluffe möchte ich, um die Geduld des

hohen Hauses nicht länger in Anspruch zu nehmen,

nur noch dem Herrn Finanzminister zur Erwägung

geben, ob es nicht zweckmäßig wäre, einen guten

Brauch, der sich eingebürgert hat, zu perennieren,

nämlich den Brauch, bei rechtzeitiger Fatierung die

Voreinzahlung nicht von der Gebühr des Vor¬

jahres vorzuschreiben, sondern nach der Fatierung
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des betreffenden Zenfiten. (Beifall. — Während
vorstehender Rede hat Präsident Mihlas den

Vorsitz übernommen.)

Damit ist die Aussprache über den VIII. Ab¬

schnitt und damit über den Bundesvoranschlag beendet.

Es gelangt nunmehr das Bundesfinanzgesetz zur

Verhandlung.

Generalberichterftatter Heinl: Hohes Haus! Im

Artikel I des Bundesfinanzgesetzes find verschiedene

Änderungen vorgenommen worden, die durch die

Gehaltsgesetznovelle und die Notwendigkeit der Be¬

deckung des durch sie verursachten Mehraufwandes

hervorgcrufen worden sind.

Im Artikel II des Bundesfinanzgesetzes soll die

Verwendungsdauer gewisser für das Jahr 1927

bewilligter Kredite, insoweit sie nicht bis Ende 1927

zur Verwendung gelangt sind, noch bis Ende des

Jahres 1928 sichergestcllt werden.

Die Regierungsvorlage über die Nachweisung der

Dienstpoften, die einen integrierenden Bestandteil

des Bnndesfinanzgesetzes bildet, ist durch Einbe¬

ziehung der von der Bundesregierung eingebrachten

drei Nachträge entsprechend richtiggestellt worden.

Ich erlaube mir nun, namens des Finanz- und

Budgetausschusses den Antrag zu stellen (liest):

„Ter Nationalrat wolle beschließen:

Dem in der durch die Beschlüsse des Finanz-

»nd Bndgetausschusses geänderten Fassung ange¬

schlossenen Entwurf des Bundesfinanzgesetzes samt

Bnndesvoranschlag und der Nachweisung der Tienst-

posten für das Jahr 1928 wird die verfassungs¬

mäßige Znftimmung erteilt "

Janicki: Hohes Hans! Ein integrierender Be¬

standteil des Bundesfinanzgesetzes ist die Nach¬

weisung über den Dienstvostenplan — das waren

die Worte des Herrn Generalberichterstatters zu

diesem Teile des Bundesvoranschlages. Ich möchte

den Dienstpostenplan nicht nur einen integrierenden,

sondern einen besonders wichtigen Bestandleil des

Bnndesfinanzgesetzes nennen, wichtig für die Ver¬

waltung, wichtig aber auch für die Beamtenschaft.

Es ist bedauerlich, daß diesem Anhänge zum Bundes¬

finanzgesetz in dieseni Hause in all den Jahren

eigentlich sehr wenig Aufmerksamkeit geschenkt wurde.

Das Hans hat das Recht, ebenso wie zu allen

anderen Kapiteln des Bundesvoranschlages auch zu

diesem Anhang Stellung zu nehmen und sich mit

allen seinen Einzelheiten zu beschäftigen. Es ist das

bis jetzt nicht geschehen. Worauf das znrückzuführen

ist, entzieht sich meiner Kenntnis: jedenfalls hat es

aber zur Folge gehabt, daß die Regierung bisher

bei der Aufstellung des Dienstpostenplans ganz selb¬

ständig Vorgehen konnte und auch vorgegangen ist.

Der Dienstposteuplan hat, wie ich schon sagte,

eine außerordentliche Bedeutung sowohl für die Ver¬

waltung wie auch für die Beamtenschaft. Für die

Verwaltung liegt die Bedentting darin, daß es von

der Konstruktion des Dienstpostenplanes abhängt,

wie hoch sich letzten Endes der Aufwand für Per¬

sonalzwecke stellt; denn, da ein sehr großer Teil der

Dienstklassen nicht automatisch, sondern mir im Wege

der freien Beförderung erreicht werden kann, hat es

die Regierung jederzeit in der Hand, durch Ab¬

schnürung der freien Beförderung, und zwar dadurch,

daß die Anzahl jener Posten, die durch freie Be¬

förderung erreicht werden können, möglichst gering

gehalten wird, die Kosten für den Personalauswand

zu drücken. Ob das gerade in jeder Hinsicht zweck¬

mäßig ist, will ich dahingestellt sein lassen; schließlich

und endlich kann die Regierung auch nicht gleich¬

gültig an der Tatsache Vorbeigehen, daß es aus die

Dauer unmöglich werden dürfte, mit einer Beamten¬

schaft Ersprießliches zu leisten und von einer Be¬

amtenschaft die vollste Hingabe an den Dienst zu

verlangen, deren Stimmung durch fiskalische Ab¬

schnürung der Befördcrungsniöglichkeiten immer mehr
gedrückt wird.

Den Erläutertingen ist zu entnehmen, daß ins¬

gesamt ein Stand von 97.114 pragmatischen An¬

gestellten und von 22.441 Vertragsangestellten

und Arbeitern ansgewiesen ist. Es sind das um

1182 Personen mehr als im Jahre 1927. Die

Gesamtzahl der Personen, die, abgesehen von den

Bundesbahnen, vom Bund unmittelbar oder mittel¬

bar Gehalt oder Lohn beziehen, beträgt somit

119.555. Von der Vermehrung um 1182 Personen

entfällt der weitaus größte Teil auf die Gruppe

der Wachebeamtcn und auf das Bundesheer. Die

Personalvermehrung in den anderen Dienstzweigen

ist ganz geringfügig und verfolgt offensichtlich nur

den Zweck, wenigstens die allergrößten Schwierig¬

keiten, die durch den Abbau entstanden sind, einiger¬

maßen zu mildern.

Wenn man nun die Nachweisung über die Dienst¬

posten genau durchgeht, so ergibt sich folgendes

Bild. Im Tienstpostenplan sind sämtliche Dienst¬

posten enthalten, die im Bundesdienste Vorkommen,

und zwar sowohl in der Hoheitsverwaltnng als

auch in den Bundesbetrieben. Dies entspricht den

Vorschriften des § 17 des Gehaltsgesetzes. Die Dienst-

Posten werden nach solchen geordnet, die durch Zeit-

bcsörderung erreichbar sind, und solchen, die bloß

durch freie Beförderung erlangt werden können.

Die durch Zeitbeförderung erreichbaren Dienstposten

werden in eine Post znsammengezogen. Das sind

die sogenannten „Topfposten", wie der fachtechnische

Ausdruck lautet, ein sehr sinnreicher Ausdruck, der

bei den Bundesangestellten gewissermaßen als die

beste Kennzeichnung ihrer Lage aufgesaßt wird. Sie

sind nämlich der Meinung, daß sie durch diese Art

der Abfassung des Dienstpostenplanes tatsächlich den

Topf aufgesetzt erhalten haben.

In den vergangenen Jahren .sind keinerlei Ver¬

besserungen im Dienstpostenplan vorgenommen worden.
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Für das Jahr 1928 ist eine Reihe von Verbesse¬

rungen vorgesehen und der Herr Finanzminister hat

im Finanzausschüsse mit besondcreni Nachdruck auf

diese Tatsache hingewiesen. Demgegenüber muß ich

aber erklären, daß die Verbesserungen, die diesmal

der Dienstpostenplan bringt, in keiner Hinsicht aus-

reichen, weil sie ganz geringfügiger Natur sind eznd

nicht einmal die einfachsten und bescheidensten Wünsche

der Beamten erfüllen. Wenn die Beamten sich an

die Regierung gewendet und ersucht haben, man

möge ihnen ein gewisses Mitwirkungsrecht bei der

Aufstellung des Dienstpostenplanes zugestehen, wurde

Ihnen immer gesagt: das sei eine reine Angelegen¬

heit der Verwaltung, sozusagen eine Sache, die in

die Hohcitsrechte der Regierung fällt. Diesen Stand¬

punkt kann ich nicht gelten lassen. Es ist ein Hoheits¬

recht der Regierung, festzusetzen, wieviel Angestellte

oder wieviel Personen in den Dienst überhaupt

aufzunehmen sind. Das ist das unbestrittene Hoheits¬

recht der Regierung. Beini Dienstpostenplan handelt

es sich aber um etwas ganz anderes, handelt es

sich nicht lediglich darum, wie viele Dienstposten fest¬

gesetzt werden sollen, sondern auch darum, wie sie

aus die einzelnen Dienstklaffcn aufzuteilen sind. Von

dieser Austeilung hängt die Beförderungsmöglichkeit

der Beamten ab. Darüber aber, nach welchen

Grundsätzen und Gesichtspunkten die Beförderung

der Beamten sich abwickeln soll, können und müssen

wohl die Beamten auch mitgehört werden. Daher

ist der Standpunkt, daß der Dienstpostenplan die

Organisationen der Beamten nichts angeht, falsch.

Es wird eben die rein besoldungsrechtliche Seite

des Dienstpostcnplanes von der Regierung voll¬

ständig übersehen.

Ich kann mich leider hier nicht auf die Details

dieses Dienstpostenplanes einlassen, weil die Zeit zu

weit vorgeschritten ist, sondern will nur aus einige

besonders in die Augen springende Tatsachen Hin¬

weisen, die von der großen Mehrheit der Beamten

als schwere Härten empfunden ivcrdcn.

Zur Besetzung jener Dienstposten, die nur durch

freie Beförderung erreichbar sind, wurden Richt¬

linien in der Personalsektion des Finanzministeriums

ausgearbcitet. Schon dieser Umstand zeigt, daß es

eben nicht geht, das freie Ermessen ohne irgend¬

welche bestimmte Grundlagen auszuübcn, daß also für

die Beförderung bestimmte Grundlagen geschaffen

werden niußten: Wenn dem aber so ist, dann können

die Beaniten mit Recht verlangen, bei der Schaffung

dieser Grundlagen luitangchört zu werden. Wie

notwendig das ist, beweist nicht nur das Vorhanden¬

sein, sondern das Aussehen dieser Richtlinien selbst.

Denn die Richtlinien gehen, je nach der Vcrwen-

dungsgruppe der Beamten, so weit auseinander,

differenzieren zwischen den einzelnen Verwendungs-

grnppen so außerordentlich stark, daß dadurch Ver¬

hältnisse herbcigeführt werden, die immer unerträg-

lichcr werden. Beispielsweise befindet sich in der

Verwendungsgruppe 8 nur ein Bruchteil der Beamten

dieser Verwendungsgruppe — etwa 20 Prozent -—

in den durch Zcitbcfördcrnng erreichbaren Dienst¬

klassen, im sogenannten Topf. Alle anderen sind in

Dienstklassen eingerciht, die nur durch freie Beför

derung erreicht werden können. Die anderen Beamten

sind den Beamten der Vcrwendungsgruppe 8 darum

gewiß nicht neidig; aber was sie nicht einschen

können ist, daß es bei ihnen gerade umgekehrt sein

muß, daß in den anderen Gruppen nur ein ganz

kleiner Teil der Beamten — 10 bis 30 Prozent -—

in den höheren Dienstklassen, also in den durch freie

Beförderung erreichbaren Dienstklaffcn sein kann,

während die große Masse im Topf steckt und bei

Fortsetzung der jetzigen Praxis keine Aussicht hat,

in absehbarer Zeit aus den niedrigen Dienstklassen

herauszukommen. Sehr viele, die heute schon vor

den: Ausdienen stehen, müssen damit rechnen, daß

sie vor ihrer Pensionierung keine höhere Dienstklasse

im Wege der freien Beförderung erreichen können.

Ich will, um diese Verhälinissc zu charakterisieren,

ein Beispiel anführen, ohne das Anit zu nennen.

Es gibt ein Amt, in dein sich 21 Beamte der

Verwendungsgruppe 8 befinden, denen 23 Beamte

der Verwendungsgruppe 5 gegenüberstehen, so daß

gewisserniaßen jeder Beamte der Verwendungs¬

gruppe 5 in diesem Amte seinen eigenen Hofrat hat.

Von diesen 21 Beamten der Verwenduugsgruppe 8

befindet sich einer in der V. Dienstklasse, sieben in

der IV. Dienstklas.se, 12 in der III. Dienstklassc und

einer in der II. Dienstklassc. Für die durch Zcit-

beförderung erreichbaren Dienstposten ist überhaupt

keiner übriggeblieben. Nun wird das Finanz¬

ministerium wahrscheinlich sagen, daß diese Beaniten

eben das Dienstalter gehabt haben. Das trifft auch

bei allen anderen Beaniten zu, ist aber in diesen

Fällen kein Anlaß für das Finanznlinistcrium, solchen

Beaniten iin Wege der freien Beförderung eine höhere

Dienstklassc zn verlechen. Diese ungleichmäßige Be¬

handlung ist eine schwere Ungerechtigkeit und hat zn

Verhältnissen in der Beamtenschaft geführt, die heute

bereits viel ärger find als sie vor der Dienstprag-

niatik im Jahre 1912 waren. Wenn das so weiter-

gcht, könnte einmal irgendein Beamter auf den

Gedanken kommen, sich, um vorwärtszukommen, der

Hofrichtermethode zu bedienen. Denn nach den Richt¬

linien, die jetzt bestehen, kann er unmöglich avancieren.

Auf diese Zustände mache ich den Herrn Finanz-

minister nachdrücklich aufmerksam.

Der Herr Finanzminister hat in den letzten Ver¬

handlungen mit den Beamten wohl den Stand¬

punkt weiter behauptet, daß die Aufstellung des

Dienstpostenplanes ausschließlich eine Angelegenheit

der Verwaltung sei, hat aber nichtsdestoweniger an¬

erkannt, daß der Dicnstpostenplan auch im wesent¬

lichen Zusammenhänge mit den Beförderungs-
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Möglichkeiten der Beamten steht. Aus diesem Grunde

hat er die Personalsektion ini vorigen Jahre ange¬

wiesen, mit den Organisationen zu verhandeln.

Herausgekommen ist bei diesen Verhandlungen aller¬

dings nichts, weil die Richtlinien scheinbar als

ebenso unabänderlich betrachtet werden wie irgend¬

ein Dognia. An diesen Richtlinien darf anscheinend

nicht gerührt werden und die Beamten können

absolut nicht vorwärtskomnien. Somit ist der

Gesamteindruck des Dienstpostenplanes 1928 der,

daß er absolut unzureichend ist, daß er die Unzu¬

friedenheit, die wegen der schlechten Beförderung

in der Beanitenschast seit Jahren besteht, in keiner

Weise zu beseitigen geeignet ist. Ich richte daher an

den Herrn Bundesfinanzminister das Ersuchen, bei

dem nächsten Dicnstpostenplan nicht nur die Wünsche

der Beamten in weitergehcndem Maße zu berück¬

sichtigen. sondern den Organisationen der Beamten

auch Gelegenheit zu geben, bei der Ausstellung des

Dienstpostenplanes in einer Weise Mitwirken zu

können, die Aussicht auf praktische Erfolge gewähr¬

leistet.

Zum Schluffe möchte ich noch hervorheben, daß

im Zusammenhänge mit dem Dienstpostenplan auch

die Frage der Pragmatisierung von Vertrags¬

angestellten von großer Bedeutung ist, die ja

sozusagen zum ständigen Requisit und zur ständigen

Beschäftigung des Bundesministeriums für Finanzen

gehört. Run haben sich hauptsächlich bei der

Pragmatisierung von Angestellten der unteren Ver¬

wendungsgruppen Schwierigkeiten ergeben.

Die Regierung weigert sich, Beamte in Dienst¬

verrichtungen der Verwendungsgruppen 1 bis 3 zu

pragmatisieren. Es wird von der Regierung erklärt

— es liegen mir zwei authentische Äußerungen des

Herrn Bundesministers für Finanzen und des

Herrn Bundeskanzlers vor —, daß hier Prag¬

matisierungen deshalb nicht vorgenommen werden

können, weil es sich um Personen handelt, deren

Dienstleistungen nicht den Charakter eines öffent¬

lichen Dienstes tragen. Das ist ein ganz neuartiger

Standpunkt, denn die Pragmatisierung ist bisher

nie etwas gewesen, was mit der Dienstverwendung

des Beamten im Zusammenhang stand. Die Prag¬

matisierung war eine Begleiterscheinung des öffent¬

lichen Dienstes, beziehungsweise des Staatsdienstes

an und für sich. Wir haben auch vor dem Kriege

Diener und Unterbeamte gehabt, die pragniatisch

waren. Es ist damals keinem Menschen eingefallen

zu sagen: weil sie untergeordnete Dienstverrichtungen

versehen, können sie nicht pragmatisch sein. Das

Merkmal des Staatsdienstes ist eben immer die

Pragmatisierung gewesen. Heute will man sich auf

einen anderen Standpunkt stellen und bei der

Pragmatisierung schauen, was die Leute eigentlich

machen. Man sagt: Wir werden uns diejenigen

aussuchen, deren Beschäftigung sie nach unserer

Meinung würdig macht, pragmatisiert zu tverden,

und die anderen werden wir nicht pragmatisieren.

Das ist ein Standpunkt, der rückständiger ist als der

der Standpunkt der Regierungen in der Monarchie in

den letzten Jahren vor dem Kriege. Ich erwarte, daß

dieser Standpunkt sich praktisch nicht durchsetzt und daß

ar^ch in der Frage der Pragmatisierung die Re¬

gierung sich zu einer, den Vertragsangestellten

gegenüber gerechteren Haltung entschließen wird.

Ich schließe meine Ausführungen mit dem noch¬

maligen Ersuchen an den Herrn Finanzministcr, den

Dicnstpostenplan für das nächste Jahr mit den

Beamten und nicht gegen die Beantten aufzustellen.

(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Paulitsch: Hohes Haus! In wenigen Worten

will ich zwei Fragen berühren, welche die Länder

in ganz bedeutenden: Maße interessieren. Die erste

ist der Dienstpostenplan. Wir von den Ländern

gönnen den Herren in den Zentralbehörden und in

den verschiedenen Ministerien vom ganzen Herzen

die bessere Reihung, wir vergönnen ihnen vom ganzen

Herzen die besseren, kürzeren Vorrückungsfristen, aber

wir müssen schon darauf aufmerksam machen, daß,

während in den Zentralbehörden, in den Ministerien

für jedes Fach und für jede Materie ein Fachmann

und ein Spezialist vorhanden ist, in den Ländern

draußen der Beamte zwei, drei, vier verschiedene

Materien und Fächer beherrschen muß; er muß das

notwendige Wissen besitzen und trägt auch eine größere

Verantwortung. Ich erkenne ja sehr gern an, daß

der Sektionsrat in einem Ministerium einen ganz

schönen Wirkungskreis hat, aber wenn ich damit die

Aufgaben und die Verantwortung des Bezirks¬

hauptmannes draußen in Parallele stelle, dann muß

ich gestehen, daß dieser in keiner Weise hinter dem

Sektionsrat zurücksteht.

Es muß bei dieser Gelegenheit arrch darauf hin¬

gewiesen werden, daß in einzelnen Ländern nicht

einmal so viele Posten der zweiten und dritten

Dienstklasse bestehen wie vielleicht in einem einzigen

Departement einer Zentralbehörde. Ohne diese Be¬

amten irgendwie benachteiligen zu wollen, muß ich

doch sagen, daß draußen die Vorrückungsverhältnisse

und die Anwartschaften äußerst bescheiden sind und

daß das natürlich auf die Beamtenschaft zurückwirkt.

Roch ein anderes Moment will ich hervorheben.

Es wird das Finanzministerium einmal darangehen

müssen, sich mit der Ortsklasseneinteilung zu be¬

schäftigen (lebhafte Zustimmung), die einmal den

Verhältnissen entsprechend ganz gut gewesen sein mag,

heute aber oft ganz willkürlich festgesetzt ist, wo die

Orte eingeschachtelt sind, ohne daß es den tatsächlichen

Verhältnissen entspräche, wo der eine Ort in die

erste und der andere Ort, jenseits des Flusses über

der Brücke, in die zweite Klasse eingereiht ist. Es

geht natürlich auch nicht an, daß man die Lebens¬

verhältnisse einfach nach der Entfernung der Orte
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von der Bahn klassifiziert, je weiter weg, desto

billiger; gerade das Gegenteil ist heute oft der Fall.

(Zustimmung.)

Ich stelle daher an das Finanzministerium das

freundliche und dringende Ersuchen, sich mit der

Lösung dieser Fragen zu beschäftigen. Die Lösung

dieser Fragen wird die einen nicht benachteiligen,

sic Ivird aber den andern Teil der Beamtenschaft

innerlich zufriedenstelleu. (Lebhafter Beifall und

Händeklatschen.)

Generalberichterstattcr Heinl: Hohes Haus! Es hat

sich leider im Artikel II ein Druckfehler eingeschlichcn.

Es heißt dort: „Von den nachstehenden für das

Jahr 1927 bewilligten Krediten können jene Rest¬

beträge, die bis Ende des Jahres 1927 nicht zur

Verwendung gelangt sein werden . . ."; es soll

heißen: „zur Verwendung gelangt sind. . ."

Ich bitte das hohe Haus, das Bundesfinanzgesetz

mit dieser Änderung anzunehmen.

Damit ist die Aussprache über das Finanzgesetz

beendet.

Präsident: Hohes Haus! Wir schreiten zur Ab-

stimmung.

Bevor ich jedoch die Abstimmung über die rest¬

lichen Kapitel des Bundesvoranschlages und das

Finanzgesetz beginne, möchte ich zunächst auf eine

frühere Abstimmung zurückkommen. Es scheint, daß

denr hohen Hause ein Irrtum bei einer Abstimmung

zu Kapitel 19 „Landwirtschaft" unterlaufen ist

(S. 1186).

Es handelt sich um einen Minderheitsantrag aus

dem Ausschüsse, den Antrag des Abg. Schneeberger.

Es wurde bezüglich der in diesem Anträge entfallenden

Worte „mit einem paritätischen Beirat" die getrennte

Abstimmung beantragt. Ich habe diesem Wunsche

entsprechend über den Antrag Schneeberger mit

Hinweglassung dieser Worte abstimmcn lassen. Der

zur Abstimmung gebrachte Teil des Antrages Schnee¬

berger ist nun aber vollkommen identisch mit der

Entschließung Nr. 14 des Ausschusses. Die Ent¬

schließung Nr. 14 wurde vom Hause angenommen,

der Antrag Schneeberger mit Hinweglassung der

beanstandeten Worte jedoch abgclehut. Das ist ein

Widerspruch, der richtiggestellt werden muß.

Ich werde nunmehr, um die wahre Meinung des

Hauses zu befragen, den Antrag Schneeberger und unter

einem die Resolution Nr. 14 des Ausschusses noch

einmal zur Abstimnmng bringen, und zwar den Antrag

Schneeberger vorläufig mit Hinweglassung der Worte

„mit einem paritätischen Beirat".

Ich bitte jene Frauen und Herren, die den Antrag

Schneeberger mit vorläufiger Hinweglassung der be¬

anstandeten Worte und die damit identische Resolution

des Ausschusses Nr. 14 annehmen wollen, sich von

den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ich stelle fest,

daß der Antrag einstimmig angenonlmen ist.

Ich werde nunmehr auch über die vorläufig aus¬

gelassenen Worte „mit einem paritätischen Beirat"

des Antrages Schneeberger abstimmen.

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren, die auch

diese Worte genehmigen wollen, sich von den Sitzen

zu erheben. (Geschieht.) Es ist die Minderheit. Ab¬

gelehnt.

Damit ist dieser Zwischenfall erledigt.

Es folgt die Abstimmung über die Kapitel des

VII. Abschnittes.

Kapitel 25 wird nach dem Anträge des Aus¬

schusses angenommen, desgleichen die vom Aus¬

schüsse vorgeschlagene Entschließung.

Kapitel 2 7, Titel 4, wird nach dem Ausschuß-

antrage angenommen; die vom Ausschüsse vor¬

geschlagene Entschießung wird gleichfalls ange¬

nommen.

Damit ist Abschnitt VII erledigt und es wird zur

Abstimmung über die Kapitel des VIII. Abschnittes,

geschritten.

Kapitel 16, 17 und 18 werden nach den An¬

trägen des Ausschusses angenommen. Die vom
Ausschuß vorgeschlagenen drei Entschließungen werden

ebenfalls angenommen.

Die Entschließung Manhalter (S. 1221) und

die Entschließung Bichl (S. 1225) werden in

getrennter Abstimmung angenommen.

Kapitel 26 a wird nach dem Ausschußantrag

angenommen.

Kapitel 27, Titel 1, Kapitel 27, Titel 2, und

Kapitel 27, Titel 3, sowie Kapitel 28, Titel 6, und
Kapitel 28, Titel 7, werden nach den Anträge»

des Ausschusses in getrennten Abstimmungen an-

genom men.

Damit ist der Bundesvoranschlag erledigt.

Sodann wird das Bundesfinanzgesetz für das

Jahr 1928 samt den Anlagen I bis VI und der
Nachweisung der Dienstposten (Anlage VII) nach
den Anträgen des Ausschusses und mit der vom
Berichterstatter bekanntgegebenen Richtigstellung im
Artikel II in zweiter und dritter Lesung ange¬

nommen.

Die Tagesordnung ist erledigt.

Die Regierungsvorlagen B. 136 und .137 werden

dem Ausschuß für Handel zugewiesen.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen

Wege einberufen werden.

Präsident: Ich danke den Herren für ihre lange

Ausdauer in der Beratung des Budgets und erkläre

die Sitzung für geschlossen.

Schluß der Sitzung: 5 Uhr 3NMin. nachm.
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